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Leipzig und Dresden. 


Meine Mitbürger! 


An der Schrift, welche ich Euch hiermit uͤbergebe, 
iſt meines Wiſſens nach nichts Falſches, als der 
Name des Verfaſſers. Meinen rechten Namen habe 
ich nicht genannt, theils weil hier der Name nichts 
zur Sache thut, theils weil ich meinen Namen nicht 
gern einer Schrift vorſetze, die nicht unmittelbar 
aus meinem Berufe hervorgeht. Diejenigen, welche 
hinter dem Namen den Mann erkennen, wiſſen 
ohnedem, daß dieſes Verſchweigen mit Menſchen⸗ 
furcht nichts zu thun habe; es iſt aber auch nicht 
einmal etwas zu fuͤrchten oder zu wagen mit dieſer 
Schrift. a e 

Ich nenne Euch Mitbuͤrger, weil ich einſt im 
weitern Sinne Euer Mitbuͤrger war, dem Herzen 
nach es immer geblieben bin, und auch aͤußerlich 
einer theuern Genoſſenſchaft unter Euch noch als 
ſolcher angehoͤre. 

Geſchmeichelt habe ich Euch in keiner Weiſe; 
das moͤgen jetzt diejenigen thun, die Euch fruͤher 
die geziemenden Zeichen der Achtung verſagt haben: 


aber wir unter einander haben die offne, einfache 
und wohlgemeinte Rede immer am beſten verſtan⸗ 
den. Ich habe daher alle die feinen und verlognen 
Redensarten fuͤr unnoͤthig geachtet, mit denen man 
bei ſolchen Gelegenheiten von der Regierung und 
von dem Volke wohlwollend zu ſprechen pflegt, ob⸗ 
wohl beide wiſſen, daß dieſes nur Redensarten 
find. Es iſt das Wort eines innerlich und Außer: 
lich unabhaͤngigen Mannes, das ich Euch biete, 
und es iſt hier allein zu thun um einfache Wahr: 
heit des Gedankens und der Thatſache. Auch iſt 
es nichts Neues und Unerhoͤrtes, was ich Euch 
bringe: vielmehr dasjenige, was ich zum Theile 
unter Euch erlebt habe, und was wir nach den er⸗ 
ſten ſtuͤrmiſchen Tagen öffentlich und traulich viel- 
fach mit einander beſprochen haben; es iſt in der 
Hauptſache das Eure. 

Zunaͤchſt deßhalb eigne ich dieſe Schrift als Euer 
urſpruͤngliches Eigenthum Euch zu; ſodann weil 
ich wuͤnſche, daß Ihr vor allen ſie gruͤndlich erwaͤ⸗ 
gen und beherzigen moͤgt; endlich weil ich hoffe, 
daß ſie ein treues Denkmal des unmittelbaren Ein⸗ 
druckes dieſer Zeit Euch und Euern Kindern ſeyn 
werde. Denn dankbar oder klagend werden ſie einſt 
Euch fragen um dieſe Tage. Ihr habt die Bewe⸗ 
gungen derſelben nicht frevelhaft herbeigerufen, aber 


als fie Euch riefen, habt Ihr die Zeit verſtanden 
und dem Vaterlande nicht gefehlt. Ihr habt Euch 
bewaͤhrt in der Liebe zur geſetzlichen Ordnung und 
in der Liebe zur geſetzlichen Freiheit. Um es gluͤck⸗ 
lich hinauszufuͤhren, muͤßt Ihr noch verharren in 
drei andern großen Buͤrgertugenden. Vorerſt Ver⸗ 
trauen auf die Regierung! Es iſt alle vernuͤnf⸗ 
tige Urſache dazu vorhanden, und die Regierung 
hat Euch vertraut. Auch iſt Euch nicht unbekannt, 
daß eine fremde eingedrungene Parthei 5 welche eben 
fo gewiſſenlos die Maske der Freiheit als der Frech⸗ 
heit vornimmt, um die wahre Freiheit zu vernich- 
ten, durch ihre Anſtiftungen die Zeit der Gewalt- 
thaͤtigkeiten zu erneuen verſucht hat. Dieſe Par⸗ 
thei wird alles aufbieten, um das gegenſeitige Ver⸗ 
trauen zwiſchen dem Koͤnige und dem Volke zu 
zerſtoͤren. Laßt ihr's nicht gelingen! Ihre Anſchlaͤge, 
durch Euer Vertrauen auf die Regierung und durch 
Eure Achtung vor den Geſetzen überwunden, muͤſ— 
ſen zur Verherrlichung unſers Vaterlandes dienen, 
das fie verrathen wollen. Die Sache des Regen- 
ten und des Volkes iſt jetzt vollkommen eins ge⸗ 
worden. Zum zweiten Geduld! Die Maßregeln, 
welche noͤthig ſind, fordern Zeit und Ueberlegung, 
es kommt wenig auf einen Tag fruͤher oder ſpaͤter 
an bei demjenigen, was auf die Nachwelt kommen 


fol. Zum dritten und allererſten Gemeinſinn! 
Wenn jeder Bürger und jeder Stand feine beſon— 
dern Vortheile durchſetzen will, ſo wird mit dem 
Ganzen auch der Einzelne zu Grunde gehn. Haͤt⸗ 
ten in Paris nicht Tauſende das Leben muthig in 
die Schanze geſchlagen, ſo wuͤrde ganz Frankreich 
in tiefe Schmach verſunken ſeyn. Und noch jetzt, 
wenn jede Parthei nur ihre Intereſſen und ihre 
Leidenſchaften geltend macht, ſo koͤnnen leicht jene 
Tauſende vergeblich gefallen ſeyn. Ihr habt fuͤr 
jetzt nur einige aͤußerliche Intereſſen aufzuopfern, 
und auch dieſe koͤnnen Euch mit der Zeit aus dem 
gluͤcklichen Zuſtande des Ganzen reichlich erſetzt 
werden. 

Da Ihr nun gewagt habt, das erſte und ent— 
ſcheidende Wort in dieſer Sache zu ſprechen, ſo 
blickt auch das ganze Volk auf Euer Beiſpiel, und 
die Nachkommen werden Euch den Ruhm oder die 
Schmach dieſer Tage zurechnen, je nach der Kraft 
und Beſonnenheit, mit der Ihr's hinausfuͤhrt. 
Sachſens ſchoͤne Hoffnung ruht auf dem Koͤnigli⸗ 
chen Juͤnglinge am Throne; aber nur durch ein 
furchtloſes und treues Volk kann die Hoffnung er: 
fuͤllt werden. 

Geſchrieben am 18. Octob. 1830. 


Einleitung 


Ein Volk, ſeit Jahrhunderten groß in den Kuͤnſten 
des Friedens, in den Jahren des Ungluͤcks ſtolz auf 
feine Liebe zum angeſtammten Fuͤrſtenhauſe, gedul- 
dig auch im Ertragen der Irrthuͤmer ſeiner Behoͤr— 
den, ein treues, biederes Volk hat zu den Waffen 
gegriffen. Das Hausrecht iſt gebrochen, die Si— 
cherheit des Eigenthumes geſtoͤrt, Buͤrgerblut iſt 
vergoſſen worden, zwar durch die Milde der Regie⸗ 
rung und durch die Beſonnenheit des Volkes nicht 
im offnen Kampfe und nicht in Stroͤmen, doch in 
einzelner Gewaltthaͤtigkeit. Einige Beamte ſind ver⸗ 
trieben, ſtaͤdtiſche Behörden find geſchmaͤht, ange: 
klagt, zum Theil aufgehoben worden. Der erſte 
Miniſter iſt geſtuͤrzt, ein Mitregent des Koͤnigreichs 
ernannt, eine Umgeſtaltung der Staatsverfaſſung 
verheißen worden. Es iſt natuͤrlich, daß man uͤber 
dasjenige, was geſchehen iſt, und was Allen min⸗ 
deſtens unerwartet kam, im eigentlichſten Sinne zu 
Verſtande zu kommen ſuche. Denn wie man auch 
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verſchieden denke uͤber das Strafbare oder Loͤbliche 
dieſer Thatſachen, in zwei Wuͤnſchen ſtimmen alle 
Wohlgeſinnte uͤberein: vorerſt, daß die Gemuͤther 
beruhigt werden, ſodann, daß das Geſchehene zum 
allgemeinen Beſten diene. Zu beruhigen aber ſind 
die Gemuͤther nur dadurch, daß die Urſachen der 
allgemeinen Volksbewegung erkannt werden, damit 
durch ihre Abſtellung die kuͤnftige Ruhe des Staa⸗ 
tes nicht nur geſichert, ſondern auch das Vertrauen 
auf dieſe Sicherheit wieder hergeſtellt werde. Deß⸗ 
halb kann auch das Geſchehene nur dann zum all⸗ 
gemeinen Beſten gewandt werden, wenn die oͤffent⸗ 
liche Meinung uͤber dieſes allgemeine Beſte wahr⸗ 
haft aufgeklaͤrt iſt. Denn gerade in den letzten Er⸗ 
eigniſſen iſt es zur allgemeinen Anerkennung gelangt, 
daß ſelbſt heilſame Einrichtungen einem Volke nicht 
aufgedrungen werden duͤrfen, ſondern daß ſie nur 
dann wahrhaft heilſam ſind, wenn ſie aus der Ein⸗ 
ſicht des Volkes hervorgehn, oder von ſeiner ein⸗ 
ſichtsvollen Beiſtimmung aufgenommen, daher auch 
durch ſeine freie Liebe feſtgehalten werden. Als Ver⸗ 
ſtaͤndigung uͤber die erwaͤhnten Ereigniſſe dieſe oͤffent⸗ 
liche Meinung auszuſprechen und zu ihrer Ausbil⸗ 
dung beizutragen, iſt der Zweck dieſer Blaͤtter. 
Denn wo dasjenige klar, gruͤndlich und oͤffentlich 
ausgeſprochen wird, was einem Volke wahrhaft 
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Noth thut, da erkennen alle Diejenigen, welche daſ— 
ſelbe mehr oder minder klar bei ſich gedacht haben, 
ihre eigne Geſinnung, und die oͤffentliche Meinung 
bildet ſich aus eben durch ihr offenes Ausſprechen. 
Unſre Rede bezieht ſich nur auf das Koͤnigreich 
Sachſen. Ich werde vorerſt die Volksbewegun— 
gen ſelbſt darſtellen, doch nur in ſofern, als durch 
die richtige Darſtellung der Ereigniſſe die Einſicht 
in dieſelben bedingt iſt; es muß dabei manches Klein: 
liche erwaͤhnt werden, weil es zum Verſtaͤndniß des 
Groͤßeren dient, das ſich daraus entwickelt hat. 
Darnach wird von den Urſ achen, zuletzt von den 
Folgen dieſer Ereigniſſe gehandelt 1 


Erſtes Kapitel. 
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Es iſt eine altvaͤterliche Sitte in Leipzig, daß am 
Vorabende einer Hochzeit vor dem Hauſe der Braut 
Nachbarn und Bekannte altes Geſchirr zerſchlagen. 
Die Polizei hat ſich ſeit Jahren dieſer laͤrmenden 
Feier entgegengeſetzt, und iſt dabei von der Jugend, 
welche liſtig und fluͤchtig ihr vermeintes Recht durch— 
zuſetzen ſuchte, mannigfach geneckt worden. Bei 
Gelegenheit eines ſolchen Polterabendes am 2. Sept. 
geſchah es, daß ein Schloſſerlehrling, der dieſen 
Neckereien von der benachbarten Hausthuͤre ſeines 
Meiſters aus ruhig zuſah, von zwei heraneilenden 
Polizeidienern irriger Weiſe ergriffen, trotz den Be— 
theurungen der dabeiſtehenden Meiſterfamilie nieder— 
geſchlagen und auf eine Weiſe gemißhandelt wurde, 
daß ſein Leben noch jetzt in Gefahr iſt. Empoͤrt 
hieruͤber, warfen ſich die allmaͤlig herbeigekommenen 
Handwerksgenoſſen auf die Polizeidiener, verhafteten 
dieſelben, und brachten ſie tumultariſch nach dem 
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Polizeigebaͤude. Da man hier die verlangte Genug— 
thuung nicht fand und nicht finden konnte, zog ſich 
die auf dem Wege angeſchwollene Volks maſſe nach 
der Wohnung des Polizeipraͤſidenten von 
Ende. Die Fenſter ſeines Hauſes wurden einge— 
worfen, die Hausthuͤre mit großen Bauſteinen zer— 
ſplittert, aber ein vorgewaͤlztes Bollwerk von hohen 
Zuckerfaͤſſern wehrte der Menge einzudringen. Erſt 
nach Mitternacht, als ſich die Volksmaſſe zerſtreute, 
wagte die Polizei, Einzelne zu verhaften. 

Am naͤchſten Abende wogte die Menge unter ver— 
worrenem Geſchrei noch zahlreicher durch die Straßen. 
Die Laternen wurden großentheils eingeworfen, und 
die Fenſter in der Wohnung eines Polizeiactuarius 
zerſchlagen. Die Polizei, durch ohngefaͤhr 30 Mann 
Reiterei aus Pegau verſtaͤrkt, verſuchte einige mal 
die Maſſen zu zerſtreuen, wurde aber durch heraus— 
geriſſene Pflaſterſteine zuruͤckgeworfen. Das Volk 
beſchraͤnkte ſich darauf, das Feld zu behaupten, ein 
beſtimmtes Ziel des Tumultes ſchien nicht vorhanden 
zu ſeyn, daher man allmaͤlig muͤde wurde und nach 
Hauſe ging. Einzelne waren abermals unbemerkt von 
der Menge verhaftet worden; ein Polizeidiener, uͤber 
einem ſolchen Unternehmen betroffen, wurde nieder— 
geworfen und brach das Genick. 

Am 4. Sept. ſuchte der Stadtrath die Errichtung 
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einer Bürgergarde zu erlangen. Aber die Bürger, 
welche zu dieſem Zwecke auf das Rathhaus beſchieden 
waren, uͤberhaͤuften den verſammelten Magiſtrat mit 
Vorwuͤrfen uͤber die Haͤrte ſeiner Verwaltung und 
uͤber die Veruntreuung des Gemeindevermoͤgens. 
Das Verſprechen einer oͤffentlichen Rechnungsable— 
gung wurde angenommen, ohne daß die Errichtung 
der Buͤrgergarde verheißen worden waͤre. 

Ueber dieſen Verhandlungen war der Abend 
herangekommen. Die vor dem Rathhauſe verſam— 
melte Volksmaſſe forderte und erlangte die Befreiung 
der in beiden vorhergehenden Naͤchten Verhafteten. 
Waͤhrend die Fenſter des benachbarten Polizeihauſes 
zertruͤmmert wurden, drang ein Haufe unter dem 
Namen einer Deputation in das Haus, erlangte von 
dem Praͤſidenten der Polizei die Abdankung mehre— 
rer Unterbeamten, endlich ſeine eigene, und ließ ſich 
erſt mit der Erklaͤrung beſchwichtigen, daß die ganze 
Polizei aufgehoͤrt habe zu ſeyn. Die uniformirten 
Polizeidiener und die Stadtſoldaten an den Thoren 
wurden mit Steinen verfolgt und verſchwanden 
alsbald. a 

Hierauf trennten ſich einzelne Schaaren, wie es 
ſchien, unter beſtimmter Leitung, um, nach einem 
Kunſtausdrucke jener Tage, die Feinde des Volkes 
zu demoliren. Dieſes Demolirungsſyſtem beſtand 


„ 


darin, daß die Haͤuſer erbrochen, und, ſo weit dieſes 
mit wohlgefuͤhrten Aexten thunlich war, beſchaͤdigt 
wurden. Alles Geraͤthe wurde zerſchlagen, alles 
andre Beſitzthum moͤglichſt unbrauchbar gemacht und 
zu den Fenſtern herausgeworfen. Dieſes Schickſal 
traf das Landhaus des Rathsherrn Erkel und die 
Wohnungen von zwei Unterbeamten der Polizei und 
des Rathes. Andere Haͤuſer wurden theils durch 
kluges Hervortreten und Bitten der Beſitzer, theils 
durch die Vorbitten, welche Nachbarn und Mieths— 
leute fuͤr inwohnende Kranke einlegten, gerettet. 
Eben ſo wurde das bereits begonnene Vorhaben, das 
Erkelſche Landhaus zu verbrennen, durch die Bitten 
eines Nachbars abgewendet. Von den Demolirenden 
wurde nichts geraubt, und jeder Verſuch zu rauben 
kraͤftig verhindert; wohl aber geſchah es, daß, nach⸗ 
dem die Plaͤtze verlaſſen waren, nachziehendes Geſin— 
del alles, was zu brauchen war, ſich aneignete. 
Diejenigen Theile eines Hauſes, welche nicht von 
den bedrohten Perſonen bewohnt waren, wurden 
ſorgfaͤltig geſchont. Der Demolirenden waren nur 
wenige, aber vor den uͤberfallnen Haͤuſern ſtanden 
dichtgedraͤngte Maſſen, welche durch einzelnes Zuru— 
fen ihren Beifall zu erkennen gaben, und ungewiß 
ließen, ob ſie mehr neugierige Zuſchauer, oder auch 
im Nothfalle Vertheidiger dieſer Gewaltthaͤtigkeiten 
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wären. Die Kavallerie, welche bis auf 50 Mann 
verſtaͤrkt war, ſchien Gründe zu haben, das Letztere 
zu fuͤrchten, und zog ruhig zuſehend mitten in den 
Haufen von Haus zu Haus. 

Eine andre Richtung des Sturmes wandte ſch 
gegen die oͤffentlichen Freudenhaͤuſer. Sie waren 
lange den Nachbarn ein Anſtoß, und beſonders 
einige in der unmittelbarſten Naͤhe der Kirchen allen 
Wohlgeſinnten ein Aergerniß geweſen. Ihr Loos 
entſchied ſich zunaͤchſt dadurch, daß allgemein die 
Ueberzeugung galt, ſie wuͤrden von der Polizei wegen 
eines ſchaͤndlichen Gewinnes beguͤnſtigt, und ſtaͤnden 
unter dem beſondern Schutze einiger namhaften 
Mitglieder des Rathes. Elf dieſer Haͤuſer wurden 
demolirt. Im Allgemeinen herrſchte die Anſicht, die 
Perſonen ungekraͤnkt entfliehen zu laſſen; hier jedoch 
erlaubte ſich der Muthwille einige Mißhandlungen. 

Der Sonntagsmorgen war uͤber dieſem Geſchaͤfte 
angebrochen. Da erſchien, erſt geſchrieben, dann 
gedruckt, als im Namen des Stadtrathes und der 
Buͤrgerſchaft, ein Aufruf des Inhaltes: „Die Stadt 
iſt in Gefahr! Alle wohlgeſinnte Buͤrger werden zu 
den Waffen gerufen, um ſie zu retten.“ — Binnen 
wenig Stunden bildete ſich aus Buͤrgern und Stu— 
denten eine Nationalgarde, welche die oͤffentliche 
Ruhe deſto leichter wieder herſtellte, da die Gegner 


„ 


derſelben verſchwunden ſchienen. Es iſt aber eine 
ziemlich verbreitete Meinung, daß Viele von denen, 
welche die Schrecken der vorhergehenden Nacht aus— 
geuͤbt, oder doch beguͤnſtigt hatten, jetzt mit der 
weißen Binde unter den Freunden der Ordnung 
ſtanden. Dieſes iſt kein Widerſpruch; auch war es 
nicht eine unbegreifliche Unentſchloſſenheit, wie man es 
in oͤffentlichen Berichten uͤber dieſe Ereigniſſe geſchil— 
dert hat, was fruͤher die Bildung einer Buͤrgergarde 
verhinderte, ſondern, wie es ſcheint, ein wohluͤber— 
legtes Bedenken. 


Die Buͤrger wollten dem Magiſtrate beweiſen, 
daß er abhaͤngig ſey von ihrem guten Willen; ſie 
wollten vielleicht ſelbſt mit den Schreckniſſen dieſer 
Nacht ihre Forderungen bekraͤftigen, Einzelne ſich 
wohl auch an Einzelne raͤchen. Dieſe Zwecke waren 
erreicht. Unterdeß war raͤuberiſches Geſindel einge— 
drungen, ein Brand der Stadt wurde gedroht oder 
gefuͤrchtet. Mit der Fortdauer des geſetzloſen Zu— 
ſtandes wuͤrde eine allgemeine Unſicherheit des Eigen— 
thums eingetreten ſeyn, daher alle Diejenigen, welche 
etwas zu verlieren hatten, jetzt nothwendig fuͤr die 
Wiederherſtellung der Sicherheit einſtanden. 


Dieſe war wieder hergeſtellt und die National- 
garde unter ſelbſterwaͤhlten Fuͤhrern organiſirt, als 
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am 6. Sept. eine außerordentliche Kommiſſion zur 
Unterſuchung und Abhuͤlfe der Unruhen von Dresden 
anlangte; zugleich etwa 1000 Mann Militair. Nicht 
allgemeinen Beifall fand der Ton eines Edictes, in 
welchem ſich die Kommiffton anfündigte und ein Tu: 
‚mult » Dandat von 1791 citirte, welches, da es feit 
1817 nicht mehr von den Kanzeln verlefen worden 
iſt, dem Volke ein wenig aus dem Gedaͤchtniß ge— 
kommen war. Die Ankunft des Militairs veran— 
laßte Beſorgniſſe. Die Kommiſſion hatte erwartet, 
eine Rotte Meuterer zu finden, die man aus ihren 
Schlupfwinkeln hervorziehn und zu Geſtaͤndniſſen 
bringen muͤßte: ſie fand eine Buͤrgerſchaft, welche 
entſchloſſen war, die oͤffentliche Ruhe zu behaupten; 
aber eben fo feſt entſchloſſen, die Waffen nicht nie: 
derzulegen, bis ihre Beſchwerden gegen das Stadt— 
regiment Gehör und Abhuͤlfe gefunden haben wuͤr— 
den. Die Studenten wurden mit dankbarer Aner⸗ 
kennung ihrer Verdienſte aufgefordert, jetzt zur Ruhe 
ihrer wiſſenſchaftlichen Beſchaͤftigungen zuruͤckzukehren. 
Aber von den Buͤrgern erſucht, nur mit ihnen zu: 
gleich die Waffen niederzulegen, behielten ſie ihre 
Thorwachten beſetzt, und jene Aufforderung wurde 
ſtillſchweigend zuruͤckgenommen. Hinſichtlich des Mi— 
litairs verglich man ſich dahin, daß die innern Thore 
von Buͤrgern und Studenten beſetzt blieben, der 
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Dienft an den aͤußern Thoren aber von diefen ge: 
meinſchaftlich mit dem Militair verrichtet wuͤrde. Hier 
war es den wohlwollenden Buͤrgern nicht ſchwer, ſich 
mit den wohlwollenden Soldaten zu befreunden, 
und es wurde auf das Wohl der guten Stadt Leip⸗ 
zig und auf die Einigkeit des Naͤhr- und Wehr— 
Standes nicht wenig getrunken. Die Lage der 
Kommiſſion war nicht ohne Schwierigkeit. Eines 
Tages waren die Studenten faſt nur durch den 
Ausdruck einer Bekanntmachung verletzt worden, als 
ſie ihre Wachen verließen, vor die Wohnung der 
Kommiſſion zogen, und dieſe aus der Stadt zu jagen 
drohten, falls die Bekanntmachung nicht zuruͤckge— 
nommen wuͤrde. Es konnte nicht wohl abgeſchlagen 
werden. Der Kommiffion, die keine ausgedehnten 
Vollmachten zu Bewilligungen hatte, blieb nichts 
uͤbrig, als Beſchwerdeſchriften der Buͤrgerſchaft, ſo wie 
der einzelnen Staͤnde, anzunehmen, und die Tage 
vergehen zu laſſen. In der That das Sicherſte. 
Denn es war zu erwarten, daß die Buͤrgerſchaft 
des beſchwerlichen Wachtdienſtes bald muͤde werden, 
und die Huͤlfsdienſte ihrer akademiſchen Freunde, 
hinſichtlich des jugendlichen Durſtes derſelben, mit 
der Zeit etwas theuer finden duͤrfte. Dann konnte 
die Regierung einer einzelnen, vollkommen beruhig— 
ten Stadt gegenuͤber, zwiſchen dem Rathe und der 
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Buͤrgerſchaft vermittelnd, dasjenige gebieten, was 
ihrer Weisheit angemeſſen ſchien. 

Da kam die Kunde, daß Dresden im Aufruhr 
ſtuͤnde, Rathhaus und Polizei in Flammen. Am 
9. Sept. Abends um 8 Uhr waren zwei Volkshau— 
fen, jeder etwa zu hundert Mann, der eine durch 
den Pirnaiſchen, der andere durch den Freiberger, 
Schlag, tumultuirend in die Reſidenz eingedrungen, 
hatten unter Lebehochs, den Leipziger Buͤrgern und 
der Buͤrgerfreiheit gebracht, die Straßen durchzogen, 
auf dem Altmarkte ſich vereinigt und von hieraus 
zuerſt das Rathhaus, dann das in der benachbarten 
Scheffelgaſſe gelegene Polizeigebaͤude geſtuͤrmt. Aus 
dem Erdgeſchoſſe und dem erſten Stocke des Rath— 
hauſes wurden die Akten ſammt den Geraͤthſchaften 
auf die Straße geworfen und angezuͤndet. Die Vor— 
ſtellungen einiger angeſehener Buͤrger, daß, wenn 
man in die obern Stockwerke nach den Archiv- und 
Vormundſchafts-Zimmern dringe, nur das Vermoͤgen 
der Buͤrger und das Gut der Witwen und Waiſen 
gefaͤhrdet wuͤrde, retteten die wichtigeren Theile des 
Rathhauſes. Dagegen das Polizeigebaͤude gaͤnzlich 
demolirt, und alles, was darin war, auf der Straße 
verbrannt wurde. a 

Die Dresdner Nationalgarde beſteht ſchon län: 
gere Zeit als ein Corps der juͤngern Buͤrger, welches 
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bei Feſtlichkeiten paradirt und während der Abweſen⸗ 
heit des Militairs auf den Uebungslagern den mili— 
tairiſchen Dienſt in der Reſidenz verrichtet. Ohne 
eine beſtimmte volksbeliebte und vaterlaͤndiſche Tens 
denz hat dieſes glänzend und theuer organifirte Corps 
fuͤr ſich ſelbſt zu wenig Liebe gewonnen, als daß es 
der Stadt werth ſeyn koͤnnte. Einige Mannſchaft 
dieſer Nationalgarde ſtellte ſich nebſt einer Artillerie 
wache ruhig auf dem Altmarkte auf. Die Volks⸗ 
maſſe ſtand dichtgedraͤngt in der Scheffelgaſſe, ließ 
durch die herbeigekommenen Spruͤtzen die Nachbar— 
haͤuſer decken, wehrte jedoch jedem Loͤſchen des Feuers, 
das bis an das Dach des Polizeihauſes hinaufſchlug. 
Das aus der Reuſtadt herbeigezogene Schuͤtzenregi— 
ment nebſt einiger Kavallerie machte, ohne zu ſchie— 
ßen, einige Angriffe auf dieſe Maſſe und wurde durch 
Steinwuͤrfe zuruͤckgewieſen. Die Schuͤtzen waren ſeit 
dem Reformationsfeſte, wo ſie ſich gegen einen ge— 
ringen Volksauflauf heftiger benommen hatten, als 
noͤthig ſchien, der Buͤrgerſchaft verhaßt. Jetzt waren 
durch ihre Bajonette einige aus dem Volke verwun⸗ 
det, einer getoͤdtet worden. Da warf ſich die Menge 
unter dem Geſchrei: Buͤrgerblutrache! uͤber ſie her, 
ein Theil der Nationalgarde vereinigte ſich mit dem 
Volke, die Schuͤtzen wurden uͤber die Bruͤcke zuruͤck— 
gedraͤngt; noch einmal hielten ſie Stand an ihrer 
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Hauptwache, aber da fie nichts anderes durften oder 
nichts weiteres wagten, als über die Köpfe des Vol: 
kes hinzufeuern, fo wurden fie bald auch von dieſem 
Punkte vertrieben. Am naͤchſten Morgen wurde ihr 
Wachkommando vom Wilsdruffer Schlage mit Stein⸗ 
wuͤrfen vertrieben, vom Pirnaiſchen Thore zogen ſie 
ab auf erhaltene Ordre, und das ganze Corps ver— 
ließ die Stadt in tiefer Niedergeſchlagenheit unter 
dem Hohne des Volkes. Die Nationalgarde beſetzte 
uͤberall ſogleich die verlaſſenen Poſten. In den an— 
dern Theilen der Stadt geſchah nichts Gewaltſames, 
als daß einige Fenſter im katholiſcheu Prieſterhauſe 
und in der Wohnung des Kabinetsminiſters von Ein⸗ 
ſiedel eingeſchlagen wurden. Im Polizeihauſe fuhr 
man noch am naͤchſten Tage mit aller Gemaͤchlichkeit 
fort zu demoliren. Es iſt der Sache angemeſſen und 
mehrfach bezeugt, daß Diejenigen, welche das Werk 
begonnen hatten, ſich bereits nach Mitternacht zu: 
ruͤckzogen; Freiwillige aus dem Volkshaufen erſetzten 
oͤfter wechſelnd ihre Stelle, ſo daß, als endlich gegen 
Mittag die Nationalgarde ſich zur Verhaftung der 
Demolirenden entſchloß, nur einiges muthwillige Ge— 
ſindel aufgegriffen wurde. 

Am Morgen des 10. Sept. war im Geheimen— 
rathe eine Kommiſſion unter dem Vorſitze des Prin— 
zen Friedrich zur Aufrechthaltung der oͤffentlichen 
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Ruhe niedergeſetzt worden. Die Kommiſſion vers 
traute in einem Aufrufe den Einwohnern der Stadt 
a die öffentliche Sicherheit und rief fie zu den Waffen. 

Jeder, der es verlangte und die weiße Binde trug, 
erhielt ein Gewehr aus dem Zeughauſe. Hierdurch 
entſtand neben der Nationalgarde eine Buͤrgergarde 
von etwa 8000 Mann. Die einzelnen Kompagnien, 
jede zu 50 Mann, erwaͤhlten aus ihrer Mitte Fuͤh⸗ 
rer und Hauptleute, der General-⸗Lieutenant 
von Gablenz wurde nach dem Sinne des Volkes 
zum kommandirenden Buͤrgergeneral ernannt. Die 
oͤffentliche Ruhe war am Abend dieſes Tages aͤußer⸗ 
lich wieder hergeſtellt, wiefern fie auf dem guten Wil: 
len einer noch tiefbewegten Bevoͤlkerung ruhte. 

Am 11. Sept. machte die Kommiſſion bekannt, 
daß fie allerhoͤchſt beauftragt ſey, Wuͤnſche und Anz 
träge uͤber ſtaͤdtiſche Angelegenheiten anzunehmen und 
zu erörtern, Die Bürger und Einwohner wählten 
am 12. Sept. zur Wahrnehmung ihrer Gerechtſame 
ſieben Vertreter und Vorſprecher aus ihrer Mitte. 
Am 13. Sept. verkuͤndigte die Kommiſſion vorerſt, 
daß der Stadtrath auf ſein Privilegium, der Buͤr— 
gerſchaft uͤber das Gemeindevermoͤgen keine Rechnung 
abzulegen, dem allgemeinen Wunſche gemaͤß, Ver⸗ 
zicht geleiſtet habe; ſodann, daß des Koͤnigs Maje⸗ 
ſtaͤt das Gewicht der Gruͤnde nicht verkennen moͤge, 
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mit denen bereits auf dem dießjährigen Landtage das 
Beduͤrfniß einer verbeſſerten ſtaͤdtiſchen Verfaſſung er: 
wieſen worden ſey, und daß in Folge hiervon Se. 
Majeſtaͤt angeordnet habe, die Grundzuͤge einer neuen 
Staͤdteordnung unverzuͤglich auszuarbeiten, und ſodann 
zwiſchen Deputirten der Stadtraͤthe und der ſtaͤdti— 
ſchen Kommunen weitere Verhandlungen vor Koͤnigl. 
Kommiſſarien zu pflegen. 

Bis hierher war in Leipzig und in Dresden nichts 
als eine Stadtrevolution vor ſich gegangen, einzig ge— 
richtet gegen ſtaͤdtiſche Behoͤrden, ſie hatten durch das 
Koͤnigl. Verſprechen einer neuen Staͤdteordnung im 
Weſentlichen ihr Ziel und ihre geſetzliche Beruhigung 
gefunden. 

Zunaͤchſt durch das nähere, gleichſam perſoͤnliche 
Verhaͤltniß einer Reſidenzſtadt zur Regierung, gingen 
jene Bewegungen uͤber auf den Staat. Auch in 
Leipzig waren im Tumulte Stimmen gehoͤrt worden, 
welche ſich theils auf die Pariſer Umwälzung bezo— 
gen, theils den Prinzen Friedrich zum Koͤnige ver— 
langten. Aber dieſe Erinnerungen an Paris waren 
in faſt komiſcher Weiſe ausgeſprochen und wurden 
wenigſtens nur lachend aufgenommen. Die Stim— 
men fuͤr den Prinzen Friedrich, der einſt an ſeines 
ſeligen Oheims Jubelſeſte in fruͤher Jugend das Herz 
der Stadt gewonnen hatte, blieben vereinzelt und 
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bedeutungslos. Zwar als Anfangs die Rede ging, 
der Prinz ſelbſt werde zur Beruhigung der Stadt 
nach Leipzig kommen, hörte man mancherlei Hoffe 
nungen, und es wäre möglich geweſen, daß in die— 
ſem Falle die Stadt weiter fortgeriſſen wurde, als 
ſie ſelbſt gedacht haͤtte, und daß der Prinz ſich dem 
Enthuſiasmus des Volkes nur gewaltſam entziehen 
konnte. Indeß da eine ſolche Unannehmlichkeit durch 
Zufall oder Beſonnenheit vermieden wurde, ſo lag 
jedes Unternehmen gegen die Regierung außerhalb 
des Geſichtskreiſes der getreuen Stadt. Als die 
Kaufleute ſich in der Boͤrſe uͤber eine einzureichende 
Bitt⸗ und Beſchwerdeſchrift beriethen, erhob ſich ſogar 
eine Stimme dafuͤr, daß man vor allen Berathun— 
gen erſt eine Addreſſe aufſetzen ſolle, in welcher die 
Regierung um Verzeihung uͤber alles Vorgefallene 
gebeten wuͤrde. Dieſe Anſicht fand allerdings keinen 
großen Beifall, ſo viel aber iſt aus Thatſachen ge— 
wiß, daß Leipzig entſchloſſen war, ſich innerhalb ſei— 
ner ſtaͤdtiſchen Befugniſſe zu halten. 

Dagegen in Dresden wurde die Abſicht, den 
Prinzen Friedrich zum Koͤnige auszurufen, immer 
lauter ausgeſprochen. Wir wiſſen nicht genau, ob 
durch eine Deputation der Buͤrgergarde, oder nur 
durch Einzelne in der Mitte ihrer Reihen dieſer Wunſch 
des Volkes an den Prinzen gebracht wurde, eines; 
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theils, daß er die Krone, anderntheils, daß er den 
Glauben ſeines Volkes annehmen moͤge. 

Der Prinz antwortete: „Da ſey Gott vor, daß 
ich zum Rebellen wuͤrde an meinem lieben und ehr⸗ 
wuͤrdigen Oheim! Wo Ihr mich aber zwingen wollt, 
ſo werde ich heut noch das Land meiner Vaͤter ver— 
laſſen und nie wieder zuruͤckkehren. Was das Zweite 
betrifft, ſo muß das die Sache meiner Ueberzeugung 
bleiben.!“ Es war ein edles deutſches Fuͤrſtenwort, 
aus des Prinzen Herzen, doch auch klug und beſon— 
nen. Denn wo der Prinz, dem Rechte und der 
Natur vorauseilend, die Krone ergriffen haͤtte, ſo 
wuͤrde zwar durch die ſcheinbar freiwillige Abdankung 
ſeines Oheims ſeine Anerkennung vor den auswaͤr⸗ 
tigen Maͤchten vermittelt worden ſeyn, aber er waͤre 
ein Koͤnig der Revolution geworden, und haͤtte ſich 
als ſolcher zu groͤßern Zugeſtaͤndniſſen verſtehen muͤſ— 
ſen, als er vielleicht ſelbſt wollen konnte. Durch 
die Weigerung des Prinzen war die drohende Gefahr 
noch nicht beſeitigt, ſondern wie die Abſicht der Buͤr— 
gergarde, ſo nahe ſie auch an Hochverrath ſtreifte, 
ſich doch mit Saͤchſiſcher Gutmuͤthigkeit und Treu— 
herzigkeit ausſprach, ſo konnte ſie gerade dadurch 
zum Ziele kommen. Denn es war keineswegs die 
Meinung, den Koͤnig gewaltſam vom Throne zu 
ſtuͤrzen, vielmehr wollte man ihm durch eine Depu— 
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tation aufs ehrfurchtvollſte vorftellen laſſen, daß die 
Wohlfahrt des Staates in dieſer unruhigen Zeit ſein 
freies Zuruͤcktreten zum Beſten ſeines Neffen fordere, 
und man verließ ſich auf die Gutmuͤthigkeit des Koͤ— 
nigs, daß er ſeinem Volke dieſes Opfer bringen wuͤrde. 
In der That, ſobald eine ſolche Deputation vorge— 
laſſen wurde, war die Guͤte des Koͤnigs in die un— 
zarteſte Lage verſetzt; ſobald man die Deputation 
nicht vor den Thron ließ, war nicht vorauszuſehn, 
was eine bewaffnete Volksmacht beginnen wuͤrde, 
welcher die Regierung nicht ein ſicheres Uebergewicht 
von Kraͤften entgegenſtellen konnte. Ein einziges 
Mittel war uͤbrig, um den Gegenſatz wider den 
Volkswillen zu ſichern; der Oeſtreichiſche wie der Preu⸗ 
ßiſche Geſandte boten es auf das bereitwilligſte an. 
Aber abgeſehen davon, daß eine Regierung nur im 
aͤußerſten Falle die Dazwiſchenkunft einer fremden 
Macht annehmen, und dadurch eben ſo ſehr auf alle 
Hoffnung einer kuͤnftigen Popularitaͤt, als auf ihr 
freies Herrſcherrecht verzichten wird, ſo hatte die Anz 
nahme der Oeſtreichiſchen wie der Preußiſchen Huͤlfe 
noch eigenthuͤmliche Schwierigkeiten. Oeſtreich ſteht 
dem Saͤchſiſchen Koͤnigshauſe naͤher durch die Einheit 
des Glaubens, durch alte Freundſchaft und eine faſt 
erbliche Verſchwaͤgerung; aber dem Saͤchſiſchen Volke 
deſto ferner, und das Eindringen Oeſtreichiſcher Trups 
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pen konnte in den groͤßern Staͤdten die Veranlaſſung 
eines Blutbades werden, das ein Vorbild des Un— 
gluͤcks und des Sieges von Bruͤſſel geworden waͤre. 
Preußiſche Truppen wuͤrden die Sachſen williger 
aufgenommen haben. Der Koͤnig von Preußen iſt 
ihnen durch feine treue und offne Liebe zum Prote- 
ſtantismus theuer geworden. Der Preußiſche Staat 
hat ſeit einer Reihe von Jahren erkannt, daß er ſei— 
nen Rang unter den großen Maͤchten Europas nicht 
wohl ohne ein großes Volksgefuͤhl und ohne geiſtige 
Kraͤfte behaupten koͤnne; er hat ſeinen naturgemaͤßen 
Standpunkt an der Spitze der wahren Aufklaͤrung 
wieder eingenommen, und hat ſich dadurch nach 
Cannings Sinne mit allen wahrhaft Liberalen, welche 
die Volksfreiheit nicht in Charten und andern Pa— 
pieren, ſondern in Thatſachen einer mit der öffents 
lichen Meinung und der oͤffentlichen Wohlfahrt einiz 
gen Regierung ſuchen, verbuͤndet. Es fehlt dem 
Preußiſchen Staate nichts, als die Buͤrgſchaft der 
Fortdauer einer ſolchen Regierung oder die Unſterb— 
lichkeit ſeines Koͤnigs. Aber wie es ſchon an ſich 
fuͤr den Bruder Friedrich Auguſt's etwas Schmerz— 
liches haben wuͤrde, ſeinen Thron durch Preußen 
ſichern zu laſſen, ſo mochte eben jene Volksbeliebtheit, 
bei Erſchuͤtterungen, die man nicht abmeſſen konnte, 
gefährlich erſcheinen für das Fortbeſtehen des Saͤch— 
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ſiſchen Koͤnigſtammes. Denn die Sachſen denken 
nicht mehr von einer Vereinigung mit Preußen, wie 
fie 1815 davon dachten, und ſelbſt bei aller Treue 
am angeſtammten Fuͤrſtenhauſe konnten die Vortheile 
einer politiſchen Verbindung mit einem großen Nach— 
barſtaate einleuchten und durch die Gelegenheit zur 
That werden. ie 

Bei diefer Lage der Dinge begaben fich früh am 
13. Sept. vier Geheimeraͤthe nach Pillnitz zum Kö: 
nige und riethen ihm, als die einzig moͤgliche und 
milde Loͤſung dieſer Schwierigkeiten, die Ernennung 
des Prinzen Friedrich zum Mitregenten. Die 
Verzichtleiſtuug feines Vaters, des Prinzen Maxi- 
milian, auf die Krone war hiervon nicht wohl zu 
trennen, da ſchicklicherweiſe nur der unmittelbare 
Thronerbe Prinzregent werden konnte, und nur von 
dieſer Hoffnung der unmittelbaren Nachfolge ſeines 
Lieblings die Beruhigung des Volkes zu erwarten 
ſchien. Es iſt ein unbeſtaͤtigtes Geruͤcht, daß der 
Herzog Maximilian nur muͤhſam zu dieſer Reſignation 
bewogen werden konnte. Allerdings iſt es nichts 
Geringes, auf die vieljaͤhrige Hoffnung einer Krone 
zu verzichten; aber es iſt gewiß, daß dieſer wohlwol— 
lende Fuͤrſt feinem Vaterlande und feinem Sohne 
dieſes Opfer gern gebracht, und dieſen alleinigen und 
ſchoͤnſten Act der Souveränität, auf eine kuͤnftige 
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Souveränität zu verzichten, frei ausgeuͤbt hat. Die 
Urkunde wurde noch an demſelben Tage unterzeich— 
net, und in den naͤchſten Tagen durch ganz Sachſen 
mit allgemeiner Freude und mit den mannigfachen 
Zeichen derſelben begruͤßt. 

In der nothwendigen Folge dieſer Ereigniſſe 
wurde der Kabinetsminiſter Graf von 
Einſiedel veranlaßt, feine Entlaſſung zu nehmen. 
Der Geheimerath von Lindenau trat an 
ſeine Stelle, und unterzeichnete in dieſer Function 
noch an demſelben Tage das Edict, welches die Ers 
nennung des Mitregenten ausſprach. 

Am 15. Sept. verkuͤndigte der Prinzregent ſeinen 
Austritt aus der Kommiſſion in Folge der ihm uͤber— 
tragenen Wuͤrde, dankte den Dresdner Buͤrgern für 
die bewieſene Treue, und lud fie ein, jetzt, „wo 
Friede und Ruhe wieder hergeſtellt ſey, zum fried— 
lichen Verkehr zuruͤckzukehren, damit In- und Aus: 
land ſich uͤberzeuge, daß die außerordentliche Bewaff— 
nung nur zu edlem Zwecke ſtattfand, und der treue 
Sinn der Sachſen fuͤr Fuͤrſt und Vaterland ſich 
auch hier, wie überall, bewährte.“ In Bezug hier— 
auf machte die Kommiſſion bekannt, daß fie „die 
Dienſtleiſtungen der bewaffneten Buͤrger nur noch 
auf einige Tage vertrauensvoll in Anſpruch nehme, 
und auch dieſe durch Theilnahme des Militairs bald— 
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thunlichſt erleichtern laſſen werde.“ Zugleich wurden 
einestheils Diejenigen, deren Verhaͤltniſſe es wuͤn— 
ſchenswerth machten, eingeladen, fi) um ihre Ent: 
laſſung bei den Hauptleuten zu melden, anderntheils 
wurden Vorbereitungen zu einer neuen Organiſation 
der Buͤrgerbewaffnung getroffen, welche an die Stelle 
der altern Nationalgarde treten ſollte. | 

Diefe Bekanntmachungen wurden Anfangs nicht 
guͤnſtig aufgenommen. Man fuͤrchtete, daß die Bürs 
gerſchaft unmerklich entwaffnet werden ſollte, bevor 
ihre Forderungen hinſichtlich der ſtaͤdtiſchen Verwal— 
tung erfuͤllt waͤren; man ſprach von einer militairi⸗ 
ſchen Beſetzung der Stadt, vom Wiedereinruͤcken 
des verhaßten Schuͤtzenregimentes, man verſprach 
einander auf den Wachtſtuben, nicht auseinander zu 
gehen; der Marktplatz füllte ſich mit bewaffneten 
Buͤrgern, viele ohne weiße Binde, und als der 
Prinzregent uͤber den Platz ritt, herrſchte, ſtatt der 
gewohnten Huldigungen, duͤſtres Schweigen. Er 
aber ließ den Buͤrgern ſein Wort entbieten, daß 
nicht ohne ihren Willen Soldaten in die Stadt auf— 
genommen werden ſollten. Da ſiegte der gute Geiſt 
des alten Vertrauens; die Kompagnieen ſchickten 
wohlwollende Maͤnner an einander mit der Mah: 
nung, daß auch ihnen gezieme, dem Prinzen zu ver— 
trauen, ſo wie Er ſich auf ſie verlaſſe. Hierdurch 
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geſchah es, daß nach einigen Tagen eine Deputation 
an den Prinzregenten anlangte, und im Namen 
ſaͤmmtlicher unter den Waffen ſtehender Buͤrger den 
Antrag machte, durch gemeinſchaftliche Dienſtleiſtung 
mit dem Militair ihre bisherige Stellung zu erleich— 
tern. Der junge Fuͤrſt, uͤberraſcht und geruͤhrt, 
antwortete in tiefer Bewegung: 


„„Meine Herren! 


Den Wunſch, den Sie mir ſo eben ausſprachen, 
kann ich nur durch die innigſten und dankbarſten 
Gefuͤhle erwiedern. Ich werde dieſen Wunſch ſo 
bald thunlich in Erfuͤllung gehen laſſen, und mich 
freuen, wenn Sie im bruͤderlichen Sinne die 
Waffen zur Erhaltung der Ordnung und Sicher— 
heit gemeinſchaftlich gebrauchen. Ich habe mich 
nicht getaͤuſcht; das Vertrauen, welches ich vom 
erſten Augenblicke in Sie ſetzte, hat ſich herrlich 
bewaͤhrt. Vertrauen erregt wieder Vertrauen; 
darum bitte ich, meine Herren, vertrauen Sie 
auch mir. Ich glaube es zu verdienen, mein 
Inneres ſagt es mir. Mit den liebevollſten Ge— 
fuͤhlen, welche ich in meinem Herzen von Jugend 
auf genaͤhrt, werde ich mit allen Kraͤften fuͤr das 
Wohl des Staates ſorgen. Ihre erſten Wuͤnſche 
ſind in Erfuͤllung gebracht; die Zuſicherungen, 


welche Ihnen für die Zukunft gemacht find, die 
Ueberzeugung, daß die bisherige Regierungsform 
einer neuen Geſtaltung bedarf, ſind Gegenſtaͤnde 
ernſter Berathung und beduͤrfen einiger Zeit. — 
Auch Ihre Huͤlfe nehme ich dabei in Anſpruch. 
Glauben Sie, es ſind nicht leere Worte, die ich 
zu Ihnen ſage. Vielmehr ſoll mein kuͤnftiges 
Leben nur dahin gerichtet ſeyn, alles Gute zu be— 
foͤrdern und ſtets für das Wohl des Landes zu 
ſorgen.“ 

In Folge dieſer Zugeſtaͤndniſſe zog am 23. Sept. 
das Leibregiment des Koͤnigs in die Stadt, und 
wurde von der Buͤrgergarde, mit der es von nun 
an die Wachen theilte, feierlich und bruͤderlich be— 
gruͤßt. Bei der Heerſchau und Anrede, die der 
Prinzregent bei dieſer Gelegenheit auf dem Markt- 
platze hielt, zeigte er die Ernennung ſeines Bruders, 
des Herzogs Johann, zum fommandirenden Ge— 
neral aller Nationalgarden des Koͤnigreichs an, fo 
wie derſelbe auch bereits den Vorſitz in der Kom— 
miſſion uͤbernommen hatte. 

Unterdeß waren die Petitionen der Buͤrgerſchaft 
eingereicht worden. Wir haben beide als Denkmale 
eines tuͤchtigen Buͤrgerſinnes, der da weiß, was er 
will, in die Beilagen aufgenommen, wenn ſie ſchon 
nach ihrer Faſſung und Begründung von verfchiedes 
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nem Werthe find. Die Schrift der Neuſtadt, Bei: 
lage A., iſt vom Prokurator Dr. Eiſenſtuck, die 
Schrift der Altſtadt, Beilage B., iſt vom Advokaten 
Kuntze verfaßt. Beide haben, nach dieſem dop— 
pelten Charakter der Dresdner Bewegungen, und in 
der Einſicht, daß alle ſtaͤdtiſche Einrichtungen ohne 
einen organiſchen Zuſammenhang mit der Landesver— 
faſſung weder feſt noch zur gemeinen Wohlfahrt hin— 
reichend ſeyn koͤnnen, ſowohl das Land als die Stadt 
in ihren Bitten und Beſchwerden beruͤckſichtigt. 
Schon am 18. Sept. erfolgte die Antwort der 
Kommiſſion. Den ſtaͤdtiſchen Gebrechen war, ſo 
weit es moͤglich ſchien, ſogleich abgeholfen worden, 
anderen wurde kuͤnftige Abhuͤlfe verſprochen; hinſicht⸗ 
lich der allgemeinen Landesangelegenheiten wurde die 
Bereitwilligkeit der Regierung im Allgemeinen aus; 
gedruͤckt, und auf den verfaſſungsmaͤßigen Weg der 
Berathung und Uebereinkunft mit den Ständen ver: 
wieſen. Sie iſt enthalten in der Beilage C. Dieſe 
offne und thatſaͤchliche Antwort diente weſentlich zur 
Beruhigung der Gemuͤther. Die Neuſtaͤdter Buͤr— 
gerſchaft antwortete darauf in einem freimuͤthigen 
Dankſagungsſchreiben, welches unter D. mitgetheilt iſt. 
In den andern Staͤdten des Koͤnigreichs ge— 
ſchahen einige Bewegungen, welche ſich aber noch 
entſchiedener als die Unruhen von Leipzig auf die 
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ſtaͤdtiſchen Behoͤrden, hie und da nur auf Privat— 
verhaͤltniſſe bezogen. Aber mit allgemeiner Theil⸗ 
nahme und Aufregung blickte man auf die Erfolge 
von Leipzig und Dresden, ſo daß zwar nicht jene 
Werke der Zerſtoͤrung, die das Dunkel der Nacht 
bedeckt, wohl aber dasjenige, was die Buͤrger der 
beiden großen Staͤdte offen und ehrerbietig ausſpra— 
chen, je beſtimmet und ermaͤßigt nach jeden Ortes 
Lage und Beduͤrfniß, fuͤr die einmuͤthige Stimme 
des Saͤcn chen Volkes gehalten werden muß. 


Nach Ernennung des Mitregenten und des neuen 
Miniſters iſt die oͤffentliche Ruhe nur durch unbe— 
deutende Mißverſtaͤndniſſe und durch einen raſch zus 
ruͤckgewieſenen Tumult unterbrochen worden, uͤber 
welchen ſich ergeben hat, daß er von einer Jeſuiti— 
ſchen Parthei angeſtiftet war, um die Einmiſchung 
eines gewiſſen auswaͤrtigen Hofes herbeizufuͤhren. 


Die Revolution war geendigt und ihr wahrhaf— 
tes Ende durch die Buͤrgſchaft einer beſonnenen und 
geſetzmaͤßigen Reformation wurde in der Proklamation 
des Koͤnigs und des Prinzregenten vom 5. Oct. mit 
der Wuͤrde und Offenheit ausgeſprochen, wie ſie der 
Regierung, einem treuen und freien Volke gegenuͤber, 
ziemt. Dieſe Urkunde iſt in der Beilage unter E. 
mitgetheilt. 


Die Einwohner von Dresden und Leipzig ſtehen 
zwar zum Theile noch unter den Waffen; allein 
gleich Anfangs hatte der gute Geiſt dieſer Buͤrger— 
bewaffnung das duͤſtre Gefuͤhl nicht aufkommen laſ— 
ſen, welches ſonſt eine Maſſe zu erfuͤllen pflegt, die 
mit einer Revolution droht oder bedroht iſt. Nach 
zwei Seiten hin äußerte ſich die Stimmung. Eines: 
theils erfreute man ſich in heiterer Geſelligkeit. Die 
neuen Buͤrgerſoldaten gaben manchen ſeltſamen An: 
blick; bei der Strenge des militairiſchen Dienſtes 
ſielen ſchoͤne Geſchichten vor, oder, wo ſie nicht vor— 
fielen, waren fie doch gut erfunden, fo daß man 
gegenſeitig viel uͤber einander lachte, ohne ſich irgend 
etwas uͤbel zu nehmen. Da die Frauen nicht wie 
in Bruͤſſel Waſſer und Pech zu ſieden hatten, um 
es auf die Koͤpfe der Feinde zu gießen, ſo verwen— 
deten ſie ihre patriotiſche Theilnahme auf Kaffee und 
Punſch, und die durch ihre Huld verproviantirten 
Wachtſtuben waren die Naͤchte hindurch Mittelpunkte 
einer muntern Unterhaltung. Anderntheils war die 
Stimmung kraftvoll und begeiſtert. Friedliche Maͤn— 
ner, die ſich ſonſt nie dergleichen zugetraut hatten, 
durchwachten die Naͤchte auf den Straßen; die Offi— 
ziere und Unteroffiziere ſorgten meiſt aus eignen 
Mitteln, daß ihre Mannſchaft keine Noth leide. 
Kaufleute, Handwerker und Studenten fuͤhlten ſich 
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endlich einmal als Mitbuͤrger und als Bruͤder; Alles 
lebte unter frohen Hoffnungen fuͤr das Vaterland. 
Manche hoͤrte man ſagen, daß ſie jetzt erſt gemerkt 
haͤtten, was Gemeinſinn und Vaterland ſey, und 
daß fie jetzt zum Erſtenmale ſich ſtolz fühlten, Sach: 
ſen zu ſeyn. Auf ſolche Weiſe bezeugte dieſer begei— 
ſterte, wie jener frohe Sinn nach feiner heitern Mi— 
ſchung, daß hier kein durch Knechtſchaft entwuͤrdigtes 
Volk ſeine Ketten gebrochen habe und auf Rache 
ſinne, ſondern daß ein biederer, deutſcher Volksſtamm, 
durch unvorhergeſehene Ereigniſſe zu den Waffen ge— 
rufen und ſcheinbar an die Schwelle einer Revolution 
geſtellt, mit feinem angeſtammten Fuͤrſtenhauſe treu: 
herzig und vertrauensvoll ein Wort daruͤber zu reden 
hoffe, wie manche druͤckende Mißbraͤuche, die man 
bisher abzuſchaffen uͤberſehen hatte, am beſten abzu— 
thun ſeyn, und wie dem Vaterlande durch gemein— 
ſame Kraft zu der Entwickelung und Bluͤthe zu ver— 
helfen ſey, die es feiner Lage und der Volksbildung 
nach erwarten koͤnnte. 


Zweites Kapitel. 


Die Urfaden 


Thatſachen, ernſte Thatſachen der Volksunzufrieden— 
heit haben geſprochen, die Regierung hat ſie aner— 
kannt und iſt ihnen beigetreten; es hieße Regent 
und Volk ſchmaͤhen, wenn man leugnen wollte, daß 
gewichtige Urſachen derſelben vorhanden waren. Aber 
das Ausſprechen dieſer Urſachen der Volksunzufrie⸗ 
denheit iſt noch keine Anklage, am wenigſten eine 
einſeitige Anklage gegen die Regierung. Manches iſt 
angemeſſen zu ſeiner Zeit geweſen, oder doch zulaͤſ— 
ſig, was in der Gegenwart druͤckend und verderblich 
iſt: aber der rechte Zeitpunkt feiner Beſſerung und 
Abſchaffung ging unbemerkt voruͤber, und wurde oft 
eben ſo ſehr verſehn von Denjenigen, welche ſie ver— 
langen, als von Denjenigen, welche ſie zugeſtehn 
ſollten. Daher bezog ſich die Unzufriedenheit mehr 
auf Verhaͤltniſſe, als auf Perſonen, und auch meiſt 
nur auf dieſe, wiefern ſie durch ihre an ſich un— 
ſchuldige Perſoͤnlichkeit den amtlichen Verhaͤltniſſen, 
in welchen ſie ſtanden, nicht gewachſen waren. Am 


richtigſten dürfte man vielleicht fagen, daß Volk und 
Obrigkeit die Schuld an demjenigen, was gefchehen 
iſt und nicht wohl anders geſchehen konnke, theile; 
daß aber auch die Milde der Regierung und die Bes 
ſonnenheit des Volkes gleiches Verdienſt daran habe, 
daß die Schreckniſſe einer Revolution vermieden und 
mit den zu erwartenden Setnungen einer Reforma⸗ 
tion vertauſcht wurden. 

Bei Aufſtellung dieſer Waren der Volksbewe⸗ 
gung, muͤſſen wir abermals Stadtregiment und 
Staatsregiment unterſcheiden. Das Erſtere werden 
wir vorzugsweiſe in Bezug auf Leipzig betrachten, 
denn hier entſprangen die Ereigniſſe am meiſten aus 
ihrer ſelbſtaͤndigen und eigenthuͤmlichen Quelle, waͤh— 
rend Dresden, obwohl es ſeinerſeits den Ereigniſſen 
erſt ihre groͤßere politiſche Bedeutung gab, in ihrem 
Beginnen eine gewiſſe Nachſolge und Nacheiferung 
zu verrathen ſchien. 

Die treue und einſichtsvolle Darſtellung des Noth⸗ 
ſtandes, der die Leipziger Unruhen veranlaßte, iſt in 
der, unter Beilage F., mitgetheilten Addreſſe gege— 
ben, welche der Königl. Kommiſſion am 18. Sept. 
durch die Buͤrgerſchaft übergeben worden iſt. Zwei 
Veranlaſſt ſungen treten weſentlich hervor: das Be⸗ 
tragen der Polizei und die eee 
des Rathes. N 
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Die Leipziger Polizei war in demjenigen, was 
die Polizei fuͤr die Wohlfahrt und Sicherheit einer 
Stadt zu leiſten hat, durchaus keine ſchlechte Be— 
hoͤrde, vielmehr beſaß ſie Beamte von ausgezeichneter 
Geſchicklichkeit, welche alle Verhaͤltniſſe und alle Miß⸗ 
verhaͤltniſſe der Stadt auf's genauſte kannten, ſo daß 
beſonders die einer wohlhabenden Handelsſtadt vor⸗ 
nehmlich wichtige Sicherheit des Eigenthumes ver— 
buͤrgt war. Selten geſchah ein Diebſtahl, noch ſelt— 
ner blieb er unentdeckt. Aber gerade mit dem Selbſt⸗ 
gefuͤhle dieſer Tuͤchtigkeit bedeckte der Grundfehler die— 
ſer Behoͤrde ſeine Bloͤße, eine zuͤgelloſe Brutalitaͤt 
gegen Einwohner jeden Standes. Dieſe qualificirte 
Grobheit ging von dem natuͤrlichen Charakter einiger 
Beamten aus, wurde dadurch befoͤrdert, daß die Po— 
lizei als eine Koͤnigliche Behoͤrde aus dem ſtaͤdtiſchen 
Verbande herausgenommen worden war, und ging 
als die charakteriſtiſche Mundart der Polizei auf das 
ganze Korps uͤber; unertraͤglich in einer Stadt, an 
deren feinen geſelligen Sitten auch ein wohlhabender 
und gebildeter Buͤrgerſtand Theil nimmt. Zu ein— 
zelnen Gewaltthaͤtigkeiten war es ſeit Jahren zwi— 
ſchen der Polizei und den Studierenden gekommen; 
indeß unterwerfen ſich dieſe uͤberhaupt ungern einer 
Behoͤrde, die nicht von ihren eigenen Lehrern aus— 
geht, ſo daß in dieſer Beziehung mehr die Einrich— 
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tung, nach der die Studenten der Polizei unterwor— 
fen wurden, als die Polizei ſelbſt, in Betracht kommt. 
Seit dem Jubelfeſte der Augsburgiſchen Konfeffion 
wurde die allgemeine Verſtimmung zum allgemeinen 
Haſſe, zunaͤchſt durch die Veranlaſſung des Poli— 
zeipraͤſidenten von Ende. Da feine Perſoͤn— 
lichkeit mit der aͤußern Veranlaſſung dieſer Unruhen 
zuſammenhaͤngt, ſo darf hier derſelben gedacht wer— 
den. Ohnedem ſind wenig Menſchen von der oͤffent⸗ 
lichen Meinung ſo heftig angegriffen worden, als 
dieſer Märtyrer feines Amtes und feiner Leidenfchafz 
ten, fo daß wir ihn faſt noch mehr zu entſchuldigen, 
als anzuklagen haben. Denn in mannigfacher Be— 
ziehung haben wir ihn kennen lernen als einen 
kenntnißreichen, gewandten und leutſeligen Mann, 
auch liebte er feiner natuͤrlichen Stimmung nach die 
Freiheit des Glaubens, der Wiſſenſchaft und ſelbſt 
die Freiheit des Bürgers. Aber Herrſchſucht und 
Ehrgeiz waren die Leidenſchaften, denen er alles 
opferte, nur nicht eine gewiſſe leidenſchaftliche Heftig— 
keit ſelbſt. Seine fruͤheren amtlichen Verhaͤltniſſe in 
Merſeburg, in Dresden und in Bautzen waren durch 
Unvertraͤglichkeit mit feinen Kollegen vielfach geſtoͤrt 
worden. Daher war es eine fuͤr ihn ſelbſt gefaͤhr— 
liche Wahl, daß er als Vertreter des Koͤniglichen An— 
ſehns nach Leipzig kam mitten zwiſchen verſchiedne 
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Behörden, deren jede mit alten Freiheiten und Ge: 
rechtſamen verwahrt iſt, und in Verhaͤltniſſe, in 
denen auch ein milder und beſonnener Mann ſich 
verwirren konnte. Er war bald mit dieſen Behoͤr— 
den zerfallen, am meiſten mit dem akademiſchen Se; 
nate. In Dresden waren drei hohe Staatsaͤmter 
zu beſetzen; man behauptete, daß der Kabinetsmini— 
ſter mit ihrer Beſetzung abſichtlich zoͤgere, um mit 
ihrer Hoffnung eine Reihe einflußreicher Stimmen 
des Adels auf dem nahenden Landtage zu gewinnen. 
Herr von Ende begab ſich auf den Landtag. Da er 
nur ein maͤßiges Rittergut zu vertreten hat, und des— 
halb ſeine wichtigen Amtsgeſchaͤfte in Leipzig laͤngere 
Zeit verlaſſen mußte, ſo zweifelte man nicht, daß er 
vom Miniſterium ſelbſt auf den Landtag berufen wor— 
den ſey, um ſich durch weſentliche Dienſte eins der 
erwaͤhnten drei Staatsaͤmter zu erwerben. Er wurde 
auch ſogleich zum Direktor eines ſtaͤndiſchen Ausſchuſ⸗ 
ſes ernannt und bot in dieſem Wirkungskreiſe alles 
auf, um die Anſichten des Miniſteriums durchzuſetzen. 
Allein gegen die Oppoſition eines unabhaͤngigen und 
liberalen Adels vermochte er ſo wenig, daß er nicht 
nur nichts durchſetzte, ſondern auch durch ſeine Hef— 
tigkeit in eine Ehrenſache verwickelt wurde, aus wel— 
cher er ſich nach den Anſichten ſeiner Standesgenoſ— 
ſen nicht ganz ohne Makel herausfinden konnte. Bei 
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dieſen Verhandlungen und in den geſelligen Kreiſen 
der Reſidenz mußte er uͤber dieſe ſeine Stellung un— 
ſaͤglich viel bittere Dinge mit heitrer Miene hören, 
und gegen Ende des Landtags ſchien es, als wenn 
ſelbſt das Miniſterium ſeinen Maͤrtyrer hoffnungslos 
Preis gegeben haͤtte, weil er ſich ſonſt ſchwerlich gegen 
Dinge, von denen er wußte, daß fie dem Kabinets— 
miniſter theuer waren, ſo oͤffentlich und heftig aͤußern 
konnte, als er damals zu thun pflegte. Am Abende 
vor dem Jubelfeſte kam er nach Leipzig zuruͤck. Zu 
den angeordneten Feierlichkeiten deſſelben gehoͤrte ein 
Feſtaufzug der Studenten. Ihren Fuͤhrern hatte der 
Rektor erlaubt, ſich zu uniformiren. Dieſes oͤffent— 
lich erlaubte Tragen von Uniformen, durch welche 
ſich die unerlaubten Studentenverbindungen vor ein— 
ander auszeichnen, iſt allerdings einer von den vielen 
Widerſpruͤchen, welche dadurch entſtehn, wenn Geſetz 
und Sitte einander widerſprechen „und ein Herfom: 
men, das man nicht vertilgen kann oder mag, lieber 
mit feinen geheimen Uebelſtaͤnden ſtillſchweigend ge- 
duldet wird, als daß es mit Aufhebung derſelben eine 
rechtliche Exiſtenz erhielte. Indeß war ein feierlicher 
Studentenaufzug unter den gegebnen Verhaͤltniſſen 
ohne dieſes Zugeſtaͤndniß nicht moͤglich, es war nach 
alter Sitte gegeben; das vormalige Jubelfeſt des 
hochſeligen Koͤnigs, als ein Koͤniglicher Prinz in 
3 * 
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Mitten der Studenten zog, war auf dieſelbe Weiſe 
gefeiert worden, und auch des dermaligen Koͤnigs 
Majeſtaͤt hatte vor einigen Jahren nicht verſchmaͤht, 
die Huldigungen der ſtudierenden Jugend in dieſem 
Aufzuge anzunehmen. Gleich nach feiner Ankunft 
verbot der Polizeipraͤſident dieſes Tragen der Unifor— 
men. Da ſein Verbot durch die Gegenvorſtellungen 
des Rektors noch waͤhrend der Nacht ſchwankend er— 
halten wurde, ſo geſchah's, daß am Morgen die 
Fuͤhrer der Zuͤge bereits mit den theuer erkauften 
Uniformen geſchmuͤckt waren, als ihnen der unum— 
ſtoͤßliche Wille des Praͤſidenten kund gethan wurde. 
Nur muͤhſam hielten die Beſonnenſten unter den Stu— 
denten den allgemeinen Zorn zuruͤck, damit ihnen 
das Unrecht gethan ſey und nicht fie es thäten. Der 
Feſtzug wurde unterlaſſen, die kirchliche Feierlichkeit 
und die ganze Freude der Stadt an dem nimmer 
wiederkehrenden Feſte war geſtoͤrt. Es iſt erwieſen, 
daß Herr von Ende wenigſtens vier Tage vorher in 
Dresden den Umſtand mit den Uniſormen kannte. 
Iſt er alſo nicht noch am letzten Tage durch einen 
hoͤhern Befehl zu feiner Maßregel gezwungen wor; 
den, fo war es allerdings die hoͤchſte Unvorſichtig— 
keit, daß er nicht eiligſt den Rektor von ſeiner Miß— 
billigung benachrichtigte, ſondern, wie es ſcheint, in 
einem beſondern Geluͤſte ſein Anſehn auf eine glaͤn⸗ 
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zende Weiſe geltend zu machen, oder das Anſehn des 
Rektors herabzuwuͤrdigen, den letzten Moment her— 
beikommen ließ, wo die Erbitterung, die veranlaßt 
werden mußte, gar nicht zu berechnen war. Abends 
wurden, mehr von den Einwohnern der Stadt, als 
von den Studenten, in der Wohnung des Praͤſiden— 
ten die Fenſter eingeworfen. In Folge davon gebot 
ein Polizeibefehl, daß die Haͤuſer geſchloſſen wuͤrden 
und niemand ohne dringendes Geſchaͤft auf der 
Straße ginge. Die Polizeidiener, ſey's um ihren 
Praͤſidenten zu raͤchen, oder durch die Vorwuͤrfe deſ— 
ſelben uͤber Vernachlaͤſſigung ihres Dienſtes erhitzt, 
ſtuͤrzten wie Raubthiere durch die Straßen und er— 
griffen einen jeden, den ſie trafen. So wurden zwei 
angeſehene Aerzte, welche zu Kranken gerufen wor— 
den waren, im eigentlichſten Sinne gepackt. Ein 
junger Kaufmann, Namens Gottſchalk, wurde 
erſchlagen in den Haͤnden der Polizei gefunden. 
Zeugen traten auf, welche oͤffentlich behaupteten, von 
ihren Fenſtern aus geſehen zu haben, daß dieſer Un— 
gluͤckliche, als er ruhig ſeines Weges ging, von den 
Polizeidienern angefallen und niedergeſchlagen worden 
ſey. Die ganze Bevölkerung der Stadt trug dieſes 
Opfer in duͤſterem Schweigen zu Grabe. Der Pos 
lizei war angedeutet worden, daß ſie ſich bei dem 
Leichenbegaͤngniſſe nicht blicken laſſen ſollte, weil ſie 
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fonft niemand vor der Blutrache des Volks zu ſchuͤtzen 
vermoͤge. Eine Unterſuchung uͤber dieſen Todtſchlag 
konnte geſetzlich nicht umgangen werden, aber ſie 
wurde durch Polizeibeamte ſelbſt geführt, und als 
Reſultat derſelben machte die Polizei im Tageblatte 
bekannt, daß Gottſchalk betrunken geweſen ſey, Haͤn— 
del angefangen habe, und von einem Feldſoldaten 
mit dem Gewehrkolben niedergeſchlagen, von der Po— 
lizei aber nur aus Verſehn für einen finnlos Ber 
trunkenen gehalten und auf die Wachtſtube gebracht 
worden ſey. Man fand dieſe Ausrede abgeſchmackt 
und voller Widerſpruͤche. Eine in Halle gedruckte 
Flugſchrift, in der dieß dargethan war, wurde von 
der Polizei weggenommen, der muthmaßliche Ver— 
faſſer verhaftet und ſein Schreibepult waͤhrend ſeiner 
Abweſenheit durch Polizeibeamte erbrochen. In einem 
auslaͤndiſchen Blatte ſtand die Behauptung, daß der 
Leichnam auf Befehl des Polizeipraͤſidenten mit 
Brandtwein begoſſen worden ſey, um das Maͤhrchen 
von der Betrunkenheit des Getoͤdteten glaublich zu 
machen. Der Praͤſident, ſtatt durch Anordnung 
einer vollkommen unparthetifchen Unterſuchung die an 
ſich unwahrſcheinliche Beſchuldigung zu widerlegen, 
that nichts, als daß er alle Exemplare dieſes Blat— 
tes, welche ſich in Leipzig befanden, wegnehmen ließ. 
Auch das Miniſterium ſcheint an dieſer ſchwerbegreif— 
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lichen Unvorſichtigkeit nicht ganz ohne Schuld zu 
ſeyn. Von den Buͤrgern war eine Adreſſe dafuͤr 
eingereicht worden, daß eine unpartheiiſche Commiſ— 
ſion zur Unterſuchung niedergeſetzt wuͤrde. Aber erſt 
nachdem die bei Kriminalſachen ſo wichtige Unterſu— 
chung durch die Polizeibeamten ſelbſt gefuͤhrt worden 
war, wurde von Seiten der Regierung der Kreis— 
amtmann von Leipzig mit Durchſicht der Akten be⸗ 
auftragt. Die Auslieferung derſelben war von der 
Polizei unter allerlei Vorwaͤnden geweigert worden, 
bis endlich das Volk ſelbſt nach ſeiner Art gerichtet 
und die Polizei aufgehört hatte zu ſeyn, als die Koͤ— 
nigliche Kommiſſton zur Wiederherſtellung der oͤffent— 
lichen Ruhe die Unterſuchung der Ereigniſſe jener 
Mordnacht verhieß und jedermann, der etwas daruͤber 
anzubringen habe, vorlud. 

„„Wer kann wider Gott und den Stadtrath zu 
Leipzig!“ war ein Saͤchſiſches Spruͤchwort, das bis 
zum 4. Sept. halb im Scherz halb im Ernſte gehoͤrt 
wurde. Dieſes Uebermaß der Gewalt fuͤr eine buͤr— 
gerliche Behoͤrde, da es in dermaliger Zeit nicht frei— 
willig nachgelaſſen wurde, mußte gewaltſam endigen. 
Zu einer Zeit, als noch Fuͤrſten die natuͤrlichen Rechte 
des Volks verkaufen konnten, hatte einſt der Leipzi— 
ger Rath von der Regierung mit einer namhaften 
Summe das Privilegium erkauft, der Buͤrgerſchaft 


„ 


von dem Gemeindevermoͤgen keine Rechnung ablegen 
zu muͤſſen. Zu einer andern Zeit, in der maͤchtige 
Monarchen es heilſam finden, ihren Voͤlkern vom 
Staatshaushalte Rechnung abzulegen, ein unheil— 
volles Privilegium, das ſelbſt bei redlicher Verwal— 
tung den Samen des Mißtrauens ausſtreuen mußte. 
In mannigfachen Geruͤchten uͤber die Verwendung 
einzelner Einkuͤnfte war diefer Same aufgegangen. 
Der zweite Uebelſtand dieſer Behoͤrde liegt darin, 
daß ſie ſich durch eigne Wahl ergaͤnzt. Hierdurch 
hat der Stadtrath aufgehört eine bürgerliche Behörde, 
ein Magiftrat im alten Sinne zu ſeyn, der vom 
Volke ausgeht, dem Volke angehoͤrt, in deſſen Ehre, 
als der Ehre ſeiner Erwaͤhlten und Beſten, das 
Volk ſich ſelbſt ehrt, in deſſen Vertrauen das Volk 
ſich ſelbſt vertraut. Er mußte eine Fauilienkoterie, 
eine ſtaͤdtiſche Ariſtokratie werden, die mit der Buͤr— 
gerſchaft nichts gemein hat. Die einzelnen Glieder 
des Rathes koͤnnen nichts fuͤr dieſe Maͤngel einer 
Verfaſſung, die fie nicht machten, ſondern vorfan— 
den: vielmehr ſtehen Männer unter ihnen, deren ehr— 
wuͤrdige Perſoͤnlichkeit jene Maͤngel in Vergeſſenheit 
bringen konnte. Doch geſchahen in der neuſten Zeit 
auch zwei Verſehn, welche eine beſtimmte und per— 
ſoͤnliche Abneigung veranlaßten. Geraͤthſchaften, wel— 
che die Buͤrgerſchaft bezahlen mußte, waren bei aus; 
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waͤrtigen Gewerken beſtellt worden, namentlich eiferne 
Bettſtellen für das Johannishoſpital durch den Raths— 
baumeiſter Erkel. Ferner hatte dieß die Gemuͤther 
erbittert, daß das Jubelfeſt der Reformation nach 
dem Willen des Stadtrathes nicht mit derjenigen 
Feierlichkeit begangen wurde, welche die Buͤrger ge— 
wuͤnſcht hatten. Insbeſondere war ein von der 
Schulkommiſſion angeordneter Feſtzug aller Schuk— 
kinder nach den Kirchen, auf welchen ſich Muͤtter 
und Kinder lange gefreut und den kindlichen Putz 
ſorgſam bereitet hatten, wenig Tage vor dem Feſte 
durch einen Befehl des Stadtrathes und gegen die 
Vorſtellungen des Superintendenten aufgehoben wor— 
den. Allerdings haben auch freiſinnige Maͤnner und 
aufrichtige Freunde des Proteſtantismus uͤber die 
außerordentliche Feier dieſes Feſtes Bedenken getra— 
gen, weil fie es anſahen als die Feier eines Buch⸗ 
ſtabens und als die Verewigung eines Glaubensbe— 
kenntniſſes, welches, wie angemeſſen und ſegensreich 
es auch war in ſeiner Zeit als eine Form und Zunge, 
in welcher der chriſtliche Geiſt ſich ausſprach, dennoch 
bei dem nothwendigen Wechſel aller Formen und 
alles Menſchenwerkes nicht als ein unveraͤnderlicher 
Buchſtabe und gleichwie eine zweite heilige Schrift 
auf der proteſtantiſchen Kirche liegen ſollte. Neben 
dieſer gelehrten liegt aber eine andre Anſicht dem ein; 
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fachen und gefunden Volksverſtande näher Wie 
man im Jahre 1817 nicht gerade den Jahrestag 
der Einladung zu einer akademiſchen Disputation, 
ſondern den Anfang einer Weltbegebenheit gefeiert 
hatte, welche die chriſtliche Freiheit der Geiſter her: 
bei fuͤhrte: ſo gedachte man jetzt den von Kaiſer und 
Reich ausgeſprochnen und anerkannten Sieg dieſer 
Weltbegebenheit, das Feſt der Kirchengruͤndung zu 
| feiern. Die herangewachſene Jugend erinnerte fich 
der ahnungsvollen Gefuͤhle, die am fruͤhern Feſte 
ihr Kinderherz durchſtroͤmt hatten, und wollte jetzt 
das Jubelfeſt mit vollem Bewußtſeyn feiern; die 
Vaͤter hatten ihren Kindern erzaͤhlt von dem heiligen 
Gemeingefuͤhle jener Tage, als ihre Herzen brann— 
ten; man gedachte, daß ſeitdem die proteſtantiſche 
Kirche ſich wieder groß und einig gefuͤhlt wie in den 
Tagen der Vaͤter und den kraftvollen Gegenſatz wir 
der alles Unfreie wieder aufgenommen hatte; es war 
nicht ſowohl um Vergangnes und um ſeine beſtimm— 
ten geſchichtlichen Beziehungen zu thun, als vielmehr 
um etwas Gegenwaͤrtiges, um ein großes Siegesfeſt 
des Proteſtantismus. Dieſe Gefuͤhle hatten fuͤr 
Sachſen eine beſondere Bedeutung: hier hatte ſich 
der Katholicismus verbreitet, oder doch zu verbreiten 
gedroht; dem Volke lag es am Herzen, durch eine 
glaͤnzende Feſtfeier zu beweiſen, daß die auf ſeiner 
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Liebe und auf wohlbegruͤndeten Gerechtſamen ruhende 
Kirche noch unverletzt ſeyn. Wenn man dagegen ſah, 
daß die verſchiedenen Behoͤrden der groͤßern Staͤdte 
alles Feſtgepraͤnge, wie es in den fruͤhern Jahrhun— 
derten gehalten worden war, zum Schweigen zu 
bringen ſuchten: fo hielt man dieß für eine unwuͤr— 
dige und unverlangte Schmeichelei, die dem katho⸗ 
liſchen Hofe gebracht wuͤrde; und uͤber deren Beweg— 
gruͤnde man auf eine verſtimmte und unguͤnſtige 
Weiſe nachſann. 

5 Leipzig aber iſt im eigentlichſten Sinne eine pros 
teſtantiſche Stadt, auf welcher der Geiſt unſers 
Tzſchirner ruht. Der Handel und die Univer— 
fität haben in dieſer Stadt Aufklärung, Reichthum, 
einen hoͤhern Geſichtspunkt fuͤr die Intereſſen des 
Voͤlkerlebens und die Liebe zu einer vernünftigen Freiz 
heit begruͤndet. Unter dieſen Einſluͤſſen hat ſich ein 
aufgeklaͤrter Buͤrgerſtand gebildet, welcher durch Wohl- 
habenheit unabhängig iſt, und auch bei dem einge— 
tretenen Verfalle der Nahrung theils von den Er— 
ſparniſſen fruͤhern Wohlſtandes zehrt, theils an ſeinen 
Erinnerungen und Vortheilen noch Theil nimmt. 
Ein tuͤchtiger Buͤrgerſtand, unter dem es einem wohl 
wird, man kann ſich auf ihn verlaſſen in allen guten 
Dingen; was irgend freiſinnig, wohlthaͤtig und einem 
Volke ehrenvoll iſt, dafuͤr findet man leicht Gehoͤr 
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bei ihm. Ein Buͤrgerſtamm wie in den beſten Tagen 
der alten Reichsſtaͤdte, eiferſuͤchtig auf ſeine Gerecht— 
ſame, aber friedlich, ſorgſam fuͤr das wohlerworbne 
Gut, nicht zu Tumulten geneigt, treu dem ange 
ſtammten Herrn. Das war die Meinung der Stadt 
wie fie einſt Tzſchirner am Tage der Huldigung 
vor des Koͤnigs Majeſtaͤt ausſprach: „Mit Ehrfurcht 
nahen wir Ew. Majeſtaͤt; und doch ſtehen wir 
freudig und zutrauensvoll vor Ihrem Throne; denn 
wir verehren und lieben in Ihnen, Gnaͤdigſter 
Herr, den angeſtammten, vaͤterlichmilden und from: 
men Fuͤrſten, welcher eben durch dieſe Geſinnung, 
wie durch den rechtmaͤßigen Beſitz ſeiner Wuͤrde mit 
Vertrauen und Hoffnung unfre Herzen erfuͤllet. — 
Kommen Sie doch nicht ein fremder Herrſcher zu 
einem fremden Volke; ſind Sie doch unſeres Stam— 
mes, kennen Sie doch unſere Denkart und Sitte, 
und lieben das Volk Ihres und unſeres Namens, 
in deſſen Mitte Sie gewohnet, deſſen Gluͤck und 
Ungluͤck Sie getheilet haben. — Wie wir dem 
Throne Ew. Majeftät mit Liebe und Vertrauen 
uns nahen, ſo kommen Sie, Gnaͤdigſter Herr, 
mit dergleichen Geſinnung Ihrem Volke entgegen, 
welches gewiß Ihre Erwartung nicht taͤuſchen, ſon— 
dern ſeyn und leiſten wird, was das Herz ſeines 
Koͤniges erfreuet. Treu und feſt hat es ja jederzeit 
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an feinen Fürften gehalten, auch in den Tagen des 
Ungluͤckes und der Pruͤfung; ſo wird es auch an 
Ew. Majeſtaͤt hangen und dankbar erkennen, was 
Sie ihm gewaͤhren. Mit regſamem Fleiße hat es 
jederzeit ſeinen Boden gebauet, alle Kuͤnſte des Frie— 
dens geuͤbet, und Quellen des Wohlſtandes ſich geöffs 
net; die Ungunſt des Augenblickes wird es nicht ent— 
muthigen. — Bieder und treu, erleuchtet, geſittet 
und fromm iſt das Volk Ihres Namens; darum 
vertrauen Sie ihm, und werden ihm vertrauen; 
darum lieben Sie es, und werden es lieben, und 
dieſe Geſinnung wird Ihr Gluͤck und das Gluͤck 
Ihres Volkes ſeyn. Ja, Gnaͤdigſter Koͤnig, 
vertrauen Sie, wie bisher, ſo auch in Zukunft 
Ihrem Volke, gewaͤhren Sie ihm alle die Frei— 
heit, welche mit geſetzlicher Ordnung vereinbar iſt, 
(denn ſie nur giebt ja dem Leben ſeine Wuͤrde, und 
hebet den Geiſt der Voͤlker), und laſſen Sie das 
Wort ſeiner Weiſen nicht binden. Ja, Gnaͤdig— 
ſter Koͤnig, lieben Sie, wie bisher, ſo auch 
in Zukunft Ihr Volk; bleiben Sie ihm ein milder 
und guͤtiger Herr; unterſtuͤtzen und ermuntern Sie 
auch den Fleiß derer, welche im Schweiße des Ans 
geſichtes ihr Brot eſſen, damit Sachſen ein Land 
der Wohlfahrt und des Segens bleibe, und nehmen 
Sie gnaͤdig auf, was mit ehrfurchtsvoller Freimuͤ— 
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thigkeit ein Mann des Volkes bittet, welcher den 
einzigen, koſtbaren Augenblick ſeines Lebens, wo ihm 
vor dem Throne zu ſtehen vergoͤnnet iſt, zu verlieren 
glauben wuͤrde, wenn er nicht eben dieſe Bitte an 
das vaͤterliche Herz ſeines Koͤniges legte.“ — 

In Dresden hatte ſich unter aͤhnlichen Verhaͤlt— 
niſſen derſelbe Buͤrgerſinn ausgebildet, vielleicht durch 
die Naͤhe des Gegenſatzes noch eifriger fuͤr den Pro— 
teſtantismus, und durch die Lage einer Reſidenz mehr 
politiſch auf die allgemeine Landeswohlfahrt gerichtet. 
Die ſtaͤdtiſchen Behoͤrden aber hatten faſt auf die— 
ſelbe Weiſe wie in Leipzig das oͤffentliche Mißfallen 
auf ſich gezogen. » 

Es fragt ſich, und die Frage ift eben fo wichtig 
fuͤr die Beurtheilung der Unruhen, als fuͤr ihre 
kuͤnftige Verhinderung: Wurde die nach ihren Eruͤn— 
den erkannte Verſtimmung nur zufaͤllig und faßt be— 
wußtlos durch die Umſtaͤnde zum Tumulte fortgeriſ— 
ſen, oder war dieſer das Werk einer beſtimmten 
Verabredung, eines Komplottes? und was ſich hier— 
aus von ſelbſt beantwortet: Waren die naͤchtlichen 
Demolirungen Sache der Buͤrger, des Poͤbels, oder 
fremder Unruheſtifter? 

Die gegebene Darſtellung der Leipziger Unruhen 
beweiſt, daß hier dasjenige, was geſchah, von nie— 
mand auf eine beſtimmte Weiſe vorausgeſehen oder 
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herbeigefuͤhrt wurde: die Polizei ſelbſt hatte den Aus⸗ 
ſchlag gegeben; zwei Tage lang ſtuͤrmte das Volk 
durch die Straßen ohne einen beſtimmten Gegen- 
ſtand ſeines Unwillens, noch weniger einen beſtimm— 
ten Zweck ſeiner Bewegung finden zu koͤnnen. In 
andern Saͤchſiſchen Staͤdten fand ſich bei dem ganzen 
Verlaufe des Tumultes nicht einmal ein beſtimmter 
ſtaͤdtiſcher oder gar politiſcher Zweck. In Chemnitz 
wurde das Haus eines katholiſchen Kaufmannes de— 
molirt. Glaubenshaß wurde als die Veranlaſſung 
genannt, aber Brotneid und Raubſucht war zur Aus: 
fuͤhrung geſchritten; unter den Demolirenden ſind 
4 Katholiken verhaftet worden; es war ein gemeiner 
diebiſcher Landfriedensbruch. In Penig beſchraͤnkte 
man ſich darauf, einem unbeliebten Zollbeamten die 
Fenſter einzuwerfen, und einen Schlagbaum, welcher 
den Einwohnern mitten in der Stadt nicht gefiel, 
umzuſaͤgen. In Werda wurde der Forſtbeamte ge: 
mißhandelt. So auch in andern deutſchen Gegenden; 
nirgends hat ſich ein durchgreifendes politiſches Kom⸗ 
plott gezeigt; jeder Ort ſchob von ſich, was ihm ge- 
rade druͤckend war. An den Heſſiſchen Graͤnzlinien 
hat man Zollhaͤuſer zerſtoͤrt, in Kahla eine Zwangs— 
muͤhle; in Karlsruhe hat man die Juden verfolgt, 
im Altenburgiſchen Holzlande die wilden Schweine, 
andrer Orten die Rathsherren; in einem Städtchen 


. 


fuͤhrte man einen armen Actuarius an einem Stricke 
durch die Straßen, in einem andern fuhr man den 
Magiſtrat gar unter den Galgen; in Braunſchweig 
wurde ein junger Tyrann verjagt, der die guten 
Sitten aufs Aeußerſte verletzt, die Geduld ſeiner 
Unterthanen ermuͤdet, und die Wuͤrde eines deutſchen 
Fuͤrſten kompromittirt hatte. 

Dennoch waren ſelbſt in Leipzig bei den Einbruͤ— 
chen in die Haͤuſer der Beamten Spuren einer ord— 
nenden und leitenden Hand bemerkbar, wenn viel⸗ 
leicht auch die Demolirung der andern beruͤchtigten 
Haͤuſer nur eine extemporirte Zugabe war, die von 
Einzelnen ausging, und von Andern nachgeahmt 
wurde. Daß auch Geld ausgetheilt worden ſey, 
daß Abends am 9. Sept. Schlag 8 Uhr Jemand 
auf der Grimmaiſchen Straße in Leipzig geſagt habe: 
Nun geht es in Dresden los! dieſes find Volksſa— 
gen, welche noch einer Beſtaͤtigung beduͤrfen. In 
Dresden war die Unternehmung wenigſtens kurz 
vorher verabredet. Nach einzelnen Ausſagen von 
Augenzeugen hatten Diejenigen, welche zuerſt demo— 
lirten, ihre Geſichter unkenntlich gemacht und trugen 
feine Waͤſche. Dieſe beſtimmte Verabredung iſt noch 
entſchiedener in Altenburg. Zwei fremde Handwerks— 
burſchen waren die anerkannten Fuͤhrer des Zerſtoͤ— 
rungshaufens, und nach allen Umſtaͤnden auch ſie 
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nur als die Handlanger verborgener Naͤdelsfuͤhrer, 
welche mit Anbruch des Morgens weggefahren ſeyn 
ſollen. Es iſt daher zu bedauern, daß dieſe Hand— 
werksburſchen, nachdem die verheißne Amneſtie ein- 
mal nur auf die Landeskinder bezogen worden iſt, 
an ihre zuſtaͤndige Behörde nach Erfurt mit dem 
Bemerken ausgeliefert worden ſind, die Sicherheit 
fordere zwar, dieſe gefaͤhrlichen Menſchen eine Weile 
feſtzuhalten, aber die Umſtaͤnde verboͤten, ein beſtimm⸗ 
tes Unterſuchungsverfahren gegen ſie einzuleiten. 
Unter den verborgenen Unruheſtiftern wurde nament— 
lich ein Graf Schulenburg bezeichnet, der ſich zwei 
Tage vorher unter fremdem Namen in Altenburg 
aufgehalten haben ſollte, und der nachher in einem 
Rundſchreiben der biſchoͤflichen Behoͤrde von Bamberg 
als geheimer Emiffär öffentlich genannt worden iſt. 


Faſſen wir dieſen Gegenſatz zuſammen, ſo ſcheint 
ſich Folgendes zu ergeben: Nicht ein vorbedachter 
Plan iſt in Leipzig ausgefuͤhrt worden; aber als die 
allgemeine Aufregung zwei Tage lang ohne beſtimm— 
tes Ziel gebrauſt hatte, ſind Einige zuſammengetreten 
und haben dieſes Ziel beſtimmt. Die Sicherheit des 
Unternehmens lag auch fuͤr eine kleine Schaar darin, 
daß ſie wußten, die Menge wuͤrde ihnen beifallen, 
oder ſie doch nicht ſtoren laſſen. In Dresden ging 
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fhon der Anfang des Aufftandes aus einer Verab— 
redung hervor, die durch das Beiſpiel Leipzigs ver⸗ 
anlaßt worden war. Das Glück des Unternehmens 
mochte durch die allgemeine Gunſt verbuͤrgt ſcheinen, 
welche die Leipziger Ereigniſſe unter der Dresdner 
Buͤrgerſchaft gefunden hatten. Hierdurch iſt auch 
die zweite Frage beantwortet. Es kommt wenig 
darauf an, und koͤnnte nur durch eine in keiner 
Hinſicht wuͤnſchenswerthe Kriminalunterſuchung er 
mittelt werden, ob unter den Demolirenden auch 
Buͤrger und Einwohner beider Staͤdte waren. Aber 
das Wichtige dabei iſt gewiß: einerſeits, die Demo— 
lirenden rechneten auf den Beifall der Buͤrgerſchaft, 
und wären ohne dieſen ſogleich überwältigt worden; 
andrerſeits, die Buͤrgerſchaft benutzte den durch die 
Demolirungen veranlaßten Schrecken zur Durchſetzung 
ihrer Forderungen. Man hoͤrt zuweilen Anhaͤnger 
des geſtuͤrzten Miniſteriums ſagen, dieſe Unruhen 
ſeyen durch eine Handvoll Geſindel ausgefuͤhrt wor— 
den. Aber kaum koͤnnte man die Behoͤrden aͤrger 
ſchmaͤhen, als durch dieſe Behauptung, daß ſie ſich 
durch eine Handvoll Geſindel ſolche Zugeſtaͤndniſſe 
haͤtten abdringen laſſen. Das Wahre iſt, daß das 
Volk ſelbſt, wie es auch uͤber die einzelnen Unord— 
nungen geurtheilt haben mag, doch ſie geſchehen 
ließ und ihre Folgen benutzte. | 
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Dieſe allgemeine Aufregung des Volkes aber, 
dieſer Gedanke, ſich ſelbſt Recht zu ſchaffen, der 
drohend durch das ganze weſtliche Deutſchland ſchrei— 
tet, geht anerkanntermaßen von der zweiten Franzoͤ⸗ 
ſiſchen Revolution aus. Eine aͤhnliche Aufregung 
unter den Nachbarſtaaten ſahen wir auch bei der 
erſten Revolution. Aber die blutigen Schreckniſſe 
derſelben erhielten die Voͤlker noch im ernſten Nach— 
bellken daruͤber, was es zu bedeuten habe, wenn 
ein Volk einmal aufgeſtanden iſt, um mit Aufhebung 
des altvaͤterlichen Rechtes und Geſetzes ein neues 
Recht ſich ſelbſt zu erſchaffen. Die Beſonnenheit, 
die Schnelligkeit, das Gluͤck, die Anerkennung vor 
den Europaͤiſchen Mächten, gewiſſermaßen auch die 
groͤßere Unſchuld und Nothwendigkeit dieſer neuen 
Revolution war eine ganz andre Verlockung. Unter 
den hoͤhern Staͤnden frug man die Vertheidiger des 
bisher geltend gemachten Syſtems der Legitimitaͤt: 
Wie dieſes nun ſey? Vor 14 Tagen ſey Karl X. 
legitimer Koͤnig von Frankreich geweſen, nicht durch 
des Volkes Willen, noch kraft der Charte, ſon— 
dern durch ein uͤber alles menſchliche Zuthun er— 
habnes von Gott allein ausgehendes Recht. Jetzt 
ſey Philipp Koͤnig der Franzoſen, und als ſolcher 
anerkannt von den Europaͤiſchen Maͤchten. Ob er 
denn alſo daſſelbe Recht einer goͤttlichen Einſetzung 
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habe und durch welche Mittelsperſonen dieſes Recht 
von Karl auf Philipp gekommen ſey? Diejenigen, 
welche durch die Behauptung, alles Wirkliche im 
Staatsverbande ſey auch das Vernuͤnftige, alles hi— 
ſtoriſch Gewordene auch das Rechte und Nothwen— 
| dige, bisher eben das unbedingte Recht des Beſte— 
henden zu vertheidigen geſchienen hatten, ſahen ſich 
plotzlich in die Konſequenz verſtrickt, das Recht einer 
Revolution und eines durch die Revolution empor— 
getragenen Königs vertheidigen zu müffen. 

Nicht das alte und in ſeinem wahren Sinne 
wahrhaft goͤttliche Recht eines ſegensreichen Verban— 
des zwiſchen treuen Voͤlkern und ihren angeſtammten 
Fuͤrſten, aber das ſophiſtiſche Syſtem des neuſten 
Staatsrechtes iſt zerſtoͤrt worden durch die That. 
Das Volk aber hat das moͤgliche Gluͤck einer Volks— 
f unternehmung mit allem Reize des nahen ſinnlichen 
Eindruckes geſehn. Es waͤre ungerecht, wenigſtens 
gegen das Deutſche Volk, wenn man ſagen wollte, 
der Löwe hat Blut geleckt und mit Verwundern be; 
merkt, daß es nur bei ihm ſtehe, ſeinen Waͤrter zu 
freſſen. Minder unpaſſend moͤchte ein anderes Gleich— 
niß ſeyn: Das edle Roß hat durch einen Verſuch 
eingeſehen, daß es wenigſtens durch keine Gewalt 
des Reiters abgehalten werden koͤnne mit ihm durch— 
zugehen; indeß wer ein gutmuͤthiges Pferd hat, oder 
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wer reiten kann, hat doch nichts zu fuͤrchten. Auch 
hoͤren wir Deutſche wegen der Pariſer Theorien noch 
nicht auf zu glauben, wie es unſere Vaͤter geglaubt 
haben, daß unſere Fuͤrſten von Gottes Gnaden 
ſeyen. Man muß es nur recht verſtehen. Dann 
liegt eben ſo ſehr fuͤr die Fuͤrſten eine Mahnung 
darin, ſich ſolcher Gnade wuͤrdig zu erweiſen und 
im ſchoͤnen menſchlichen Sinne als Gottes Stellver— 
treter auf Erden zu handeln, wie für die Volker 
eine Mahnung, ihre Fuͤrſten als von Gott gegebne 
Herren zu lieben und zu ehren. Jedenfalls iſt der 
Ausdruck richtiger und minder gefaͤhrlich, als von 
des Volkes Gnaden; da jeder Narr oder Verbrecher 
ſich einbilden koͤnnte, ſeine Gnade auch zuruͤcknehmen 
zu koͤnnen. Im hoͤhern Sinne wird freilich jeder 
anerkennen, daß er alles, was er iſt, durch Gottes 
Gnade ſey, und andrerſeits ſchließt von Gottes Gna— 
den das Beigeordnete: kraft der Conſtitution, noch 
gar nicht aus; es iſt aber doch ſchoͤn und erbaulich 
- für einen Fuͤrſten, gerade weil er fo viel iſt, fort: 
waͤhrend daran erinnert zu werden und es zu beken— 
nen, daß er alles, was er iſt, nicht durch ſein eigen 
Verdienſt, ſondern von Gottes Gnaden iſt. | 

Sachſen ift niemals despotiſch regiert worden, 
niemals hat ein Aeußerſtes der Gewalt das Volk zum 
Aeußerſten gebracht. Der ſelige Koͤnig war dem 
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Volke durch feine Maͤßigung und feine Gerechtigkeit, 
zuletzt auch durch fein Unglück und fein Alter ehr: 
würdig. Der regierende Koͤnig ift ein milder, freund— 
licher Herr; nach den Sitten ſeines Privatlebens duͤrfte 
man ihn wie Philipp Ludwig einen Buͤrgerkoͤnig 
nennen. Er war ſehr ſchmerzlich betreten, als er 
von den ausgebrochenen Unruhen hoͤrte. „Ich habe 
geglaubt, ſagte er, daß ich geliebt ſey unter meinem 
Volke, ich habe niemand weh gethan, ich habe alles 
beim Alten gelaſſen, wie es war unter meinem hoch— 
ſeligen Bruder.“ Die Rede des guten Koͤnigs ſpricht 
unbewußt einen Hauptgrund des allgemeinen Miß— 
vergnuͤgens aus. Der treffliche Poͤlitz hat es zwar 
noch unlaͤngſt gruͤndlich erwieſen, daß die lange Re— 
gierungszeit des vorigen Königs ein ſtilles und plan: 
maͤßiges Fortſchreiten zum Beſſern und eben dadurch 
niemals zu Ruͤckſchritten genoͤthigt war: dennoch nahm 
dieſe Regierung an den liberalen Einrichtungen faſt 
gar keinen Antheil, welche ſeit den Franzoͤſiſchen Krie— 
gen faſt in allen Deutſchen Staaten fuͤr noͤthig ge— 
funden worden waren. Dieſe Theilnahmloſigkeit ging 
theils aus der Entfremdung hervor, in der das Alter 
und das Althergebrachte uͤberhaupt zu dem Neuen 
ſteht: theils aus der an ſich ehrenwerthen Achtung 
vor den Privilegien, mit denen die beſtehenden Miß— 
braͤuche verknuͤpft waren. So z. B. blieb die unans 
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gemeßne Stellung der Magiſtrate zu den beiden 
Hauptſtaͤdten, weil fie nun einmal das Privilegium 
hatten, den Gemeinden keine Rechnung abzulegen. 
So blieb eine ſtaͤndiſche Verfaſſung, welche die In— 
tereſſen des Landes nicht mehr wahrhaft vertrat, und 
weder dem Volke noch den Ständen ſelbſt mehr ge— 
nuͤgte. Sachſen hat keinen 26. Juli erlebt; aber 
man muß geſtehn, daß dasjenige, was die Ordonan— 
zen jenes letzten Tags der Bourbonen den Franzoſen 
entreißen wollten, die Sachſen gar nicht einmal je 
gehabt haben. Unſer vaterlaͤndiſcher Geſchichtſchreiber 
hat einſt auch nicht minder gruͤndlich erwieſen, daß 
das Saͤchſiſche Volk unter der Regierung Friedrich 
Auguſt's muͤndig geworden ſey. Eben weil das Volk 
muͤndig geworden war, ſah es ſich nur ungern von 
aller Theilnahme an der Verwaltung und von aller 
Einſicht in dieſelbe ausgeſchloſſen, auch manche weiſe 
Maßregel wurde deßhalb mißverſtanden und gemiß— 
deutet. Aber man war in der Stimmung, der ehr— 
wuͤrdigen Perſoͤnlichkeit des Koͤnigs viel zu Gute zu 
halten, man war uͤberzeugt von der Reinheit ſeiner 
Beweggruͤnde, und wußte endlich, daß die ewigen 
Naturgeſetze ohnedem bald eine Aenderung herbei— 
fuͤhren müßten. Da ſtarb der König und wurde 
aufrichtig beweint von feinem Volke, das Gutes nnd 
Boͤſes mit ihm getragen hatte. Damals war die 
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Meinung verbreitet, wahrſcheinlich durch nichts als 
durch das Verlangen nach einem jugendlichen Regen— 
ten veranlaßt, die beiden aͤltern Thronerben, die 
Bruͤder des Koͤnigs wuͤrden zu Gunſten des Prinzen 
Friedrich auf die Krone verzichten. Deßhalb hatte 
Koͤnig Anton gleich Anfangs mit einem unguͤnſtigen 
Vorurtheile zu kaͤmpfen. Die Regierungsweiſe blieb 
in der That ganz beim Alten, aber nicht das Volk, 
welches gegen den neuen Fuͤrſten nicht mehr die zar— 
ten Ruͤckſichten hatte, die es gegen den alten gehabt 
hatte, unter welchem faſt alle ſeine Unterthanen auf— 
gewachſen, und an die Ehrfurcht vor ſeiner landes— 
herrlichen wie vor ſeiner ſittlichen Majeſtaͤt mit den 
erſten Gefuͤhlen der Kindheit gewoͤhnt waren. Der 
Einzelne fand fuͤr ſeine Bitten und Beſchwerden off— 
nen Zutritt bei ſeinem Koͤnige, auch Gewaͤhrung 
und Abhuͤlfe, fo weit dieſe uͤberhaupt durch ſolches 
Eingreifen des Monarchen in Privat- und Rechts— 
verhaͤltniſſe moͤglich iſt. Allein das Volk, die oͤffent— 
liche Meinung hatte fuͤr ihre Bitten und Beſchwer— 
den kein Organ, uͤber jede vaterlaͤndiſche Angelegen— 
heit herrſchte der ſtrengſte Preßzwang. Zwar hatte 
ſich ſeit einigen Jahren in der Biene ein Mittel— 
punkt vaterlaͤndiſcher Beſprechung gebildet, auch ent— 
ſchied man ſich in Dresden gegen mannigfache Kla— 
gen derer, denen eine ſolche Rede ganz unerhoͤrt 
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duͤnkte, fuͤr die Anſicht, daß Beſchwerden uͤber ſtaͤd— 
tiſche Gebrechen zugelaſſen werden duͤrften. Allein 
über Beduͤrfniſſe des ganzen Landes oder über Koͤ— 
nigliche Behoͤrden blieb jede Beſprechung verpoͤnt. 
Wurden offenbare Thatſachen vorgebracht, ſo hieß es 
allenfalls, man wolle die Berichte davon im Manu⸗ 
ſeripte der betreffenden Behoͤrde zur Erledigung vorle— 
gen, die ſie dann erledigte oder zu den Akten legte, 
je nachdem es ihr gefiel. Durch einen ſonderbaren 
Gebrauch des Curialſtyls, daß jede obere Landesbe— 
hoͤrde unmittelbar mit dem Namen des Koͤnigs ſelbſt 
angeredet werden muß und unmittelbar unter dem 
Koͤniglichen Namen entſcheidet, ſcheint es gekommen 
zu ſeyn, daß man die Behoͤrden fuͤr eben ſo unver— 
letzlich hielt wie des Koͤnigs Majeſtaͤt. Durch dieß 
alles war es moͤglich, daß der Koͤnig, der eigentlich 
nur mik feinem Kabinetsminiſter unmittelbar verkehrte, 
nichts wußte von des Volkes Wuͤnſchen und des Lanz 
des Gebrechen, und als er nach dem Ausbruche der 
Unruhen dem Miniſter vorwarf, ihn gecaͤuſcht zu 
haben mit der Liebe des Volkes, ſo verſicherte auch 
dieſer, daß er ſich ſelbſt daruͤber getaͤuſcht habe. Un⸗ 
ter dem Volke aber gingen gehaͤſſige Geruͤchte, wahr 
oder unwahr, gerade weil ſie nicht gedruckt werden 
durften und deßhalb auch nicht widerlegt werden 
konnten, von Mund zu Munde. So wurde erzaͤhlt, 
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einer der reichten Fabrikanten habe dem Direktor 
der Finanzen geſagt, wenn man fortfuͤhre mit den 
bisherigen Maßregeln die Fabriken zu unterdruͤcken, 
ſo wuͤrde man ihn und ſeine Kollegen noͤthigen, ſich 
ein andres Vaterland zu ſuchen. „Man wird ſie 
nicht halten!“ habe Herr von Manteuffel geantwor— 
tet. „Es iſt allerdings bekannt, ſoll der Fabrikant 
entgegnet haben, daß kluge Leute und ſolche, die das 
Volk ernaͤhren, in Sachſen nicht gehalten werden.“ 
Gewiß noch weit weniger wahr iſt folgende Anek— 
dote, aber ſie wurde geglaubt. Eine Deputation von 
Kaufleuten habe den Finanzdireftor erſucht, für das 
Eintreten des Koͤnigreiches in den Preußiſchen Zoll— 
verband und gegen das Abſchließen des Mitteldeut— 
ſchen Zollrerbandes zu wirken, der verengend und 
kraftlos zwiſchen den großen Handelsverband von 
Nord- und Suͤd-Deutſchland hineingeworfen, den 
Saͤchſiſchen Fabrik- und Handels-Stand vollends 
vernichten werde. „Ich liebe den Handel auch nicht!“ 
ſey geantwortet worden. 

Endlich hatte die allgemeine Verſtimmung auf 
dem Landtage ein zwar unvollſtaͤndiges, aber doch 
ein Organ gefunden. Die Stände forderten, bevor 
ſie eine Steuer bewilligen wuͤrden, eine vollſtaͤndige 
Vorlegung des Staatshaushaltes, da es Noth thue, 
das unter der Laſt ſeiner Abgaben niedergedruͤckte Volk 
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zu erleichtern, oder wenigſtens muͤſſe man die uner— 
laͤßliche Nothwendigkeit dieſer Belaſtung einſehn. 
Dem Miniſterium war es nicht verborgen, daß hier— 
mit die Handhabe zu einer Einmiſchung in die ganze 
Staatsverwaltung gefordert ſey, da die einzelnen 
Rechnungen zu durchgreifenden Bemerkungen Anlaß 
geben wuͤrden, daß am Ende die Feſtſtellung eines 
Budgets daraus folgen und mit den gewoͤhnlichen 
Schwierigkeiten verknuͤpft ſeyn werde. Die Vorle— 
gung wurde daher verweigert, noch einmal gefordert 
und zum zweitenmale mit dem Zuſatze verweigert, 
Se. Majeftät getroͤſte ſich zu Ihren getreuen Staͤn⸗ 
den, daß ſie dieſe unziemliche Forderung nicht noch 
einmal thun wuͤrden. Bei dieſer Gelegenheit geſchah 
es, daß Herr von Ende dem von ihm dirigirten 
Ausſchuſſe der Ritterſchaft begreiflich machen wollte, 
des Koͤnigs klarer Wille ſey ausgeſprochen, er muͤſſe 
es geradezu fuͤr einen Bruch ihres Lehnseides hal— 
ten, wenn jene mißfällige Forderung noch einmal 
vorgebracht wuͤrde. Sein ehrenwerther Gegner ant— 
wortete ihm, dieſes ſey eine neue Anſicht und in 
Sachſen noch nicht gehoͤrt, daß es eine Felonie ſey, 
wenn die Regierung verlange, man ſolle ſein gutes 
Recht nicht fordern, und man fordere es dennoch. 
Die Stände entſchieden endlich: inmaßen die Rech— 
nungen noch nicht zum Vorlegen bereit ſeyn moͤchten, 
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fo ſollten die Steuern wie früher bewilligt werden, 
aber die getreuen Staͤnde getroͤſteten ſich zur Gnade 
Sr. Majeftät, daß bei ihrer naͤchſten Zuſammenkunft 
ihnen der geforderte Staatshaushalt unfehlbar vor— 
gelegt werde. b a 

Zu dieſen politiſchen Mißtoͤnen kam der nicht 
minder wichtige, religioͤs-kirchliche Zwieſpalt. Einſt 
war Koͤnig Auguſt aus aͤußerlichen Gruͤnden zuruͤck— 
getreten aus der Kirche, fuͤr welche ſeine Ahnherren 
Gut und Blut, Land und Leute gewagt hatten. 
Seine Erlauchten Nachkommen gehoͤrten auch mit 
ihren Herzen der katholiſchen Kirche an, in der fie 
erzogen waren. Die Frömmigkeit eines Fuͤrſten, 
welcher Kirche er auch angehoͤre, iſt eine theure Buͤrg— 
ſchaft fuͤr ſein Volk, denn jede chriſtliche Kirche ge— 
bietet, die Menſchenwuͤrde der Kinder Gottes auch 
im Niedrigſten ehrend, gerecht und mild zu regieren. 
Selbſt in ihren aͤußerlichen Erweiſungen iſt ſolche 
Froͤmmigkeit ſeiner Fuͤrſten dem Volke troͤſtlich und 
erbaulich; denn Diejenigen, uͤber welche kein aͤußer— 
licher Richter geſtellt iſt, erkennen dadurch demuͤthig 
einen Richter in und uͤber ſich an, der, je mehr er 
ihnen uͤbergeben hat, deſto mehr auch von ihnen for— 
dert. Daher durften die Sachſen ſich deſſen erfreun, 
daß ſie fromme Fuͤrſten hatten, wenn es auch fromme 
Katholiken waren. Allein zu einer Zeit, wo die 
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kotholiſche Kirche die alten Anſpruͤche ihrer Alleinherr— 
ſchaft erneute, die proteſtantiſche Kirche ihr kraftvoll 
und heftig entgegentrat, waren Verdaͤchtigungen und 
Beſchwerden zwiſchen einem katholiſchen Regenten 
und ſeinem proteſtantiſchen Volke kaum zu vermei— 
den. Es iſt nicht unſere Sache zu unterſuchen, ob 
am Dresdner Hofe nicht einige Verſehen vorgegangen 
ſind, welche den Verdacht einer Beguͤnſtigung des 
Katholicismus zum Nachtheile der proteſtantiſchen 
Kirche veranlaßten; denn es wuͤrde eine nicht geringe 
Vorſicht dazu gehoͤrt haben, dieſen Verdacht zu ver— 
meiden. Die Lage des Koͤnigs war in dieſer Hin⸗ 
ſicht ſehr ſchwierig: umgeben von Geiſtlichen, welche 
nicht nur dem Glauben des Volkes feindſelig gegen— 
uͤber ſtehen, ſondern auch dem Lande uͤberhaupt 
Fremdlinge ſind, mochten dieſe vieles von ihm als 
religioͤſe Gewiſſenspflicht verlangen, was mit der Ge: 
rechtigkeit, oder doch mit der Weisheit einer Regie— 
rung uͤber ein proteſtantiſches Volk unvereinbar ſchien; 
andererſeits wurde jeder Schritt des Hofes in dieſer 
Hinſicht argwoͤhniſch belauſcht und gedeutet. Gerade 
das Billige war gemeinlich beiden Partheien nicht 
Recht. So wurde die Einrichtung des katholiſchen 
Konſiſtoriums von vielen Proteſtanten als eine Schmaͤ— 
lerung unſerer Kirche hart getadelt, aber auch in Rom 
wurde dieß Geſetz unguͤnſtig aufgenommen; und dieß 
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iſt das Wahre an einer Sache, die damals fehr übers 
trieben erzaͤhlt wurde. Die Roͤmiſche Curie liebt 
keine gewaltſamen Maßregeln, wo ſie zu nichts hel— 
fen koͤnnen, ſondern nur Freunde immer weiter von 
ihr entfernen wuͤrden, ſie ſchweigt und erwartet ihre 
Zeit. Es iſt nicht unſere Abſicht zu erbittern, ſon— 
dern zu verſoͤhnen und kuͤnftiger Erbitterung vorzu— 
beugen, aber eben deßhalb muß es offen ausgeſpro— 
chen werden, daß mehr als alles andere der Ver— 
dacht einer ſtillen Befeindung des Proteſtantismus 
ſeit 1817 das Herz des Volkes immer mehr von 
ſeinen Fuͤrſten abgewandt hat. Dieß Eine iſt viel— 
leicht verſehen worden; man haͤtte unter ſo ſchwie— 
rigen Umſtaͤnden offner mit dem Volke verfahren, 
ihm ein Wort vergoͤnnen ſollen; denn ſo weit war 
es noch nicht gekommen, daß die Regierung 
nicht vollen Glauben gefunden haͤtte, wo ſie nur 
klar und beſtimmt ſprechen wollte. So war ein 
gemein verbreitetes Geruͤcht, es beſtehe am Hofe eine 
Proſelytenkaſſe für Abtruͤnnige aus unſerer Kirche. 
Man haͤtte dieß widerlegen, oder, wenn vielleicht 
doch etwas daran iſt, nur genau beſtimmen ſollen; 
denn was die Sache in ihren rechten Schranken be— 
trifft, auch im Leipziger Convicte beſteht ein Freitiſch 
fuͤr ſolche, die zu unſrer Kirche kommen, und, irren 
wir nicht, im Kirchenrathe auch eine Proſelytenkaſſe, 
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wie klein fie auch ſeyn mag. Es iſt an ſich gar 
nichts ſo Ungeheures und von einem Seelenhandel 
noch ſehr verſchieden, wenn eine Kirche denjenigen, 
der durch den Uebertritt zu ihr aus allen ſeinen Ver— 
haͤltniſſen geriſſen und auch das taͤgliche Brot ver— 
liert, nicht grade verhungern laſſen will, wie dieß 
bei ſolchen, die zu uns kommen, zuweilen nahe daran 
geweſen if. — So trug man ſich lange mit der 
Behauptung, die katholiſche Kirche ſey aus den Ki: 
niglichen Kaſſen aufs reichfte begabt, außer allem 
Verhaͤltniſſe zur proteftantifchen Kirche. Erſt jetzt, 
im Antwortſchreiben der Dresdner Kommiſſion, iſt 
dieſe Behauptung beſchraͤnkt worden. Man mache 
ganz einfach die Rechnungen bekannt! — Vor eini— 
gen Monaten iſt der König in öffentlichen Blättern 
aufs beweglichſte um ein einziges Wort zur Beruhi— 
gung ſeiner Unterthanen gebeten worden, daß nichts 
ſey an dem Geruͤchte, die Jeſuiten wuͤrden in Sach— 
ſen Aufnahme finden. Der Koͤnig, oder vielmehr, 
denn es ziemt ſich nicht, des Koͤnigs heiligen Namen 
in dieſe Mißhelligkeiten zu ziehn, die Regierung hat 
geſchwiegen, und erſt zur Beſchwoͤrung des ausge— 
brochnen Sturmes dieſer Tage iſt die rechte Verſiche— 
rung ertheilt worden, daß es niemals in dem Sinne 
der Regierung gelegen habe, dem Jeſuiten-Orden 
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den Eingang in das Land zu geſtatten, noch weit 
weniger ihm eine Stätte einzuräumen, 


Unter dieſen Umſtaͤnden wandten ſich die Blicke 
auf den Prinzen Friedrich, den aͤlteſten Neffen 
und dereinſtmaligen Erben des Koͤnigs, zunaͤchſt, um 
die aufgehende Sonne nicht zu preiſen auf Koſten 
der Abendſonne, weil man gleich Anfangs ſeine Re— 
gierung erwartet und gewuͤnſcht hatte. Sein offen: 
barſtes Verdienſt in den Augen des Volkes war, daß 
er jung iſt, mit ſeiner ganzen Bildung angehoͤrig 
der neuen Zeit. Doch muß man geſtehn, daß er, 
ernſt und faſt ſtill wie er im öffentlichen Leben iſt, 
die Liebe des Volkes nicht durch die leichten Mittel 
einer gewoͤhnlichen Popularitaͤt erobert, ſondern auf 
eine gruͤndliche Weiſe verdient hat. Durch umfaſ— 
ſende Studien zum Staatsdienſte vorbereitet, hat er 
als Mitglied des Geheimenraths ſo thaͤtig gewirkt, 
als es irgend moͤglich war in ſeiner Stellung unter 
einem Miniſterium, zu dem er nicht freundlich ſtand. 
Faſt ſeine erſte Arbeit noch in zarter Jugend war 
eine lange und muͤhſame Relation geweſen, durch 
die er einen zum Tode verurtheilten Verbrecher, deſ— 
ſen Todesſtrafe er nicht fuͤr gerecht achtete, verthei— 
digte. Daran erfreute ſich das Volk; das Leben ſei— 
ner kuͤnftigen Unterthanen iſt ihm ſo theuer, ſagte 
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man, daß der fürftliche Juͤngling Tage und Wochen, 
die ein Andrer auf die Freuden der Jugend verwenz 
den wuͤrde, daran ſetzt, um ſelbſt ein geringes und 
verworfnes Leben zu retten. In dieſer Art kam vie— 
les unbefangen unter das Volk, was der Prinz im 
Rathe, am Hofe und im Heere nach dem Sinne 
der oͤffentlichen Meinung durchgeſetzt oder doch ges 
wollt hatte. In ſeinem Hauſe verſammelte ſich ein 
enger geſelliger Kreis von Maͤnnern, die großentheils 
eben ſo ſehr durch ihren Geiſt als durch ihre Tugen— 
den dem Vaterlande werth ſind. Auch dieß wurde 
dem Prinzen zum Verdienſte angerechnet, daß er mit 
den katholiſchen Hofgeiſtlichen nicht in gutem Ver— 
nehmen ſtehe, und gern wurde von mancherlei An— 
fechtungen erzaͤhlt, die er wegen ſeiner freiſinnigen 
Anſichten von ihnen erlitten habe. Endlich war ſelbſt 
ſein Mißverhaͤltniß zu dem Kabinetsminiſter ein Quell 
froher Hoffnungen. 


Der Graf von Einſiedel wird von den 
Wenigen, die ihn genau und perſoͤnlich in ſeinem 
eignen Hauſe kennen, ſehr werth gehalten. Als Mi— 
niſter hat er der Koͤniglichen Familie nach feiner Anz 
ſicht treu gedient; mit dem vorigen Könige, der in 
den Tagen des Ungluͤcks ihn bewaͤhrt gefunden hatte, 
war er durch ehrwuͤrdige Bande gegenſeitiger Ans 


— GB — 


haͤnglichkeit verbunden. In ſeinen Geſchaͤften war 
er unermuͤdlich; bloß Gehoͤr zu geben koſtete ihm 
taͤglich vier Stunden; jedermann fand taͤglich Zutritt 
in ſein Kabinet, wenn ſchon eben deshalb, und weil 
er ſich mit allzuvielen Details und Nebenaͤmtern be: 
laden hatte, fuͤr Leute, die mehr zu thun hatten, 
der Zutritt dadurch erſchwert blieb, daß jeder, der 
nicht gerade ein ſehr vornehmer Mann war, regel— 
maͤßig mehrere Stunden lang die Reihe der fruͤher 
Angemeldeten im Vorzimmer abwarten mußte. Iſt 
einmal die erſte Aufregung und Erbitterung voruͤber, 
ſo wird der Ruf eines redlichen und wohlwollenden 
Mannes dieſem Miniſter in ſeine laͤndliche Zuruͤckge— 
zogenheit folgen. Nach ſeiner Entlaſſung hat er die 
große ihm rechtlich zukommende Penſion ausgeſchla— 
gen. Die oͤffentliche Abneigung gegen ihn hat drei 
verſchiedene Veranlaſſungen. 


Zuerſt weil er uͤberhaupt erſter Miniſter war, die 
einzige Mittelsperſon zwiſchen Koͤnig und Volk, daher 
natuͤrlicher Weiſe jede Unzufriedenheit mit der Re— 
gierung zunaͤchſt auf ihn fiel. 


Zweitens, weil er ſeine miniſterielle Gewalt nicht 
ſorgfaͤltig genug von ſeinen Privatverhaͤltniſſen zu 
ſcheiden wußte. Ein Miniſter und ein Eiſenhaͤndler 
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geht nun einmal nicht zuſammen! behaupteten die 
Dresdner Buͤrger. Die Sache iſt dieſe. Auf den 
8 Einſiedelſchen Guͤtern iſt ein bedeutendes Eiſenberg— 
werk; die Erzeugniſſe deſſelben wurden zu allen öffent: 
lichen Bauten benutzt, und alles nur irgend Moͤg— 
liche wurde von Eiſen gebaut. So weit uns bekannt 
iſt, wurde der Staat nicht dadurch bevortheilt, das 
miniſterielle Eiſen haͤlt an Guͤte und Preiſe jedem 
andern Eiſen die Wage, und auch in England, wo 
die Miniſter es nicht verkaufen, wird das Eiſen jetzt 
vorzugsweiſe zu Bauten benutzt; allein naher Miß— 
deutung war dieſe Sache ausgeſetzt, und zog dem 
Miniſter vorzugsweiſe den Haß der Dresdner Buͤrger 
zu. In aͤhnlicher Beziehung wird behauptet, daß 
ein zwiſchen dem Grafen Einfiedel und feinen Gut 
unterthanen obſchwebender Frohndeprozeß durch das 
Geſetz uͤber Frohnden vom Auguſte dieſes Jahres, 
auf's genauſte zum Vortheil des Grafen entſchieden 
worden ſey. Es iſt billig zu glauben, daß der Mi⸗ 
niſter den Prozeß nicht angefangen haben wuͤrde, 
wenn er nicht von ſeinem guten Rechte uͤberzeugt 
geweſen waͤre, und daß eben dieſelbe Rechtsanſicht 
ſich bei der Abfaſſung des fraglichen Geſetzes uͤber 
ein bisher noch nicht klar beſtimmtes Rechtsverhaͤlt— 
niß geltend gemacht habe; allein in Zeiten der Ver— 
ſtimmung lag auch hier die Mißdeutung nahe. 
553 
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Der dritte Grund iſt die Hinneigung des Grafen 
zu derjenigen religioͤſen Parthei, welche man in Er— 
manglung eines beſſern Namens die pietiſtiſche oder 
myſtiſche Parthei zu nennen pflegt. Es iſt nicht un— 
ſers Amtes, uͤber den Werth oder Unwerth dieſer 
Parthei zu ſprechen; ein Jeder muß ſeines Glaubens 
leben koͤnnen, und iſt, ſo weit er nicht ſtoͤrend in 
die Befugniſſe Andrer hinuͤbergreift, dafuͤr nur Gott 
und ſeinem Gewiſſen verantwortlich; hier kann nur 
davon die Rede ſeyn, wiefern der Miniſter durch feine 
Beguͤnſtigung dieſer Parthei einestheils dem Volke 
entfremdet, anderntheils zu wirklichen Mißgriffen ver— 
leitet wurde. Im Weſentlichen war es dieſelbe Par— | 
thei, nur in ihrer katholiſchen und politiſchen Ger 
ſtaltung, welche behauptet hatte, die alleinige Stuͤtze 
des Thrones zu ſeyn, der zugleich mit dem Altare 
von den Liberalen untergraben werde; ſie hatte die 
Bourbonen zu jenem Aeußerſten hingeriſſen, das ihnen 
den ſchoͤnen Thron von Frankreich koſtete. Daher 
war das ganze Fraͤnzoͤſiſche Volk, und im Geiſte die 
ganze liberale Macht von Europa, in dem Kampfe 
gegen die Feinde der Charte, zugleich gegen dieſe 
Parthei in die Schranken getreten und hatte ſie in 
der großen Woche von Paris furchtbar aufs Haupt 
geſchlagen; waͤhrend die Fuͤrſten, welche ſich hie und 
da den Einfluͤſterungen dieſer Parthei zugeneigt hat— 
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ten, erſchrocken das Ziel ſahen, zu welchem ſie fuͤhre. 
In Sachſen iſt die unbedingt große Mehrzahl des 
Volkes dieſer Parthei religiös abgeneigt, und zum 
religioͤſen Zwieſpalte hatte ſich der politiſche Haß des 
freiſinnigen Buͤrgerſtandes geſellt, der ſich um Welt— 
haͤndel bekuͤmmerte. Dieſe Abneigung traf den Mi— 
niſter im verſtaͤrkten Maße, weil man in ihm den 
Stuͤtzpunkt einer kleinen Parthei zu ſehen meinte, 
die nur durch ihn maͤchtig ſey, und mit ſeinem 
Sturze in ihr Nichts zuruͤckſinken werde. Allerdings 
waren einige Thatſachen einer ſolchen partheiiſchen 
Unterſtuͤtzung bekannt. Der Miniſter hatte uͤberall, 
ſo weit ſein Einfluß reichte, geiſtliche und akademiſche 
Stellen mit Maͤnnern ſeiner Parthei beſetzt, einige— 
mal gegen die ausdruͤckliche Mißbilligung der zuſtaͤn⸗ 
digen Behoͤrden, und zum großen Schaden des 
kirchlichen Lebens, indem ſich die Gemeinde aus Ab— 
neigung vor einem aufgedrungenen Seelenſorger die— 
ſer Art immer mehr von der Kirche ſelbſt entfernt. 
Er hatte junge Maͤnner von anerkannten Talenten, 
weil ſie ſeiner Parthei entgegenſtanden und von ihr 
verketzert wurden, perſoͤnlich beleidigt und unterdrückt, 
Ein Geiſtlicher aus dieſer Parthei hatte die Miſſions— 
kaſſe, als Rechnungsführer derſelben, um 1500 Tha— 
ler gebracht. Die Sache wurde ſtadtkundig; fie fors 
derte ſelbſt fuͤr den nach den Umſtaͤnden kaum denk⸗ 
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baren Fall, daß ein unſchuldiger Mann durch eine 
graͤßliche Verwicklung der Verhaͤltniſſe in dieſen Ver— 
dacht gekommen waͤre, die ſtrengſte Unterſuchung: 
der Miniſter wußte jede Unterſuchung zu unterdruͤcken, 
der Geiſtliche blieb zum Aergerniſſe der ganzen Stadt 
in ſeinem Amte. Dieſes war die Veranlaſſung, 
weshalb der ſtreng geſinnte Theil der Dresdner My— 
ſtiker ſelbſt von dem Miniſter abfiel, und ihn ſeit— 
dem aufs heftigſte ſchmaͤhte. b 


Iſt durch dieſes alles erklaͤrt, warum das Volk 
eine Miniſterialveraͤnderung wuͤnſchte, ſo ſcheinen 
doch noch beſondre Gruͤnde vorhanden zu ſeyn, durch 
welche man veranlaßt war, dieſem Wunſche ſo be— 
reitwillig entgegenzukommen. Als die erſte Nachricht 
von der Ernennung eines Mitregenten nach Leipzig 
kam, ſagte man dort: Es iſt vielleicht nur ein Schau— 
ſpiel zur Volkserheiterung, und der Prinzregent er— 
langt keinen Einfluß; wir werden daran ſehen, ob es 
Ernſt iſt, daß binnen 8 Tagen der Graf Einſiedel 
zuruͤcktritt. Am naͤchſten Tage kam die Nachricht 
ſeiner Entlaſſung. Als die vier Geheimenraͤthe nach 
Pillnitz fuhren, um dem Koͤnige die Ernennung 
eines Mitregenten vorzuſchlagen, waren ſie offenbar 
ſchon daruͤber einig, daß der Kabinetsminiſter geſtuͤrzt 
ſey, oder geſtuͤrzt werden muͤſſe; mochte man nun 
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fuͤr die Entlaſſung des Miniſters ſeyn, damit der 
Prinzregent ernannt werden koͤnne, oder fuͤr die Er— 
nennung des Prinzregenten, damit der Miniſter ge— 
ſtuͤrzt werde. Ein alter Volksglaube ſagt: Wenn 


ein Schlag zuͤnden ſoll, ſo muß der Blitz aus der 
Wolke und aus dem Erdboden zugleich kommen. 
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Drittes Kapitel. 
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Nur in ſo fern verlohnt ſich's der Muͤhe, von den 
Folgen dieſer Ereigniſſe zu ſprechen, als durch ein 
beſtimmtes, freies und beſonnenes Eingreifen in den 
Gang der Dinge gewiſſe Folgen herbeigefuͤhrt, an— 
dere vermieden werden ſollen. 

Das Erſte, was Noth thut, iſt, eine Buͤrgſchaft 
dafuͤr aufzuſtellen, daß ſich die naͤchtlichen Demoli— 
rungen nicht wiederholen koͤnnen. Dieſe faſt neue 
Art des Aufſtandes iſt zwar minder gefaͤhrlich fuͤr 
den Staat, als planmaͤßige Verſchwoͤrungen oder 
offne Volksſtuͤrme; doch iſt auch die Verwahrung 
dagegen ſchwieriger. Es braucht nur einer kurzen 
Verabredung; jede Nacht bietet die Gelegenheit, nie— 
mand iſt ſicher, die Beamten vor allem werden ein— 
geſchuͤchtert. 

Bedenken wir, daß dasjenige, was geſchehen iſt, 
nicht geſchehen konnte, wenn die Buͤrgerſchaft es 
nicht geſchehen laſſen wollte, ſo erſcheint als die 
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erfte Bedingung der Sicherheit, daß der Buͤrgerſtand 
ſelbſt in ſeinen billigen und mit dem Staatswohl 
vertraͤglichen Forderungen zufrieden geſtellt werde. 
Weil jedoch Solche, die bei jeder Umgeſtaltung der 
Dinge nur gewinnen koͤnnen, oder Andre, welche 
nicht durch Noth, aber durch ihre Leidenſchaften ge— 
trieben werden, immer von neuem zu dergleichen 
Unruhen verſucht ſeyn koͤnnen; Militair aber, wie 
wir geſehen haben, theils nicht ausreicht, theils von 
vielen Ortſchaften, gegen deren Gewohnheiten und 
Gerechtſame militairiſche Beſatzung laͤuft, nur ungern 
und als neue Veranlaſſung zu Unruhen aufgenom— 
men wird: ſo iſt die einzige Sicherheit in demjeni⸗ 
gen Mittel, welches zu ergreifen uͤberall die Noth 
gelehrt hat, nur daß die Lehre eben deshalb immer 
etwas zu ſpaͤt kam, in der Einrichtung einer Na— 
tionalgarde. Die Organiſirung derſelben im 
ganzen Koͤnigreiche ſcheint durch die Ernennung eines 
Koͤniglichen Prinzen zum kommandirenden Generale 
aller Nationalgarden bereits ausgeſprochen. Die 
Bewaffnung eines ganzen Volkes aber hat ies eigens 
thuͤmlichen Schwierigkeiten; denn theils kann es 
einmal geſchehen, daß die Nationalgarde ihre Waffen 
gegen die Regierung ſelbſt kehre, theils kann ſie ſich 
wenigſtens leicht, wie dieß zuweilen die Pariſer Na— 
tionalgarde that, als eine ſelbſtaͤndige Macht im 
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Staate geltend machen wollen, da ihr das Militair 
wegen ihrer eignen militairiſchen Haltung zu impo— 
niren nicht vermag. Allein ein Volk, wenn es ein— 
mal durch gemeinſame Intereſſen gegen die Regie— 
rung aufgeregt iſt, vermag daſſelbe, auch ohne daß 
es als Nationalgarde aufgeſtellt waͤre, oder es wird 
ſich binnen einem Tage in eigner Kraft als ſolche 
aufſtellen, wie das uͤberall geſchehen iſt. Was aber 
das Militair betrifft, ſo hat die Erfahrung gelehrt, 
daß es uͤberhaupt bei großen innern Unruhen wenig 
zu brauchen ſey; ſelbſt fremde Truppen, welche treu 
und tapfer fochten, find in Paris und in Brüffel 
von der ſtaͤdtiſchen Bevoͤlkerung und Befeſtigung er: 
druͤckt worden. Aber vollends in unſern kleinern 
Staaten iſt der Soldat ſo genau mit dem Volke 
verwachſen, findet uͤberall ſolche ſich gegenuͤber, mit 
denen er durch Freundſchaft oder Beduͤrfniß verbun— 
den iſt, daß eine beſonnene Regierung nur dann auf 
ihr Militair vertraut, wenn hie und da ein kleiner 
Haufen von Unruheſtiftern oder Irregeleiteten raſch 
auseinapder zu ſprengen iſt. Gegen eine große 
ſtaͤdtiſche Bevölkerung inlaͤndiſches Militair ſchießen 
zu laſſen, wuͤrde meiſt ein vergebliches Blutvergießen, 
und die mit Blut großgeſaͤugte Erbitterung wuͤrde 
Folgen veranlaffen, die nicht zu berechnen find. Es 
iſt alſo einmal nicht anders, ſondern des Voͤlkerlebens 
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allgemeines Geſetz, eine Regierung muß ſſch ihrem 
Volke vertrauen, wie ſich dieſes feiner Regierung ver— 
traut. Nur dieſes fragt ſich, ob denn das ganze 
Volk zu einer Nationalgarde aufgerufen werden ſolle, 
da ja hierdurch auch denjenigen geſetzmaͤßig die Waf— 
fen uͤbergeben wuͤrden, welche geneigt ſeyn koͤnnten, 
ſie nicht fuͤr, ſondern gegen die oͤffentliche Ruhe zu 
gebrauchen. Die Dresdner Kommiſſion ließ in den 
erſten Tagen ihres Beſtehens einem jeden aus dem 
Zeughauſe Waffen verabreichen, der ſie forderte. 
Das Unternehmen war kuͤhn und vertrauensvoll, die 
Kommiffion hat es nicht zu bereuen gehabt; hoͤchſtens 
einige Flinten moͤchten nicht wiederkommen, da etliche 
Inden in ihrem Patriotismus die Gelegenheit benutzt 
haben ſollen, um ſich einigemal des Tages bewaffnen 
zu laſſen, damit ſie in dieſen kriegeriſchen Zeiten 
Flinten zu den wohlfeilſten Preiſen ihren Mitbuͤrgern 
kaͤuflich uͤberlaſſen koͤnnten. Dieſes indeß moͤchte die 
Vorſicht fordern, zumal wenn die Errichtung der 
Nationalgarde bis auf das flache Land ausgedehnt 
werden muͤßte, daß nur Diejenigen in ihre Reihen 
aufgenommen wuͤrden, welche durch ihre dermalige 
Stellung oder durch ihre Hoffnungen dem Staate 
eine Buͤrgſchaft geben, daß ihnen am Beſtande der 
Ruhe gelegen ſey. Die Beſchraͤnkung auf den an— 
ſaͤſſigen Buͤrger und Bauer im ſtrengen Sinne moͤchte 
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zu eng ſeyn, weil hierdurch nach den dermaligen 
Verhaͤltniſſen der groͤßte Theil unſerer Jugend vom 
Dienſte des Vaterlandes ausgeſchloſſen wuͤrde. Man 
duͤrfte alſo außer den anſaͤſſigen, angeſtellten oder 
gewerbtreibenden Einwohnern auch alle ihre Soͤhne 
im Orte ihrer Heimath, auswaͤrts Studenten und 
alle Diejenigen, welche eine beſtimmte Gehaltsver— 
ſicherung haben, aufnehmen. Ausgeſchloſſen wuͤrden 
hierdurch Diejenigen, welche ohne Beſitzthum nur 
von Tag zu Tage, oder von Woche zu Woche leben. 
Es iſt allerdings moͤglich, und kommt oft genug vor, 
daß unter dem zerriſſenen Kittel das treuſte Buͤrger— 
herz ſchlaͤgt; aber hier, wo von einer aͤußerlichen 
und allgemeinen Buͤrgſchaft die Rede iſt, kann ſie 
fuͤr den Staat nur durch ein gewiſſes Beſitzthum 
gegeben werden. Alſo ſey das Recht, die Waffen 
des Vaterlandes zu tragen, durch einen beſtimmten 
Anſatz deſſen, was Jemand an Steuern giebt, be— 
dingt, wie dieß auch faſt in allen konſtitutionellen 
Staaten hinſichtlich des Wahlrechtes nothwendig er— 
funden worden iſt; nur ſo, daß eine Ausnahme zu 
Gunſten derjenigen Jugend gemacht wird, welche 
durch ihre Vaͤter oder durch die Wahl ihres Berufs 
dem Staate eine gewiſſe Hoffnung und Buͤrgſchaft 
ihrer Treue giebt. Da nun der Dienſt in der Na— 
tionalgarde zwar eine Ehre, aber kein Vortheil, 
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fondern eine Pflicht und Laſt ift, fo werden Diejeni: 
gen, welche durch dieſe Beſchraͤnkung davon ausge— 
ſchloſſen werden, ſchwerlich große Klagen dagegen 
erheben. Mit dem Buͤrgerrechte duͤrfte dieſer Dienſt 
als pflichtgemaͤß verbunden werden, fuͤr die Jugend 
ſey er freie Wahl und Luft. Iſt aber dieſe Volke: 
bewaffnung fuͤr die Gegenwart nothwendig, fuͤr die 
kuͤnftige Sicherheit des Landes und fuͤr die rechte 
Volksbildung wuͤnſchenswerth; ſo iſt doch eben ſo 
ſehr zu wuͤnſchen, daß der fortwaͤhrende Wachtdienſt 
fo bald als möglich ruhe, den Soldaten zuruͤckge— 
geben werde, und der Buͤrger ſein Schwert in die 
Scheide ſtecke. Denn abgeſehn von der Stoͤrung 
aller buͤrgerlichen Geſchaͤfte, will auch! das rechte 
Gefuͤhl der Ruhe und Sicherheit nicht wiederkom— 
men, ſo lange die Thore von bewaffneten Buͤrgern 
beſetzt ſind, und Nachts die Patroullen durch die 
Straßen laͤrmen. Aber Fuͤhrer und Hauptleute, 
Loſungsworte und Sammelplaͤtze muͤſſen beſtimmt 
ſeyn, damit, wenn der Generalmarſch geſchlagen 
wird oder die Sturmglocke toͤnt, binnen einer Vier— 
telſtunde die ganze Bevoͤlkerung in den Waffen ſtehe; 
mag man's Landwehr, Landſturm, Kommunal: 
Garde oder National-Garde nennen. Sonſt muß 
etwa jeden Monat einmal Sonntags nach der Mit— 
tagskirche eine regelmaͤßige Zuſammenkunft ſeyn, um 
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den Dienft zu erlernen und zu üben. Nicht unpaſ⸗ 
fend denkt man auch in Dresden daran, einen Ober; 
rock von beſtimmter Farbe und von ilnlaͤndiſchem 
Tuche, buͤrgerlich gemacht, allmaͤlig als Uniform 
einzuführen, fo daß er auch als Staatsrock an allen 
buͤrgerlichen Ehrentagen gebraucht werden kann. So 
iſt's recht; eine koſtſpielige Uniformirung würde nicht 
hierher paſſen, es ſoll nicht Soldatens geſpielt, aber 
auf eine ernſthafte Weiſe ein Volk eingerichtet wer— 
den, ſich ſelbſt zu beſchuͤtzen. 

Iſt eine ſolche Buͤrgerbewaffnung vorhanden und 
von einem guten Geiſte beſeelt, ſo iſt nichts weiter 
von Tumulten und Demolirungen zu fuͤrchten; nach 
dem erſten kraftvoll zuruͤckgeſchlagenen Verſuche wird 
man kaum von neuem daran denken. Hinſichtlich 
desjenigen, was geſchehen iſt, wie ſtrafbar es auch 
ſey, ſcheint doch das Geraͤthenſte, in Betracht, daß 
auch Buͤrger einigermaßen darein verwickelt ſeyn 
koͤnnten, und daß die Regierung ſelbſt durch ihre 
Zugeſtaͤndniſſe die Veranlaſſungen gewiſſermaßen an— 
erkannt und entſchuldigt hat, dießmal Gnade für 
Recht ergehn zu laſſen, und keine weitere Unterſu— 
chung anzuordnen, die nur neue Erbitterung und das 
gefaͤhrliche Mitleid eines vermeinten Maͤrtyrerthumes 
fuͤr die erreichten Wuͤnſche des Volkes hervorbringen 
koͤnnte. Für die bereits Verhafteten möchte in die— 
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ſer Hinſicht wenigſtens nach dem Urtheilsſpruche die 
Gnade des Koͤnigs angerufen werden. Ein anderes 
iſt es mit den Ruheſtoͤrern in Chemnitz und andern 
dieſer Art; mit ihnen hat das Volk nichts gemein, 
man laſſe dem ſtrengen Rechte ſeinen Gang. Eben ſo 
ſind jetzt, nachdem alles Billige von der Regierung 
verheißen, ſo weit es fuͤr den Augenblick moͤglich 
war, bereits erfuͤllt, und zum Ausſprechen jeder Be— 
ſchwerde die geſetzmaͤßige Gelegenheit gegeben iſt, gegen 
alle gewaltſame Petitionen und Friedensſtoͤrungen die 
ſtrengſten Maßregeln gerecht und nothwendig. In 
dieſer Art iſt der Dresdner Tagsbefehl vom 5. Okt., 
welcher die Bürgergarde ermaͤchtigt, einen tumultui—⸗ 
renden Haufen, der nach der erſten Ermahnung 
nicht auseinander geht, mit allen ihren Waffen an— 
zugreifen, vollkommen in der Ordnung. Eine ein: 
zige ernſte, und wo es denn nicht anders ginge, 
ſelbſt blutige Maßregel zur rechten Zeit, kann einem 
Staate viel Unheil erſparen. Es iſt gewiß loͤblich, 
wenn die Honoratioren, um Blutvergießen zu er— 
ſparen, mit den rebellirenden Handwerksburſchen 
Bruͤderſchaft machen, und wenn man die Feinde des 
Staates auf die mildeſte Weiſe dadurch unſchaͤdlich 
macht, daß man ſie niedertrinkt und erſt im Rauſche 
ſie verhaftet, wie die tapfern Bewohner einer acht— 
baren Stadt dieſes weiſe vollbrachten; indeß iſt doch 
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nicht immer die Gelegenheit zu ſo milden Maßre⸗ 
geln gegeben, und dann im Nothfalle mag man die 
Ungluͤcklichen auch niederſchießen. 

Die Befriedigung der Buͤrger hinſichtlich der 
ſtaͤdtiſchen Angelegenheiten, iſt durch die gegebenen 
Verheißungen jaͤhrlicher Rechnungsablegung und über 
haupt einer neuen Staͤdteordnung wohl verbuͤrgt. 
Der gute Wille iſt theils aus Nothwendigkeit, theils 
aus Luſt und Liebe von allen Seiten vorhanden; es 
kommt jetzt nur darauf an, daß die Bürger dasje—⸗ 
nige, was zu ihrem Frieden dient, recht einſehn 
und recht liebgewinnen. Fuͤr die jaͤhrliche Rechnungs⸗ 
ablegung wird ein Ausſchuß der Buͤrgerſchaft in daſ— 
ſelbe Verhaͤltniß zum Magiftrate treten, in welchem 
die Landſtaͤnde zur Regierung ſtehen. Die bisheri— 
gen Buͤrgerrepraͤſentanten in Leipzig, die Viertels— 
meiſter in den andern Staͤdten, koͤnnen die geſchicht— 
liche Grundlage zu dieſem Buͤrgerausſchuſſe bilden; 
nur beruht alles darauf, was bisher vernachlaͤſſigt 
worden iſt, daß dieſer Ausſchuß vollkommen unab: 
haͤngig vom Magiſtrate durch das freie Vertrauen 
der Buͤrgerſchaft nur fuͤr beſtimmte Jahre erwaͤhlt 
werde, und alle ſeine Verhandlungen in der hoͤchſten 
Oeffentlichkeit vor ſich gehn. Das Geſetz uͤber die 
Wahl dieſer Repraͤſentanten, welches in Folge der 
Leipziger Adreſſe (Beilage F.) bereits gegeben und 
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vollzogen worden iſt, entſpricht dieſer Forderung. 
Damit aber ſolcher Ausſchuß nicht bloß das Reden 
und Zuſehn habe, ſo muß die Bewilligung oder 
Verweigerung von ſtaͤdtiſchen Auflagen in ſeine Hand 
geſtellt, und ihm dadurch derjenige Einfluß auf die 
Verwaltung des Magiſtrats gegeben ſeyn, den der 
Landtag kraft derſelben Vollmacht auf die Verwal— 
tung der Miniſter ausuͤben wird. Ueberhaupt fuͤr die 
Staͤdteordnung iſt ſchon anerkannt worden, daß die 
Preußiſche und Baierſche Stadtordnung, durch die 
Goldprobe der Erfahrung bereits bewaͤhrt, Vorbilder 
ſind, an welche ſich unſere Staͤdte, je nach ihren 
eigenthuͤmlichen Gebraͤuchen und Beduͤrfniſſen, an— 
ſchließen werden. Am wichtigſten iſt, daß der Ma— 
giſtrat nicht durch feine eigne Wahl beſtehe und forts 
lebe, ſondern von der Burgerſchaft erwaͤhlt werde, 
ſo daß dieſe in ihren Erwaͤhlten und Beſten ſich ſelbſt 
ehre und vertraue. Für die Erneuerung der Wahr 
len enthält die Baierſche Staͤdteordnung ein wohlber 
rechnetes Geſetz. Die Raͤthe beſtehen wie bei uns 
theils aus buͤrgerlichen theils aus rechtskundigen Glie— 
dern. Die bürgerlichen Rathsherren werden alle 3 
Jahre von neuem gewaͤhlt, ſo daß alſo diejenigen, 
welche nicht von neuem erwaͤhlt werden, austreten. 
Ein rechtskundiger Rathsherr dagegen, wenn er nach 
Verlauf von 3 Jahren zum zwveitenmale erwaͤhlt 
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wird, gilt als erwaͤhlt auf Lebenszeit. Hierdurch iſt 
die Freiheit der Wahl und die Gelegenheit einer lan: 
gen Bewaͤhrung moͤglichſt damit vereint worden, daß 
rechtskundige Maͤnner durch den Eintritt in den Rath 
ihren fruͤhern Geſchaͤftskreis aufgeben oder vernach- 
laͤſſigen muͤſſen, ſonach bedeutende Rechtsgelehrte nicht 
leicht in eine Behoͤrde eintreten wuͤrden, in der ſie 
immer von neuem dem Zufalle einer Volkswahl und 
der möglichen Zerſtoͤrung ihres Wirkungskreiſes aus: 
geſetzt waͤren. | 

Unter einer freifinnigen und wohlgeordneten Staͤd— 
teordnung wird das bürgerliche Leben ſich frei bewe⸗ 
gen und entwickeln, den Nothſtand dieſer Zeit uͤber⸗ 
winden und die wahre Grundveſte des Staates ſeyn. 
Denn wie das allein ſichere Mittel gegen das Fal— 
len der Staatspapiere das unbedingt treue Halten an 
dem großen Staatspapiere, an der Charte, iſt, ſo 
iſt die weſentliche Bedingung einer guten Staatsver— 
waltung eine tuͤchtige Kommunalverfaſſung, durch 
welche das ſtehende Heer der Beamten erſpart und der 
rechte buͤrgerliche und politiſche Sinn ausgebildet wird, 
ohne welchen ein Staat in unſerer Zeit weder feſt 
ſtehen, noch freiſinnig regiert werden kann. Daher 
iſt auch die urſpruͤngliche Richtung dieſer ganzen 
Volksbewegung auf eine Reform der Gemeindever— 
faſſungen ein Beweis, theils von dem geſunden und 
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praktiſchen Sinne unſers Volkes, theils davon, daß 
dieſe Unruhen nicht von uͤberſpannten Theorien und 
fremden Einfluͤſterungen ausgingen, ſondern von wirk— 
lichen naheliegenden Beduͤrfniſſen. Ein Deutſcher 
Fuͤrſt, wenn er nicht gerade jedes heilige Verhaͤltniß 
verhoͤhnt, jede fromme Sitte ſeines Volks verletzt 
hat, und zuletzt landfluͤchtig ſogar in den Verdacht 
kommt, ein Giftmiſcher geweſen zu ſeyn, ein Deut— 
ſcher Fuͤrſt kann es noch immer von ſich ruͤhmen, 
daß er in den Schooß eines jeden ſeiner Untertha— 
nen ruhig ſein Haupt zum Schlafen niederlegen 
koͤnne. 


Die Befriedigung des Volkes hinſichtlich der Ver— 
faſſung und Verwaltung des Staates, iſt eben ſo 
ſehr durch die Lage der Dinge, als durch die Cha— 
raktere derjenigen verbuͤrgt, welche des Koͤnigs Wille 
an die Spitze der öffentlichen Angelegenheiten ge⸗ 
ſtellt hat. 


Dadurch daß die Regierung die Sache des Volkes 
zu der ihrigen machte, wurde eine Revolution verhin— 
dert, und die Nationalgarde entſchied ſich fuͤr die Herſtel— 
lung der öffentlichen Ruhe. Man hat den Prinzen Frie— 
drich natürlich nicht deßhalb zum Regenten verlangt, 
weil er des Koͤnigs Neffe iſt, ſondern weil man ein 


volksbeliebtes Regiment von ihm erwartet. Ein ge— 
6 * 


E 


u N 


taͤuſchtes Volk brauchte gar nicht einmal Unruhen zu 
erregen, es brauchte nur, wo fie durch ſchlechtes Ger 
ſindel, das überall iſt, entſtuͤnden, fie gewähren zu 
laſſen, und nur das Privateigenthum derjenigen zu 
ſchuͤtzen, welche es gut meinen mit dem Volke: fo. 
wuͤrde zuletzt die Nothwendigkeit einer Landesbeſetzung. 
durch fremde Truppen eintreten, und in deren Ge— 
folge alle die Gefahren, welche im dermaligen Sturme 
der Zeiten der regierenden Familie aus einem ſolchen 
Geſtaͤndniſſe der Unfaͤhigkeit ſich ſelbſt zu helfen, er— 
wachſen koͤnnten. Das Geruͤcht, welches einige Wo— 
chen vor dem Ausbruche der Unruhen ging, daß über. 
neue Mediatiſirungen in Deutſchland unterhandelt 
werde, iſt ſicher ein Irrthum, und bedarf auch nicht 
ein Koͤnigreich; indeß man kann nicht wiſſen, wie 
weit die Gelegenheit und die Bitte eines Volkes, 
das ſich einem Nachbarſtaate in die Arme wuͤrfe, 
fuͤhren koͤnnte; denn was die Politik der großen 
Staaten betrifft und die alte Sage des politiſchen 
Gleichgewichtes, ſo kann dieſes durch den dermaligen 
Drang der Umſtaͤnde eben ſo leicht veraͤndert werden, 
als es fruͤher unter aͤhnlichen Umſtaͤnden veraͤndert 
wurde. Eine Einmiſchung in die Niederlaͤndiſchen 
Zerruͤttungen kann alle Europaͤiſche Maͤchte wider 
einander in einen Kampf fuͤhren, deſſen Gluͤck oder 
Ungluͤck nach der fruͤhern Sitte die kleinern Staaten 
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bezahlen möchten, falls nicht fefte Einigkeit zwiſchen 
Fuͤrſt und Volk ihre Selbſtaͤndigkeit verbuͤrgt. 

Nicht von irgend einem Mißtrauen ging dieſe 
Betrachtung aus, ſondern ſie ſollte nur darthun, daß 
ſelbſt durch die Lage der Dinge jedes Mißtrauen in 
den redlichen Willen der Regierung abgeſchnitten ſey, 
obwohl dieſe auch dann, wenn die Verhaͤltniſſe nicht 
ſo gebieteriſch uͤber ihr ſtaͤnden, volles Vertrauen 
verdienen wuͤrde, denn Wort gehalten in jeder be— 
ſtimmten Verheißung hat ſie ſtets dem Volke, und 
was die Geſchichte von Friedrich Auguſt bezeugt, gilt 
auch von dem Koͤnige Anton, daß ſeine 1 0 die 
Politik des ehrlichen Mannes ſey. 

Gegen den Prinzregenten wuͤrde es eine ſeiner 
und unſrer unwuͤrdige Schmeichelei ſeyn, wenn wir 
bereits von großen Regententugenden deſſelben reden 
wollten. Er hat auf eine gruͤndliche Weiſe geſtrebt 
Regententugenden zu erwerben. Er iſt Sachſens 
Hoffnung. Diejenigen, welche ihn genauer kennen, 
wiſſen, daß er ein vielſeitig gebildeter und gemuͤth— 
voller Mann iſt. Während viele, Fürften durch die 
Sitte des Hofes, meiſt nur auf ihre Fragen Ant— 
worten zu erhalten, ſich gewoͤhnt haben, eine Menge 
aͤußerlicher, trivialer und langweiliger Fragen in Ber 
reitſchaft zu halten, kommt man leicht und faſt un— 
merklich mit dem Prinzregenten in ein inneres und 
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tieferes Geſpraͤch uͤber die hoͤhern Angelegenheiten der 
Menſchheit. Als Vorſtand der Kommiſſion fuͤr die 
Wiederherſtellung der Ruhe hat er beſonnen, raſch 
und vor allem mit gutem Vertrauen auf ſein Volk, 
die rechten Mittel ergriffen; ſelbſt was ihm Anfangs 
ſchwer geworden zu ſeyn ſcheint, frei und oͤffentlich 
in zuſammenhaͤngender Rede zu ſprechen, wurde ihm 
bald gelaͤufig. Auch das iſt ihm gelungen, woran 
viele und nicht geringe Regenten ſcheiterten, zugleich 
des Volkes und des Heeres Liebling zu ſeyn. Einen 
Wunſch hat er nicht erfuͤllt und jetzt auch nicht er— 
fuͤllen koͤnnen. Es iſt allerdings eine ſchoͤne Sache, 
wenn ein Fuͤrſt auch in derſelben Kirche mit feinem 
Volke beten kann, und wo er es nicht kann, gehoͤrt 
in Zeiten, da der kirchliche Zwieſpalt maͤchtig aufge— 
regt iſt, viel Vertrauen und viel Liebe dazu, um 
gegenſeitige Verdaͤchtigungen und Mißhelligkeiten in 
dieſer Beziehung zu uͤberwinden. Indeß wir haben 
dieß Vertrauen, wir haben dieſe Liebe; und jeden— 
falls ehrt ein aufgeklaͤrtes Volk das allgemeine Men— 
ſchenrecht, welches der Prinz fuͤr ſich anſprach, „daß 
dieß allein die Sache ſeiner Ueberzeugung ſeyn 
koͤnne.“ Dazu muß ja der Katholicismus nicht 
nothwendig das Licht und die Freiheit haſſen; die 
Prieſter muͤſſen ja nicht gerade aus einem Lande ge— 
zogen werden, das in allen geiſtigen Beziehungen ſo 
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tief unter Sachfen ſteht; auch in Tuͤbingen, in Bonn, 
in Freiburg und in Breslau werden katholiſche Theo⸗ 
logen gebildet, auch ſie verehren aufrichtig den Glau⸗ 
ben ihrer Kirche; und ſolche Maͤnner, die in wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Bildung den Saͤchſiſchen Geiſtlichen nahe 
ſtuͤnden, gehören nach Dresden. Ein Drey, ein 
Hug, oder ein Weſſenberg als Biſchof in Dres: 
den, wuͤrde auch unter uns hoch geehrt werden. 
Der Herr der Herzen aber wird nach ſeinem Wohl— 
gefallen das Herz des Prinzen lenken. Ein muͤhe⸗ 
volles, aber ſchoͤnes Loos iſt ihm gefallen, durch ſei— 
nes Volkes Liebe und durch ſeines Koͤnigs Segen 
fruͤher, als ſein angebornes Recht es mit ſich brachte, 
an den Thron berufen, in der Bluͤthe männlicher Ju⸗ 
gend, ſeinem niedergebeugten Vaterlande aufzuhelfen 
und den Morgen eines neuen Tages uͤber Sachſen 
heraufzufuͤhren. a 

Der erſte Koͤnigliche Beſchluß unter der Mitre⸗ 
gierung des Prinzen, war die Ernennung eines Mi— 
niſters, den auch das Volk einſtimmig ernannt haben 
wuͤrde. Bernhard von Lindenau hatte ſich 
nach den Freuden einer glaͤnzenden Jugend in die 
Betrachtung himmliſcher Dinge vertieft, bis ihn der 
Dienſt ſeines irdiſchen Vaterlandes von der einſamen 
Sternwarte herabrief, erſt auf das Schlachtfeld, dann 
in den Nath der Fuͤrſten, bald zur oberſten Verwal⸗ 
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tung eines verwaiſten Landes. Er hat daſſelbe mit 
einer Enthaltſamkeit adminiſtrirt, die der ſchoͤnſten 
Tage des alten Roms wuͤrdig iſt. Zu einer Zeit, 
als er halb im Scherze halb ernſt in Gotha unter 
dem Volke Herzog Bernhard genannt wurde, bezog 
er keinen andern Gehalt als die geringe Beſoldung 
eines untergeordneten Amtes, das er aus fruͤhern 
Zeiten beibehalten hatte. In den Herzogthuͤmern 
Gotha und Altenburg iſt wahrſcheinlich nicht Einer, 
auch in der aͤrmſten Huͤtte nicht, der das Andenken 
dieſes Miniſters nicht ſegnete. Mit einem ſolchen 
Ruhme trat er in den Staatsdienſt des Koͤnigreichs, 
wohl ſchon damals fuͤr die Zukunft beſtimmt. Fuͤr 
Sachſen aber war es ein beſonderes Gluͤck, gerade 
jetzt dieſen Mann zu haben, denn wohl mag es auch 
noch andere geben unter den Staatsmaͤnnern Sach— 
ſens, die durch Einſicht und Rechtſchaffenheit dieſer 
Stellung gewachſen waͤren; allein nach demjenigen, 
was er bereits einem Nachbarlande geweſen iſt, 
konnte keiner ſo wie er das Vertrauen des Volkes 
haben. | 

In der mitgetheilten Rede des Prinzregenten iſt 
die Ueberzeugung ausgeſprochen, daß die bisherige 
Regierungsform einer neuen Geſtaltung beduͤrfe; in 
der Koͤniglichen Proclamation die Zuſage, daß ſo— 
wohl ein Plan für die Landesverfaſſung und Repraͤ⸗ 


ſentation, als die Erörterung eines zweckmaͤßigen Abs 
gabenſyſtems bereits angeordnet ſey. 8 
Eine Reihe von Wuͤnſchen und Hoffnungen iſt 
in dieſen Verheißungen begriffen. Am dringendſten 
iſt die Sache des Abgabenſyſtems. Wenn Handel 
und Wandel nicht, ſtatt der bisherigen Hinderungen, 
vom Staate befoͤrdert, und das gedruͤckte Volk von 
ſeinen Laſten nicht einigermaßen erleichtert wird, ſo 
wird es ſich wenig um eine beſſere Verfaſſung bekuͤm— 
mern und wenig dadurch befoͤrdert meinen. Die 
Guͤter eines freien geiſtigen Volkslebens wird der 
gemeine Mann erſt inne, und ſie werden ihm erſt 
theuer dadurch, daß er in ſeinem taͤglichen Brote 
ſich dadurch gefoͤrdert ſieht. Auch iſt der Nothſtand 
ſo groß geworden, auf dem flachen Lande durch ein 
in den Landesverhaͤltniſſen begruͤndetes allmaͤliges 
Herabſinken und Verſchulden, in den Staͤdten durch 
die Stockung des Handels, zuletzt durch das Fallen 
der Staatspapiere und durch die mit ihnen gefallenen 
Handelshaͤuſer, daß die hoͤchſte Zeit iſt, alle Mittel 
zur Erleichterung aufzubieten. Sie ſind in dreifacher 
Art gegeben: zweckmaͤßigere Hebung der 
Zoͤlle, gleichmaͤßigere Vertheilung der 
Laſten und Erſparung in den Ausgaben. 
Dem Dresdner Geſuche um Verlegung der Acciſe 
an die Landesgraͤnzen hat ſich die Regierung bereits 
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geneigt erwieſen. Es ift faft wunderbar, daß die 
bisherige Acciſe jemals erſonnen werden, oder doch 
bis auf dieſen Tag theilweiſe fortbeſtehen konnte, ein 
Zollſyſtem, welches mitten im Inlande jeden Ort 
und jede Stadt vor der andern zuſchließend, zur 
Vertilgung des inlaͤndiſchen Verkehrs wahrhaft ge— 
macht zu ſeyn ſcheint; welches eben deshalb die hoͤch— 
ſten Hebungskoſten fordert; endlich eben fo fehr durch 
ſeine Unnatuͤrlichkeit, wie durch die ſtete Gelegenheit 
des Umgehens, eine fortwaͤhrende Verſuchung zum 
Betruge iſt, und zumeiſt jene unmoraliſche und 
ſtaatsverderbliche Geſinnung gepflegt hat, mit der 
eine Menge derjenigen, welche ſich ſelbſt für Ehren— 
maͤnner halten, und fern davon ſind, irgend einen 
Privatmann zu bevortheilen, doch den Staat zu be— 
truͤgen nicht das geringſte Bedenken tragen. Bei 
den verſchiedenen Anſaͤtzen des Graͤnzzolles wird am 
ſchwierigſten ſeyn, das Intereſſe der inlaͤndiſchen 
Fabriken mit dem Intereſſe der Engliſchen Waaren— 
handlungen und der Leipziger Meſſe in derſelben Be— 
ziehung zu vereinigen. Indeß, wenn unmöglich 
waͤre, beide Intereſſen auszugleichen, ſo duͤrfte kaum 
zweifelhaft feyn, wofuͤr das allgemeine Landesbeſte 
entſcheide. Doch ſollte man vor allem dieſes noch 
einmal mit dem Handelſtande berathen, ob nicht am 
vortheilhafteſten ſey, dem Preußiſchen Zollverbande 
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beizutreten, zur Aufhebung des mitteldeutſchen Zollſy— 
ſtems beizutragen, und dadurch faſt allen Laͤndern 
des Deutſchen Bundes, ſo weit ſie an eigentlicher 
Civiliſation theilnehmen, die Vortheile eines einigen 
Reiches zu verſchaffen, ohne welches ſich der Deutſche 
Handel niemals erheben wird. Wenn der Bundes⸗ 
tag dieſe Verſetzung der Zolllinien nach den Graͤnzen 
des geſammten Staatenbundes durchſetzen koͤnnte, ſo 
wuͤrde er mehr fuͤr die gruͤndliche Beruhigung des 
Vaterlandes gethan haben, als durch alle Preßgeſetze 
und Unterſuchungskommiſſionen moͤglich iſt. b 

Hinſichtlich gleichmaͤßigerer Vertheilung der Laſten 
wird man nicht verkennen, daß grade jetzt eine Zeit 
iſt, in welcher Privilegien, welche dem gemeinen 
Beſten entgegenſtehen, leichter und gerechter als in 
einem Zuſtande der vollkommnen Ruhe aufgehoben 
werden koͤnnen. Die Regierung darf in dieſer Hinz 
ſicht die Unruhen benutzen, wie man eine Feuers— 
brunſt benutzt, um darnach ſchoͤner und ſicherer auf— 
zubauen. Mancher giebt in dieſen Zeiten der Noth 
und Befuͤrchtung von ſeinem geſchriebenen Rechte, 
wenn es ein Unrecht am ewigen Rechte und an der 
Nation iſt, willig etwas nach, was er zu andrer 
Zeit hartnaͤckig vertheidigt haben wuͤrde. Die Revo— 
lution und jede Volksbewegung, welche nur einiger 
maßen ihren Charakter traͤgt, iſt ihrer Natur nach 
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despotiſch und fuͤr den Moment maͤchtiger als jede 
geſetzmaͤßige Regierung. Welcher Monarch haͤtte ver— 
mocht, jene Nacht des 1. Auguſt herbeizufuͤhren, wo 
der Adel von Frankreich, halb aus Enthuſiasmus, 
halb aus Furcht, auf alle feine Privilegien verzich: 
tete! Wir moͤgen keine ſolche Nacht, und ihre Re— 
ſultate würden in den Zuſammenhang unſers oͤffent—⸗ 
lichen Lebens nicht paſſen; aber einige Verzichtleiſtun— 
gen auf Steuerfreiheiten werden ſchwerlich entbehrt 
werden koͤnnen. Dergleichen Opfer ſind ſchmerzlich, 
und oft fuͤr den dermaligen Beſitzer, der das Unrecht 
fruͤherer Zeiten auf die rechtlichſte Weiſe an ſich ge— 
bracht hat, ſehr hart; indeß iſt es klug und edel, 
dasjenige freiwillig dem Vaterlande darzubringen, 
was ſonſt leicht gezwungen und ohne Dank zuge— 
ſtanden werden muß. 

Hinſichtlich der Erſparungen iſt, wie es verlautet, 
der neue Kabinetsminiſter ſelbſt nach ſeiner alten 
Weiſe vorangegangen, und hat auf einen großen 
Theil des nicht uͤbermaͤßigen Gehaltes, den ſein Vor— 
gaͤnger als Miniſter bezog, verzichtet; wahrſcheinlich 
bereits in einer Hindeutung darauf, daß das ganze 
geheime Kabinet aufgeloͤſt und durch einzelne Mini— 
ſterien fuͤr die einzelnen Zweige der Verwaltung er⸗ 
ſetzt werden ſoll. In keines Menſchen Hand wuͤrde 
das Saͤchſiſche Volk ſo vertrauensvoll die geſammte 
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miniſterielle Macht auch fernerhin vereinigt ſehn; als 
in der Hand des Herrn von Lindenau; er aber 
iſt auch der Mann, der ſeine eigne Macht durch 
Theilung beſchraͤnkt, wenn der Vortheil des Staates 
dieſe Beſchraͤnkung zu fordern ſcheint. Nur aber iſt 
es fuͤr den Souveraͤn wuͤnſchenswerth, ſtatt bloß den 
Vortrag eines einzigen Miniſters und der ihm un: 
tergeordneten Näthe zu hören, mit den verſchiednen 
ſelbſtaͤndigen Miniſtern zu verkehren, und im Gehei⸗ 
menrathe als in einem Staatsrathe den Austauſch 
der verſchiednen Anſichten ſelbſt zu vernehmen. Eine 
ſolche Theilung der Miniſterien moͤchte auch allein 
mit dem Verhaͤltniſſe der Regierung zu den Lands 
ſtaͤnden, wie es ſich nach aller Wahrſcheinlichkeit ger 
ſtalten wird, vereint werden koͤnnen. Denken wir 
hiernach den dermaligen Kabinetsminiſter als Miniſter 
des Innern und als Praͤſidenten des Staatsrathes, 

ſo wird die Errichtung der andern Miniſterien kei- 
| nen Aufwand verurfachen, wenn fie unter die big: 
herigen wirklichen Geheimenraͤthe vertheilt werden, 
wie dieſes billig und durch die ſchon hergebrachte 
Theilung einiger Funktionen unter denſelben vorbe— 
reitet iſt. e | 

In der Dresdner Bittſchrift iſt insbeſondre die 
Armee genannt worden, um Erſparniſſe anzubringen. 
Man hat bereits angefangen, durch regelmäßige Be: 
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urlaubung eines großen Theils der Truppen die Pflich⸗ 
ten, welche der Deutſche Bund auferlegt, mit der 
pflichtmaͤßigen Sparſamkeit im eignen Haushalte zu 
vereinigen, wie dieſes in andern Deutſchen Staaten 
zweiten Ranges noch weit ee durchgeführt 
worden iſt. 

Erſparniſſe im Hofſtaate moͤchten billig und zart 
dem eignen Ermeſſen des Hofes uͤberlaſſen bleiben. 
Fuͤr einen Staat, der faſt die Haͤlfte ſeiner Ein⸗ 
fünfte verloren hat, kann freilich dasjenige druͤckend 
werden, was vor der Theilung Sachſens leicht und 
angemeſſen war. Es iſt keine Schmach, unverſchul— 
deter Weiſe einen Theil ſeines Vermoͤgens zu verlie— 
ren; allein ein Hausvater, der den Aufwand ſeines 
Hauſes nach dieſem Verluſte unveraͤndert fortgehen 
ließe, wuͤrde ſich mancher Beurtheilung ausſetzen. | 
Mit dem mindeften Schaden dürften wohl Erſpar— 
niſſe in den auswaͤrtigen diplomatiſchen Verhaͤltniſſen 
eintreten. Wir haben einige Geſandte oder doch Ge— 
ſchaͤftstraͤger in Reſidenzen, in denen einfache Kauf: 
leute, welche die Vortheile und die Ehre dieſer Stel— 
lung gern uͤbernehmen wuͤrden, als unbeſoldete Kon— 
ſuln vollkommen ausreichten. Sachſen iſt nun ein— 
mal keine Macht, welche auf die allgemeinen Euro— 
paͤiſchen Verhaͤltniſſe einen unmittelbaren politiſchen 
Einfluß uͤben koͤnnte. In den Deutſchen Nachbar— 
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ſtaaten läßt z. B. Wuͤrtemberg durch einen alljaͤhrlich 
herumreiſenden Geſandten „ der bei einer Reihe von 
Hoͤfen zugleich accredidirt iſt, die vorkommenden Ge: 
ſchaͤfte beſorgen. Doch dieſes Alles kann nur bei der 
Vorlegung des geſammten Staatshaushaltes, welche 
ſich natürlich jetzt von ſelbſt verſteht, auf eine gründe 
liche Weiſe eroͤrtert werden. 

In der Koͤniglichen Antwort auf die Dresdner 
Eingaben iſt alles dasjenige, was ſich auf allgemeine 
Landesbeſchwerden bezieht, mit Recht auf die Mit⸗ 
wirkung der Stände verſchoben worden. Hierdurch, 
wie durch die ganze Lage des Koͤnigreichs, erſcheint 
die moͤglichſt baldige Verſammlung des Landtags als | 
noͤthig. Die Zeit der Einberufung iſt durch zweierlei 
bedingt. Einestheils muß das Land, insbeſondere 
Dresden, vorher vollkommen beruhigt ſeyn, damit 
die Staͤnde nicht in Gefahr kommen, durch irgend 
eine Art von Drohung oder Gewalt in der Freiheit 
ihrer Entſchließungen beeintraͤchtigt zu werden. An— 
derntheils muß das Miniſterium Zeit haben, um | 
diejenigen Entwürfe und Rechenſchaften, die es dem 
Landtage vorzulegen hat, gehoͤrig vorzubereiten. Die 
oͤffentliche Meinung wird daher die Zwiſchenzeit bis 
zur Einberufung der Staͤnde kurz oder lang finden, 
je nachdem ſich ein beſtimmtes Urtheil uͤber dieſe 
miniſteriellen Vorarbeiten fällen läßt, 
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Es iſt anerkannt, daß durch die bisherigen Land: 
ſtaͤnde die Intereſſen des Staates nicht gehoͤrig ver— 
treten werden; eine angemeſſene Repraͤſentation des 
Volkes iſt verlangt und von der Regierung zugeſagt 
worden. Der mit Ritterguͤtern anſaͤſſige Adel, als 
allein landtagsfaͤhig, bildet die Mehrzahl der Staͤnde. 
Die buͤrgerlichen Rittergutsbeſitzer haben nur einige 
Abgeordnete zu waͤhlen, ſo daß durch den Uebergang 
eines großen Theils der Ritterguͤter in buͤrgerliche 
Haͤnde auch dieſer Theil des Grundeigenthums nur 
unvollftändig vertreten if. Der übrige Grundbeſitz 
und der ganze Bauernſtand iſt gar nicht vertreten. 
Die Abgeordneten der Städte bilden einen eignen 
Ausſchuß, aber nicht die Staͤdte, ſondern nur die 
Stadträthe, aus deren Mitte und mit deren Voll— 
macht fie kommen, ſind wahrhaft durch fie repraͤſen⸗ 
tirt. Hierdurch iſt es geſchehn, daß gerade der Adel 
es war, welcher die liberale Oppoſition wider das 
Miniſterium bildete, waͤhrend die Abgeordneten der 
Staͤdte hinreichende Gruͤnde hatten, welche jetzt 
durch den ausgebrochnen Unmuth der ſtaͤdtiſchen 
Kommunen offenbar geworden ſind, die Gunſt des 
Miniſteriums um jeden Preis zu behaupten. Aber 
dem Adel fehlte, um ſeine Stimme durchzuſetzen, 
ein beſtimmter Zuſammenhang mit dem Volke, der 
moraliſche Stuͤtzpunkt auf der oͤffentlichen Meinung. 
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Selbſt der letzte Landtag, wie wahrhaft populär auch 
ſein Streben war, fand nur geringe Theilnahme im 
Volke; dieſem war es eine fremde Sache, unter die 
niedern Staͤnde gelangte kaum eine Kunde davon. 
Denn nachdem die Verhandlungen des Landtags 
lange als Staatsgeheimniſſe betrachtet worden waren, 
hatte zwar endlich jeder Landſtand das Recht erhal: 
ten, ſich um ſchweres Geld ein Exemplar der Land— 
tagsverhandlungen zu verſchaffen, und dieſes auch 
wohl feinen Freunden mitzutheilen; allein theils reich- 
ten dieſe wenigen Exemplare bei weitem nicht aus, 
um unter dem Volke eine Kenntniß der Verhandlun— 
gen zu verbreiten; ihre Aufnahme aber in inlaͤndiſche 
Blätter, fo wie jede freimuͤthige Beſprechung dar: 
uͤber, wurde von der Cenſur verhindert, ſo daß wir 
in Sachſen wunderlicher Weiſe die einzelnen Akten⸗ 
ſtuͤcke unſers Landtags erſt durch auslaͤndiſche Blätter 
zu ſehn bekamen; theils beſtehen dieſe Verhandlungen 
zum ‚größten Theile nur in einem Schriftenwechſel, 
der zwiſchen dem Miniſterium und den verſchiedenen 
Ausſchuͤſſen des Landtags meiſt im alten Kurialſtyle 
gefuͤhrt wird, nirgends in freier lebendiger Rede, ſo 
daß dieſe Urkunden, wenn ſie auch die groͤßte Oef— 
fentlichkeit erhalten hätten, dennoch weder Verſtaͤndniß 
noch Theilnahme im Volke finden konnten. Sonach 


war es natürlich, daß zur ſelben Zeit, als die Land: 
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ſtaͤnde in eine ernſte und geſetzmaͤßige Oppoſition 
zum Miniſterium traten, das Gefuͤhl ihrer Unzu— 
laͤnglichkeit in ihnen ſelbſt erwachte. Damals erſchien 
aus der Mitte des Adels ſelbſt eine Privatſchrift 
uͤber die Nothwendigkeit einer Reformation der ſtaͤn— 
diſchen Verfaſſung und uͤber die ee einer 
wahrhaften Volksrepraͤſentation. 

Bei dieſer anerkannten Unzulaͤnglichkeit der bis: 
herigen Feudalſtaͤnde fragt ſich: Sollen ſie noch ein— 
mal in der fruͤhern Weiſe berufen werden, um mit 
ihnen ihre eigne Umgeſtaltung zu verhandeln, oder 
ſoll das Miniſterium ſogleich nach ſeinem eignen 
Plane eine vollſtaͤndige Repraͤſentation des ganzen 
Landes anordnen und einberufen? Gegen das Erſtere 
koͤnnte dieß angefuͤhrt werden, daß ſich auf dem 
Landtage ſchwerlich eine Stimmenmehrheit fuͤr eine 
Maßregel hoffen laſſe, durch welche die Staͤnde 
einen Theil ihrer eignen Privilegien aufopfern muͤß⸗ 
ten, und in deren Folge ſie wahrſcheinlich andre 
Privilegien, die ihnen noch theurer ſeyn moͤchten, 
gar nicht retten koͤnnten. Dann aber, da die Sache 
doch einmal nicht mehr zuruͤckgenommen werden 
koͤnne, kaͤme die Regierung in die unangenehme 
Lage, eine neue ſtaͤndiſche Verfaſſung gegen den 
ausdruͤcklichen Willen der rechtmaͤßigen Stände ein: 
fuͤhren zu muͤſſen. Dagegen weit mehr zu hoffen 
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ſey, daß ein Plan für die neuen Wahlen der Land: 
ſtaͤnde, den der Kabinetsminiſter bloß dem Koͤnige 
und dem Mitregenten, hierin gänzlich unpartheiiſchen 
Richtern, vorzulegen habe, als die Schoͤpfung eines 
freien Geiſtes den Wuͤnſchen des Volkes entſprechen 
werde. Denn noch iſt nicht vergeſſen, daß der zu: 
naͤchſt wegen des nachherigen Regentenwechſels nicht 
ausgefuͤhrte Verfaſſungsentwurf fuͤr das Herzogthum 
Altenburg, welcher dem Grundeigenthume, und na— 
mentlich dem Bauernſtande, ein ſo großes Ueberge— 
wicht gab, wie es hoͤchſtens in einem ackerbauenden 
Laͤndchen zulaͤſſig iſt, von unſerm Lindenau ausging. 

Dennoch iſt eine Einberufung der bisherigen 
Staͤnde und ein mit ihnen gemeinſamer Beſchluß 
uͤber die neue Volksrepraͤſentation bei weitem vorzu⸗ 
ziehn, damit ſich aus dem Alten das Neue geſetz— 
maͤßig und geſchichtlich entwickle. Es iſt aber, wenn 
wir es genau betrachten, ein Widerſtand des Land— 
tags gegen den allgemeinen Volkswunſch durchaus 
nicht zu erwarten. Bei politiſchen Fragen muß man 
neben dem Hoͤchſten und Beſten, das man unter 
gewiſſen Bedingungen Einzelnen oder ganzen Gemeins 
ſchaften zutrauen darf, um ſicher zu gehen, auch 
niedrige Beziehungen mit beruͤckſichtigen. Vorerſt 
nun, um von dem Niedrigſten auszugehn, hat der 


Adel zu viel fuͤr ſeine Ritterguͤter zu fuͤrchten, als 
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daß er das Volk gegen ſich zu erbittern wagte. Die 
Stadtraͤthe aber find viel zu ſeyr eingeſchuͤchtert, als 
daß ſich ihre Abgeordneten dem Willen der ſtaͤdtiſchen 
Kommunen entgegenzuſetzen getrauten. Dann ver— 
liert namentlich die ſtaͤndiſche Ritterſchaft nichts wahr: 
haft von ihren Vorrechten, wenn ſie jetzt durch die 
Genehmigung einer eigentlichen Volksrepraͤſentation 
mit und neben ihr freiwillig etwas nachzugeben 
ſcheint. Denn waͤhrend grade in der letzten Zeit die 
Staͤnde mit ihren Anſpruͤchen dem Miniſterium gegen: 
uͤber ſtanden, verlaſſen vom Volke, und deshalb ohne 
die gehoͤrige Kraft, dieſe Anſpruͤche durchzuſetzen, 
werden ſie von nun an als die wahre Stimme des 
Volkes eine einflußreiche Behoͤrde bilden. Endlich 
ziemt es, auch abgeſehn von dieſen aͤußern Ruͤckſich— | 
ten, auf eine freie und ehrenvolle Weiſe unfern 
Staͤnden zu vertrauen, daß ſie demjenigen, was 
Regierung und Volk fuͤr das Heil des Staates er— 
kannt haben, nicht entgegentreten werden. Sie 
haben dieß Vertrauen durch das, was ſie auch in 
ihrer unverſchuldet unangemeſſenen Zuſammenſetzung 
dem Lande geweſen ſind, redlich verdient. | 
Dieſes ſcheint auch die Anficht der Regierung zu 
ſeyn, da ſie dem Dresdner Geſuche um Repraͤſen⸗ 
tation der Buͤrgerſchaft auf dem Landtage geantwor— 
tet hat: Se. Majeſtaͤt und Se. Koͤnigliche Hoheit 
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ſeyen nicht abgeneigt, dieſem Wunſche zu entfprechen, 
da er nicht unbegruͤndet erſcheine; koͤnnten jedoch 
vor einer desfallſigen Berathung mit den Ständen . 
keine beſtimmte Reſolution ertheilen. 

Erwarten wir aber nur von dem Landtage ſelbſt 
den geſetzmaͤßigen Beſchluß uͤber ſeine zeitgemaͤße 
Umgeſtaltung: ſo iſt es doch in der Anerkennung 
‚feiner Unzulaͤnglichkeit nicht minder begründet, daß 
den bisherigen Staͤnden auch nichts anderes vorgelegt 
werden ſoll, als dieſer Entwurf uͤber eine neue Bil⸗ 
dung der Staͤnde und uͤber die vorlaͤufigen Formen 
ihres erſten Zuſammentretens. Dann erſt mit den 
neuen Ständen, als durch welche das Volk ſich 
wahrhaft repraͤſentirt ſehen wird, kann das neue 
Grundgeſetz der Landesverfaſſung auf die rechte und 
des oͤffentlichen Vertrauens wuͤrdige Weiſe verhan⸗ 
delt werden. ö 

Und fo iſt den bisherigen Ständen 90 ein ſchoͤ⸗ 
ner Beruf gegeben, daß ſie, die Beduͤrfniſſe der 
Zeit erkennend, dem Vertrauen des Volkes ent: 
ſprechend, frei und willig, und ſchon in dieſem Be: 
ſchluſſe als aͤchte. Volksrepraͤſentanten, ihre eigne Auf⸗ 
loͤſung beſchließen, um durch eine wahrhafte Wieder⸗ 
geburt unſterblich fortzuleben. 

Hiernach darf einestheils die Verſammlung des 
Landtags als nahe bevorſtehend erwartet werden, da 
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der vorzulegende Entwurf wohl Geiſt, Vertrauen und 
Umſicht, aber keine beſonders lange Zeit zu ſeiner 
Ausarbeitung fordert; anderntheils muß jede andre 
Hoffnung des Volkes bis auf die Zeit der neuen 
Landſtaͤnde ſich in Geduld faſſen. 

Nur dieß Eine iſt vorlaͤufig zu wuͤnſchen und 
kaum zu entbehren: die Geſtattung des oͤffentlichen 
freien Beſprechens mittelſt der Preſſe uͤber ſtaͤdtiſche 
und vaterlaͤndiſche Angelegenheiten. Die Regierung 
hat das Geſuch um Preßfreiheit auf das Cenſur— 
Mandat vom Jahre 1812 verwieſen, als welches 
nur die zur Vermeidung eines Mißbrauchs der Preß— 
freiheit nothwendigen Beſchraͤnkungen enthalte; und 
ſie hat naͤchſtdem verſichert, daß die Ausdehnung 
dieſer Vorſchriften uͤber die Gebuͤhr durch die Auf— 
ſicht des Geheimenraths verhindert werden ſolle. 
Das angezogne Cenſur-Geſetz, welches nach ſeinem 
weſentlichen Inhalte alles dasjenige zu drucken er— 
laubt, was nicht wider den Staat, wider die Kirche 
und wider die guten Sitten läuft, iſt nach feinem 
Grundſatze gar nicht uͤbel, aber in der Anwendung 
gaͤnzlich unbeſtimmt. Der eine Cenſor glaubt, daß 
dieſes wider den Staat ſey, wenn eine Behoͤrde oder 
ein Geſetz freimuͤthig beurtheilt wird; der andre 
Cenſor meint, daß eben durch ſolche Freiheit und 
Oeffentlichkeit das Fehlerhafte abgeſtellt, das Unge— 
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ſetzliche im Zaume gehalten und die wahre Grund⸗ 
veſte des Staates geſichert werde. Der eine Cenſor 
meint, daß jede Unterſuchung, welche gegen einen 
in den Glaubensbekenntniſſen der Kirche ausgeſproche— 
nen Satz ſtreite, gegen die Kirche ſey; der andre 
Cenſor iſt uͤberzeugt, daß durch Beſchraͤnkung der 
Freiheit ſolcher Unterſuchungen das Weſen der pro⸗ 
teſtantiſchen Kirche ſelbſt angegriffen werde. Durch 
die nähern Beſtimmungen des angezogenen Manda— 
tes wird dieſe Unbeſtimmtheit nicht gehoben. Es 
wird darin naͤmlich insbeſondre verboten der Druck 
„einzelner unziemender Aeußerungen uͤber und wider 
die Religion, den Landesherrn, deſſen Gerechtſame 
und Diener, die Landesverfaſſung, einzelne Mitglieder 
des gemeinen Weſens, wie nicht weniger aller ſolcher 
Schriften und Stellen, die in den Verhaͤltniſſen des 
Staates zu auswaͤrtigen Staaten und deren Regenten 
Anſtoß und Mißbelieben erregen koͤnnen.“ Es kommt 
hier alles darauf an, was jemand fuͤr ungeziemend 
halten will, und manche Cenſoren halten eine, jede 
Aeußerung dafür, welche nicht das unbedingtefte Lob 
des Staates und ſeiner Behoͤrden enthaͤlt. So wurde 
der Huldigungsrede Tzſchirner's, aus der wir 
oben einige Stellen mitgetheilt haben, durch den 
Leipziger Cenſor der Druck verweigert, wenn nicht 
einige Stellen gemildert wuͤrden; obwohl dieſe Rede 
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vor dem Koͤnige ſelbſt gehalten worden war, und 
obwohl der Koͤnig ſelbſt, der ſich ihrer Freimuͤthigkeit 
und Herzlichkeit erfreute, unſern Tzſchirner um die 
Mittheilung derſelben gebeten hatte, damit er ſie 
auch noch zu Hauſe erwaͤgen und zu Herzen nehmen 
koͤnne. — Je nachdem der Cenſor ſelbſt geſinnt, 
je nachdem er aͤngſtlich oder der Hofgunſt beduͤrftig 
iſt, findet ſich demnach in den Saͤchſiſchen Staͤdten 
eine Cenſur von dem verſchiedenartigſten Charakter. 
Denn es gehoͤrte zur ganzen Sorgloſigkeit dieſes Ge⸗ 
ſetzes und des ſpaͤtern darauf gegründeten Herkom⸗ 
mens, daß in den Provinzialſtaͤdten fuͤr die daſelbſt 
befindlichen Druckereien, das Geſchaͤft des Cenſors 
nicht von der Regierung beſonders uͤbertragen wird, 
ſondern der Ortsobrigkeit, und in ihrem Auftrage 
einem Mitgliede oder Beauftragten derſelben ein fuͤr 
allemal zukommt. So geſchieht es denn, daß hie 
und da ein Amtmann, ein Buͤrgermeiſter, ein Pfar⸗ 
rer, oder der Rektor einer Buͤrgerſchule, welcher 
nicht leicht ein anderes Buch mehr lieſt, als dasje⸗ 
nige, welches er zu cenſiren hat, uͤber das ewige 
Recht des Geiſtes, das, was er fuͤr Wahrheit er— 
kannt hat, anszuſprechen, und uͤber das ewige Recht 
einer Nation, dieſe behauptete Wahrheit anzuhoͤren, 
in hoͤchſter Inſtanz entſcheidet. Denn die dem Ver⸗ 
faſſer zuſtaͤndige Berufung an den Kirchenrath war 
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eben deßhalb faſt allemal vergeblich, weil eine von 
der Cenſur angegriffene Stelle bereits als anruͤchig 
an dieſe Behörde gelangte, welche ſich dann regel⸗ 
mäßig veranlaßt fühlte, das Geſetz in feiner ſtren⸗ 
gen Auslegung anzuwenden. Wir fordern jedes 
Glied dieſer uͤbrigens hoͤchſt ehrwuͤrdigen Behoͤrde 
auf, es zu leugnen, wenn es moͤglich iſt, daß in 
den unter Saͤchſiſcher Cenſur gedruckten Büchern ſich 
eine Menge Stellen befinden, welche, wenn ſie von 
einem ſtrengen Cenſor aufgeſtochen und durch Appel 
lation des Verfaſſers an den Kirchenrath gebracht 
worden waͤren, von demſelben nach der bisherigen 
Anſicht nicht zugelaſſen werden konnten. Ein Schrift⸗ 
ſteller, der mit dieſem Stande der Dinge bekannt 
iſt, nahm ſich deßhalb gar nicht die Muͤhe, von 
feinem Rechte der Appellation gegen den Cenſor Ges 
brauch zu machen, ſondern er ſuchte mit dieſem per⸗ 
ſoͤnlich zu unterhandeln, fo weit es ging, und fuchte: 
vor allem einen ſolchen Druckort, wo die Perſoͤn⸗ 
lichkeit des Cenſors ſeinen Anſichten am wenigſten 
entgegenſtand. Was im Koͤnigreiche auf dieſe Weiſe 
gar nicht gedruckt werden konnte, das ließ man in 
den umliegenden Graͤnzorten drucken, welche ſich 
einen guten Erwerbszweig daraus machten. Da nun 
das Leſen und Verkaufen ſolcher anderwaͤrts gedruck⸗ 
ten Buͤcher in Sachſen nur ſelten oder nur ſcheinbar 
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verhindert wurde, ſo war die ganze Folge dieſer hal⸗ 
ben Maßregeln, daß bei dem ohnedieß herabſinkenden 
Wohlſtande ein Theil der Saͤchſiſchen, insbeſondere 
der Leipziger Preſſen unbeſchaͤftizt blieb, und in den 
kleinen Nachbarſtaaten erſetzt wurde. Ob nun die 
Aufſicht des Geheimenraths dieſem Uebelſtande ſteuern 
koͤnne, muß erwartet werden; jedenfalls fehlt das 
klarbeſtimmte Geſetz, und weil es ſich doch meiſt um 
einzelne Stellen handelt, iſt die Berufung auf eine 
vom Druckorte entfernte Behörde immer ſtoͤrend und 
für Zeitſchriften oft unmoͤglich. Wie ſollte auch ein 
Cenſur - Geſetz, 1812 noch unter Napoleonifcher 
Herrſchaft gegeben, auf gaͤnzlich veränderte Verhaͤlt⸗ 
niſſe von 1830 paſſen! Es waͤre demnach allerdings 
zu wuͤnſchen: einestheils, daß die Auslegung des 
Cenſur⸗ Mandates nach dem Geſuche von Neuſtadt 
Dresden oͤffentlich anerkannt wuͤrde, alles dasjenige 
ſolle durch den Druck zur Oeffentlichkeit gebracht wer⸗ 
den koͤnnen, was nicht wider die Religion, wider 
den Staat und wider die guten Sitten laͤuft, wenn 
es auch uͤber Religion und uͤber den Staat frei⸗ 
muͤthige Aeußerungen darſtelle; anderntheils, daß die 
Bitte von Dresden Altſtadt beruͤckſichtigt wuͤrde, die 
Bitte um Freiheit der Preſſe fuͤr Angelegenheiten der 
Stadt und des Vaterlandes. Denn fuͤr die wahre 
Verſtaͤndigung und innere Beruhigung iſt es hoͤchſt 
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wichtig, daß eine freie und geſetzmaͤßige Beſprechung 
durch die Preſſe uͤber die vaterlaͤndiſchen Angelegen⸗ 
heiten ſtatt finde, damit der kuͤnftige Landtag eine 
aufgeklaͤrte öffentliche Meinung vorfinde. Es iſt uns 
zwar nicht unbekannt, daß gerade jetzt eine Erlauchte 
Behörde die Schaͤrfung des Cenſurzwanges für noth⸗ 
wendig gefunden hat; allein da dieſe Behoͤrde nie— 
mals Willens geweſen iſt, in den geſetzmaͤßigen Gang 
der innern Angelegenheiten eines Deutſchen Bundes: 
ſtaates einzugreifen, ſo hat es auch keine Beziehung 
auf ſie, wenn ein Staat dafuͤr haͤlt, daß nicht durch 
haͤrteren Druck und Zwang, ſondern einzig durch 
die Beguͤnſtigung einer geſetzmaͤßigen Freiheit und 
durch die rechte Verſtaͤndigung einer Regierung mit 
ihrem Volke, die oͤffentliche Ruhe gruͤndlich geſichert 
werden koͤnne, und wenn er als ein wichtiges Mittel 
dieſer Verſtaͤndigung, fo wie als ein Recht der ges 
ſetzlichen Freiheit, dieſe Freiheit der Mittheilung uͤber 
vaterlaͤndiſche Angelegenheiten anerkennt. Es iſt fuͤr 
Jeden, der die Zeichen dieſer Zeit verſteht, offenbar, 
wie wenig dieſe ganzen neuern Unruhen in Deutſch⸗ 
land mit einer Aufregung durch Druckſchriften, wie 
wenig uͤberhaupt mit politiſchen Ideen ſie zuſammen⸗ 
hängen. Wenn aber ein Uebelgeſinnter durch Schrif—⸗ 
ten das Volk aufregen wollte, ſo iſt es bekannt, wie 
leicht es iſt, hierin die Geſetze zu umgehn, und wie 
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ſchwer es den Behörden fällt, eine ſolche ungeſetz⸗ 
liche Schrift nicht nur zu verbieten, ſondern auch, 
wovon das Verbot oft gerade das Gegentheil ber 
wirkt, ſie unlesbar und ungeleſen zu machen. 

Es iſt etwas, aber doch nicht hinreichend, wenn 
ſtatt des Geſetzes, die That eintritt, und die Cenſur⸗ 
Behoͤrden zur hoͤchſten Milde gegen Schriften uͤber 
die Sache des Vaterlandes ermahnt werden: denn 
wo es dem Volke nicht klar und offen geſagt iſt, 
daß jede freimuͤthige Verhandlung uͤber vaterlaͤndiſche 
Angelegenheiten innerhalb der Schranken des Ge— 
ſetzes erlaubt ſey, da finden auch diejenigen Schrif⸗ 
ten, welche in der Würde und Ueberzeugnng eines 
freien Buͤrgers zu Gunſten der Regierung geſchrieben 
ſind, kein volles Vertrauen, weil man meint, es 
duͤrfe eben nichts anders geſchrieben und ihr Gegen— 
theil nicht laut werden. 

Aber wenn in dieſer Hinſicht die Preſſe frei ſeyn 
wuͤrde, koͤnnen auch Preßvergehen ſtatt finden; denn 
das darf kein Staat erlauben, daß etwa die Wuͤrde 
des Fuͤrſten geſchmaͤht, oder daß der Aufruhr gepre— 
digt werde. Es iſt aber wichtig zur Entſcheidung 
des oft ſchwierigen Falles, daß ein Preßvergehn wirk— 
lich ſtatt fand, eine paſſende Behoͤrde zu finden. 
Der Kirchenrath, dem nach der bisherigen Verfaſ— 
ſung das naͤchſte Recht zuſteht, ſchickt ſich ſeiner 
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Natur nach nicht zur Beurtheilung eines politiſchen 
Rechtsfalles. Der Geheimerath moͤchte als oberſte 
Staatsbehoͤrde ſich dem Vorwurfe, in eigner Sache 
zu richten, nicht durchaus entziehn koͤnnen. Am ge⸗ 
ſchickteſten dazu erſcheint das Appellationsgericht, ein 
Gerichtshof, welcher unabhaͤngig durch ſeine Lage, 
ſich durch feinen ſeit einer Reihe von Jahren bes 
waͤhrten Charakter, in ganz Deutſchland jene hohe 
Achtung erworben hat, der das Volk ſeine ee 
Intereſſen am liebſten anvertraut. 
Mag auch in dieſer Sache der Koͤnig feinem 
Volke vertrauen, das Volk verdient es, und die Re— 
gierung hat das freie Wort nicht zu ſcheuen, durch 
welches zum guten Willen auch die rechte allſeitige 
Verſtaͤndigung uͤber des Landes Wohlfahrt verbreitet 
werden wird. Es iſt eine Gewiſſensſache, nichts zu 
verhindern, was dazu gehoͤrt, die Hoffnungen des 
Vaterlandes zu erfuͤllen. Es ſind ſchoͤne Hoffnungen, 
wie fie lange nicht über Sachſen ſtanden. Wir har 
ben viel verloren, unſer Land iſt klein geworden: 
aber das wahre Gluͤck und der Ruhm eines Staa: 
tes beruht nicht auf ſeiner aͤußern Groͤße; Preußens 
wahre Groͤße hat am Tage nach der Schlacht bei 
Jena begonnen, als es im Ungluͤcke die feſte Hoff— 
nung des Gluͤckes zu faſſen und die rechten Mittel, 
deſſelben werth zu ſeyn, zu ergreifen wagte; von allen 
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Griechiſchen Staaten, deren verſunkene Herrlichkeit 
noch in Erinnerungen auf uns gekommen iſt, war 
keiner ſo groß, als unſer Vaterland noch heute iſt. 
Immer noch iſt es ein geſegnetes Land, das in ſei— 
nem Schooße alles hervorbringt, oder durch des Vol: 
kes Betriebſamkeit erwirbt, was zum Beduͤrfniſſe und 
zur Schoͤnheit des Lebens gehoͤrt. Unſere Vaͤter ſind 
den Voͤlkern vorangeſchritten und haben ihnen die 
Reformation gebracht: ſehen wir zu, daß wir ſolcher 
Vorfahren nicht unwerth erſcheinen. 
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An eine zu Aufrechthaltung der öffentlichen 
Ruhe verordnete hohe Kommiſſion. 


ö (Uebergeben von der Bürgerſchaft zu Neuſtadt-Dresden. 


Indem wir, die unterzeichneten Buͤrger und Einwohner von 
Neuſtadt-Dresden, der verordneten Hohen Kommiſſion in 
Nachſtehendem die hauptſaͤchlichſten Ruͤckſichten zu bezeichnen 
uns bemuͤhen werden, in welchen wir Abaͤnderungen in den 
bisherigen Einrichtungen dringend bitten, erlauben wir uns, 
um jedem Mißverſtaͤndniß zu begegnen, Folgendes voraus— 
zuſchicken. Da wir dafür hielten, daß nur öffentliche, jedoch 
die Stadt Dresden und beſonders wieder Neuſtadt-Dresden 
ſpeciell betreffende Angelegenheiten der Gegenſtand unſerer 
Geſuche ſeyn koͤnnten, ſo haben wir davon ausgeſchieden alles, 
was wir nicht fuͤr allgemeine kommunliche Angelegenheiten 
anerkannten, und muͤſſen es den einzeln betheiligten Indi— 
viduen oder auch Gewerben uͤberlaſſen, der naͤhern Pruͤfung 
zu unterwerfen, worinnen ſie ſich bedraͤngt halten. Ausge— 
geſchieden haben wir aber auch alles Dasjenige, wofuͤr die 
allgemeine Stimme im Lande ſich erhebt, wobei alle Staͤnde 
und alle Ortſchaften des Koͤnigreichs gemeinſam betheiligt 
ſind, und was bei den gegenwaͤrtig vertagten ſtaͤndiſchen 
Verſammlungen zur Erörterung vorgelegen hat, wobei wir 
jedoch die Bemerkung nicht unterdruͤcken koͤnnen, daß eine 
baldigſte Einberufung der Staͤnde unter den vorwaltenden 
Umftänden als rathſam wohl erſcheinen dürfte. Im Allge— 
meinen aber und in der feſten Ueberzeugung, daß die Wie⸗ 
derherſtellung des theils gebrochenen und theils ſehr gefaͤhrdeten 
Vertrauens weſentlich davon abhaͤnge, muͤſſen wir angele⸗ 
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gentlicher die Verwendung der Hohen Kommiſſion dafuͤr in 
Anſpruch nehmen, daß die Antraͤge der Landſtaͤnde beſonders 
inſoweit volle Beruͤckſichtigung finden moͤgen, als ſie 

1) genaue Ueberſicht des Staatshaushalts und Darlegung 
deſſelben mit allen erforderlichen Unterlagen; 

2) zweckmaͤßige und dem Zeitgeiſte angemeſſene Repraͤſen⸗ 
tation der Staatsbürger in den fländifchen Verſamm— 
lungen, mit Vertretung auch des achtbaren Standes 
der mit Nitterguͤtern nicht angeſeſſenen Landwirthe; 


3) Milderung des Cenſurzwanges und Wiederherſtellung 
der Freiheit, durch den Druck alles zur Oeffentlichkeit 
zu bringen, was nicht wider die Religion, wider den 
Staat, wider die guten Sitten laͤuft, wenn es auch 

uͤber Religion, über den Staat, über Moral freimuͤ⸗ 
thige Aeußerungen darſtellt; 

4) gänzliche Aufhebung des Geleites, als einer der druͤckend— 
ſten Reliquien des Mittelalters; 


5) Erhaltung und Belebung der Induſtrie in allen ihren 
Zweigen durch gleichmaͤßige Vertheilung der Abgaben 
nicht nur, ſondern auch durch ſolche Modalitaͤten in 
Erhebung und uͤberhaupt auch in Beſtimmung und 
Feſtſtellung derſelben, wie ſie dazu ſich eignen koͤnnen 
und werden, Manufakturen und Fabriken ſowohl, als 
den Landbau und Handel zu erheben, anſtatt ihn nie— 
derzudruͤcken; 

6) moͤglichſte Einſchraͤnkung aller Staatsausgaben, infon= 
derheit auch hinſichtlich der Armee, und fuͤr die Erhal— 
tung und Ergaͤnzung derſelben ſolche Verfuͤgungen, wie 

a ſie am wenigſten druͤckend dem Gewerbe auflaſten; 

7) Abwendung aller Reibungen unter den Glaubensge— 
noſſen der verſchiedenen chriſtlichen Glaubensbekenntniſſe 
für die Zukunft durch Erledigung der vielfältigen Bes 
ſchwerden uͤber die Einrichtung der kirchlichen Behoͤr— 
den der katholiſchen Kirche, vorzuͤglich in Beziehung 
auf die gemiſchten Ehen; 


u 


zum Gegenſtand haben und haben werden. Freimuͤthig muͤſ⸗ 
ſen wir die feſte Ueberzeugung ausſprechen, daß uͤber dieſe 
Punkte nur eine Stimme im Volke herrſcht, und daß von 
deren Erledigung im vorzuͤglichſten Grade es abhaͤngt, in ihr 
es beruht, daß das unerlaͤßliche Vertrauen zwiſchen Regie— 
rung und Unterthanen, wie es beſtand, erhalten, und, in 
wie weit es erſchuͤttert worden, hergeſtellt werde. Man 
wird es nun nicht fuͤr Anmaßung deuten koͤnnen, wenn wir 
dieſe allgemeinen Ruͤckſichten fuͤr allgemeines Wohl unſeres 
Staates dringend empfehlen mußten, wir durften es nicht 
unterlaſſen, weil, wenn ſie unbeachtet bleiben, wir mit allem 
Grunde beſorgen muͤſſen, daß eine partielle Abhuͤlfe unſerer 
partiellen Beſchwerden nur ein Palliativ fuͤr die naͤchſte Zeit 
darbieten werde. Es iſt uns verſtattet worden, alles darzulegen, 
was unſere Ueberzeugung uns als Gegenſtand einer zu geben— 
den Abhuͤlfe bezeichnet, wir haben es freimuͤthig im Allge— 
meinen, in allen denen Punkten gethan, in welchen wir der 
allgemeinen Beiſtimmung aller gewerbtreibenden ſaͤchfiſchen 

Unterthanen vergewiſſert ſind, und ſo duͤrfen wir auch 
80 die Beſorgniß nicht unberührt laſſen, welche durch 
franzoͤſiſche Zeitſchriften dahin erregt worden, daß den 
Jeſuiten der Eingang und das Wirken im Geiſte ihres 
Ordens in hieſigen Landen geſtattet ſey. Daß dieſer 
Orden nach ſeiner Inſtitution dem Fuͤrſten wie dem 
Bürger gleich gefaͤhrlich ſey, wurde von dem päpft- 
lichen Stuhl und allen katholiſchen Fuͤrſten anerkannt, 
als er feierlich und einmuͤthig aufgehoben wurde. Daß 
ſeine gefaͤhrliche Tendenz nicht erloſchen ſey, wurde 
vom Kaiſer Alexander anerkannt, als er den von der 
Kaiſerin Catharina dem Orden geſtatteten Aufenthalt 
in Mohilow nicht fortdauern ließ, wurde von dem 
Miniſterio Großbritanniens anerkannt, als es die Eman— 
cipation der katholiſchen Glaubensgenoſſen faſt bloß 
darinnen beſchraͤnkte, daß es den Jeſuiten den Eingang 
in das Reich verſagte, und die neueſte Geſchichte Frank— 
reichs giebt den ſprechendſten Beweis dafuͤr, daß die 
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Jeſuiten in der Thaͤtigkeit ihres gemeinſchaͤdlichen Wir⸗ 
kens nichts verloren haben. 

Eine dumpfe Kunde des, wir hoffen es gewiß, ungegruͤn— 
deten von Frankreich ausgehenden Geruͤchts, als ob Jeſui— 
ten im Koͤnigreiche Sachſen Eingang gefunden haͤtten, und 
mehr noch ſich darinnen feſtſetzen wuͤrden, geht durch Dresden 
und geht durch das ganze Land; viel hat ſie der Stimmung 
geſchadet, mehr wird ſie noch Khan wenn nicht eine offene 
Erklärung der Regierung dahin abgegeben wird 8 

daß dieſes Geruͤcht ein unwahres ſey. 

um nun uͤberzugehen zu unſeren ſpeciellen Wuͤnſchen, ſo 
gehen ſie dahin 

1) daß das bisher beſtandene Polizei-Kollegium gaͤnz⸗ 

lich aufgeloͤſt und in ſeiner bisherigen Form nicht 
wieder hergeſtellt werden moͤge. 

Die allgemeine Abneigung hat durch die letzten unange— 
nehmen Vorfaͤlle, dadurch, daß fie in dem ſonſt Ruhe lie- 
benden Dresden geſchehen konnten, deutlich ſich ausgeſprochen, 
allein fie war auch nicht unbegründet. Früher war die Verz 
waltung der Polizei dem Stadtrath anvertraut, und wir 
muͤſſen bitten, daß dieſes auch ferner geſchehen moͤge, denn 

1) obwohl in fo manchen andern Beziehungen die hie— 
ſigen Buͤrger mit dem Stadtrath nicht immer zufrieden 
waren und wohl auch nicht ſeyn konnten, ſo waren ſie 
doch nie unzufrieden mit deſſen Polizei-Verwaltung, 

I) war der Regieaufwand bei dem Polizei-Kollegio be— 
deutend, und wurde auf eine gleich druͤckende Art durch von 
den Einwohnern erhobene Taxen, und durch geſteigerte Spor— 
teln beſtritten, wobei wir nicht beurtheilen koͤnnen, ob wohl 
hieraus noch Ueberſchuͤſſe erwachſen ſind, da Rechnungen 
daruͤber uns nie vorgelegt wurden, 

3) war ſeit der Zeit, als das ruſſiſche General-Gou— 
vernement die Polizei mehr auf einen militairiſchen Fuß ſtellte, 
den Polizeibeamten ein ſolcher Uebermuth geworden, eine 
ſolche Willkuͤhrlichkeit war eingetreten, eine fo grobe Behand— 
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lung, beſonders der Armen im Volke, der Handwerksbur— 
ſchen und Dienſtboten, hatte uͤberhand genommen, daß jeder— 
mann ſich ſcheute, vor dieſer Polizei zu erſcheinen, 

4) die Polizei-Inſpektoren tyranniſirten ihre Bezirke, und 
jede Partheilichkeit waltete dabei ob, ja ſie ſuchten in der groͤßern 
Menge von Denunciationen ihren hoͤhern Stolz, und die 
Polizei-Gensdarmen handelten in demſelben Sinne, 

5) anſtatt bei entdecktem Verbrechen ſich darauf zu be— 
ſchraͤnken, den Verbrecher oder den des Verbrechens Verdaͤch— 
tigen der Behoͤrde abzuliefern, beeiferten ſie ſich, durch alle 
unwuͤrdigen Huͤlfsmittel Zugeſtaͤndniſſe zu erpreſſen, die nach— 
her zuruͤckgenommen, auch von den Richtern und Urthels— 
verfaſſern nicht beachtet wurden; allein dadurch waren dem 
Angeſchuldigten die Mißhandlungen nicht abgenommen, die 
er hatte erdulden muͤſſen. Verbindet man damit 

60 das polizeiliche Verfahren bei den Vorfaͤllen des 
Reformationsjubelſeſtes, ſo wird man leicht ermeſſen, daß 
dieſe Polizei alle Achtung, alles Vertrauen auf immer ver— 
wirkt haben muß, und es ein ſehr gerechter Wunſch iſt, daß 
kuͤnftighin, wie es früher war, der Stadtmagiſtrat durch 
eine aus ihm allein niederzuſetzende Deputation die Polizei 
verwalte. 

7) Muͤſſen wir erwaͤhnen, daß das, wir ſind uͤberzeugt, 
ungegruͤndete Geruͤcht im Volke uͤberhand genommen, als ob 
man die Errichtung einer geheimen Polizei beabſichtige. Das 
Unwahre dieſes ſo gefaͤhrlichen Geruͤchts, wird am Beſten 
dadurch widerlegt, daß die Polizei-Verwaltung in die Haͤnde 
des Stadtmagiſtrats zuruͤckkehrt. Allein 

II) hinſichtlich des Stadtmagiſtrats ſelbſt ſind wir zu 
dringenden Bitten um weſentliche Abaͤnderungen in den bis— 
her beſtehenden Einrichtungen genoͤthigt. Der Dresdner 
Stadtmagiſtrat hat bisher wie keiner im Lande außer dem 
zu Leipzig mit dem Kommunvermoͤgen, wohin wir doch auch 
alles rechnen muͤſſen, was er unter dem Namen von Kaͤm— 
merei-Vermoͤgen fuͤr ſein Privateigenthum haͤlt, beliebig 
geſchaltet und gebart, die Dresdner Einwohner haben dabei 
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nicht nur nicht concurrirt, ſondern auch nichts davon erfah⸗ 
ren. Die Landesregierung war fruͤher ſchon davon uͤber— 
zeugt, daß eine Mitwirkung der Buͤrgerſchaft ein billiges 
und nicht zu verſagendes Verlangen ſey, und es wurden 
daher aus den verſchiedenen Klaſſen der Einwohner durch 
Wahlmaͤnner Stadtrepraͤſentanten erwaͤhlt, und in einem 
erlaſſenen Reſcript der Landesregierung wurde ausgeſprochen, 
daß dieſes Inſtitut fortdauern ſolle, es wurde eine Juſtruk— 
tion uͤber deren Theilnahme an allen Stadtangelegenheiten 
entworfen. Nichts deſto minder hat der Stadtmagiſtrat da— 
hin es u bringen gewußt, daß dieſes Inſtitut wieder auf— 
geloͤſt wurde, und dabei iſt es geblieben. Jetzt iſt unſer 
Wunſch und unſere Bitte N 
daß das Adminiſtrative entweder dem Stadtmagi— 
ſtrat gaͤnzlich entnommen, und ihm bloß Verwaltung 
der Juſtiz und Polizei uͤberlaſſen oder in zweckmaͤßig 
zu konſtituirenden Stadtrepraͤſentanten eine vollſtaͤn— 
dige Kontrolle gewährt werde. 
Es iſt nothwendig 
1) daß der Beſtand des Kommunalvermoͤgens genau und 
gruͤndlich eroͤrtert, | 
2) daß der von dem Stadtrath willkuͤhrlich angenommene 
Unterſchied zwiſchen Kommunal- und Kaͤmmerei-Ver— 
mögen gänzlich auf immer aufgehoben, und alles in 
einen Fond des Kommunalvermoͤgens vereinigt werde, 
3) daß der Etat der Einnahmen und Ausgaben genau 
aufgeſtellt, 
4) daß alles dieſes unter Concurrenz der Stadtrepraͤſen— 
tanten bewirkt, ihnen nichts vorenthalten werde, 
5) daß genaue Rechnungen uͤber alle Einnahmen und 
Ausgaben den Repraͤſentanten jaͤhrlich vorgelegt werden, 
6) daß dieſen die Monirung der Rechnungen zuſtehe, 
7) daß keine Ausgabepoſt paſſirlich ſey, wenn nicht der 
Beleg durch einen Repraͤſentanten ſignirt iſt, 
8) daß der Beſtand des Kommunalvermoͤgens nicht nur, 
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fondern auch das Ergebniß der jährlichen Rechnungen 
oͤffentlich bekannt gemacht werde. 
Wenn der Stadtmagiſtrat in der Verwaltung des Kommu⸗ 
nalvermoͤgens dieſe Beſchraͤnkungen nicht anerkennen will, 
oder letztere fuͤr unthunlich oder unausfuͤhrbar geachtet wer— 
bg ſollten, dann muͤſſen wir unſern Antrag darauf richten 
daß alle Gegenſtaͤnde der Verwaltung des Kommu— 
nalvermoͤgens dem Wirkungskreis des Stadtmagi— 
ſtrates für die Zukunft gänzlich entnommen und auf 
die Buͤrgerſchaft uͤbertragen werden, die durch von 
ihr zu erwaͤhlende und zu organiſirende Ausſchuͤſſe 
der Verwaltung ſich zu unterziehen haben wuͤrde. 
Es kann uns hier nicht eingeworfen werden 
a) daß bisher von dem Stadtmagiſtrat alles gut 
verwaltet worden, 
dieſes koͤnnen wir nicht uͤberſehen, da niemand von uns vers 
nommen hat, worin das Kommunalvermoͤgen beſtehe, kei— 
ner auch jemals eine Rechnung geſehen, 
b) daß die Viertelsmeiſter ja ſchon die Buͤrgerſchaft 
vertreten, 
unſere Viertelsmeiſter zu Neuſtadt find biedere, aͤcht patrio— 
tiſch geſinnte, im gerechten Beſitz unſerer allgemeinen Achtung 
ſtehende Maͤnner, allein ſie ſind doch in einer dem Rath zu 
ſehr ſubordinirten Stellung, das wenigſte wird ihnen mit— 
getheilt, immer ſucht man ihnen zu imponiren, ſie ſind der 
Rechtsverhaͤltniſſe in der Verfaſſung nicht genau kundig, ſie 
find unberathen, 
ce) daß der Stadtrath an die Landesregierung Rech— 
nung ablege, | 
wir wiſſen nicht, ob dieſe Rechnungen ſpeciell und in allen 
Details abgelegt werden, allein wenn auch dieſes waͤre, ſo 
vermag die Landesregierung nicht alles in den Details zu 
moniren, weil ſie fuͤr dieſen Behuf ſo muͤhſame Unterſuchun— 
gen anzuſtellen haben wuͤrde, daß hierzu mehr Zeit erfor= 
derlich waͤre, als ſie dieſem einzelnen Gegenſtand bei der Laſt 
anderer Geſchaͤfte widmen kann. Ein gerechter Wunſch iſt 
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III) daß Neuſtadt⸗ Dresden bei feinen neuerlichen Erwei⸗ 
terungen, und, wenn der neue Anbau dazu geſchlagen wor— 
den, mit Aufhebung der hin und wieder beſtehenden Amts— 
jurisdiktion, und, wenn auch die Verwaltung des Kommunal— 
vermoͤgens und alles damit in Verbindung ſtehende gemeinſam 
bleibt, in der Jurisdiktion fuͤr ſich beſtehend ſey. Bisher ſind 

a) alle Verlaſſenſchaften und Vormundſchafts-Sachen 
heruͤber zur Vormundſchaftsſtube gezogen worden, und die— 
ſes hat einen mehrfachen Nachtheil. Die Gerichte zu Neu— 
ſtadt⸗Dresden kennen alle individuellen Verhaͤltniſſe der da— 
ſigen Einwohner, für Verlaſſenſchafts- und Vormundſchafts— 
Sachen iſt dieſes bekanntlich von großer Wichtigkeit, 

b) nothwendig muͤſſen mehrere Koſten erwachſen, wenn 
die Nachlaßbehoͤrde nicht dieſelbe iſt, unter welche die Grund— 
ſtuͤcke des Nachlaſſes gehoͤren, 

e) für Neuftädter Unmuͤndige find in der Regel auch 
Vormuͤnder in Neuſtadt beſtellt, fuͤr dieſe iſt es doch eine 
große Beſchwerde, wenn ſie wegen jeder Kleinigkeit anſtatt 
nach Neuſtadt auf das Rathhaus, nach Altſtadt gehen muͤſſen, 

d) da durch die Entnehmung der Vormundſchaſts- und 
Verlaſſenſchafts- Sachen die Stellen bei dem Neuſtaͤdter 
Stadtgericht weniger eintraͤglich ſind, als ſie ſeyn wuͤrden, 
wenn jene Entnehmung nicht ſtatt haͤtte, ſo iſt eine noth— 
wendige Folge davon, daß in den Stellen der Stadtrichter ein 
häufiger Wechſel ſtatt hat. Eine ſehr unangenehme Folge iſt 

e) daß unſer buͤrgerliches Intereſſe dem der Altſtadt in 
allen vorkommenden Faͤllen untergeordnet und nachgeſetzt 
wird, der jetzige Landtag bietet zwei ſchlagende Beweiſe da— 
fuͤr dar. Die Stadt Dresden hat bei den Staͤnden Inter— 
ceſſionalien dafür nachgeſucht 

daß der Wachtthaler, von welchem Neuſtadt ſtets be— 

freit war, doch auf Neuſtadt mit moͤge repartirt werden, 
und dieſen Antrag kann man um ſo weniger für angemeſſen 
dem Neuſtaͤdter Intereſſe halten, da der Stadtrath mit einem 
fuͤr Neuſtadt eben ſo unbuͤrgerlichen Antrag 

zu den Buͤrgergefaͤllen gezogen zu werden, 


von der Landesregierung zuruͤckgewieſen worden ift, auch 
die Ritterſchaft jenem unrechtlichen Anſinnen gegen uns 
Neuſtaͤdter auf den Grund der Ungerechtigkeit nicht beige— 
treten iſt. Gleiches Verhaͤltniß hat es mit dem Dresdner 
Bierzwange, deſſen Wiederherſtellung der Stadtrath bei den 
Staͤnden angeregt hat, waͤhrend die Haͤuſer zu Neuſtadt 
von ihrer Brauberechtigung gar keinen Vortheil haben, den 
Einwohnern alſo mehr daran gelegen ſeyn muß, daß der 
Bierzwang nicht wieder auflebe. Da dieſe Thatſachen zu— 
gleich den Beweis dafuͤr liefern, wie ſo wenig ſich ſagen 
laſſe, daß bei den Staͤndeverſammlungen die Einwohner 
durch ihre Stadtraͤthe vertreten werden, die, ohne die Buͤr— 
ger zu fragen, wider deren Intereſſe handeln, und Antraͤge 
dagegen richten, ſo ſtuͤtzt ſich hierauf unſer gerechter Wunſch, 


IV) daß, was auch kuͤnftig wegen beſſerer und zweckmaͤ— 
ßigerer Repraͤſentation der Staatsbuͤrger bei den Staͤnde— 
verſammlungen beſchloſſen werden moͤge, die Stadt Dresden 
nicht durch von dem Stadtrath ausgewaͤhlte Rathsmitglie— 
der vertreten werde. 


V) Früher ſchon hatten Berathungen mit den damali— 
gen Stadtrepräfentanten darüber ſtatt, wie das hieſige Ar— 
menweſen auf einen beſſern Fuß gebracht werden und eine 
ſolche Einrichtung erlangen koͤnne, wie ſie in Hamburg 
ſeit vielen Jahren beſteht und wie ſie bei dem regen Sinn, 
in welchem die Neuſtaͤdter Einwohner fuͤr jede gute Unter— 
nehmung immer ſich erwieſen haben, in Neuſtadt gewiß zu 
erreichen iſt. Man trug jedoch Bedenken, den Entwurf in 
feinem ganzen Umfang zu verfolgen und die Armenkommiſ— 
ſion mit allen ihren Regiekoſten, und einem bedeutenden 
verhangenen Properreſt eines Kaſſirers, wie er bei einer 
zweckmaͤßig verwalteten Armenanſtalt nicht denkbar iſt, hat 
fortgedauert. Um ſo zweckgemaͤßer muß alſo auch unſer 
Antrag erſcheinen, daß das Armenweſen eine Organiſation 
wenigſtens in Neuſtadt erhalte, wie ſie der in Hamburg und 
Leipzig ſeit vielen Jahren beſtandenen angemeſſener iſt. 
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VI) Einverſtanden ift man jetzt darüber, daß der Mahl⸗ 
zwang eine der druͤckendſten Laſten iſt, er iſt beſonders druͤk— 
kend fuͤr Dresden, und inſonderheit Neuſtadt, bei der Ent— 
fernung gnuͤgender Muͤhlen von Neuſtadt aus, und die 
Preiße des Brodes, des nothwendigſten Nahrungsmittels, 
ſteigen bei jeder Beſorgniß, daß es an Mahlwaſſer mangeln 
werde. Durch Windmuͤhlen, inſonderheit aber durch Dampf— 
muͤhlen, waͤre dem leicht zu begegnen, und jede Gefahr fuͤr 
Brodvertheurung wegen Waſſermangels waͤre dadurch abge— 
wendet, allein der Mahlzwang ſteht entgegen, nicht unbe— 
ſcheiden erſcheine daher unſere Bitte, daß er fuͤr Neuſtadt— 
Dresden aufgehoben werde. 

VII) Seit Jahren dauern die Beſchwerden unſerer Neu— 
ſtaͤdter Mitbuͤrger, beſonders auch ruͤckſichtlich des hier auf 
der Neuſtaͤdter Seite erhoben werdenden Bruͤckenzolles fort, 
er wird willkuͤhrlich erhoben, iſt aber von einem fruͤheren 
Ertrage van 600 Thlr. —=— = bis auf 8000 Thlr. — = 
— ;: jährlich geſteigert worden. Nur dieſes wiſſen wir alle 
genau, daß er fruͤher blos von fremdem Frachtfuhrwerk, 
und auch von dieſem nur in geringen Saͤtzen, erhoben wurde; 
unfer Antrag geht dahin, daß er zu großer Erleichterung 
des Gewerbes auf dieſen Fuß wieder zuruͤckgebracht werde. 

VIII) Eine druͤckende Beſchwerde für uns und inſonder— 
heit für die unter uns befindlichen Kaufleute iſt eine Ab 
gabe unter dem Namen 

Raths niederlage 

von allen eingehenden Guͤtern, jedoch nicht dafuͤr, daß die 
Guͤter lagern, denn dann muͤſſen wir wieder beſondern La— 
gerzins entrichten. Dieſe Abgabe, die in ihrem Ergebniß 
nicht unbedeutend ſeyn kann, weil mancher einzelne unter 
uns mehrere Hundert Thaler dazu beitraͤgt, iſt uns ihrem 
Urſprunge nach unbekannt, ſie ſtammt aus der Vorzeit, die 
Sage ſetzt ihren Urſprung in den dreißigjaͤhrigen Krieg, 
druͤckend iſt fie in jedem Fall, fie laſtet nachtheilig auf Han— 
del und Gewerbe, unſer auf deren Aufhebung gerichteter 
Antrag wird daher keine Mißbilligung finden. 


IX) Keiner unter uns verkennt es, daß die Verſchoͤne⸗ 
rung der Anlagen um unſere Neuſtadt das allgemeine In— 
tereſſe in Anſpruch nimmt, und daß auch Verfuͤgungen und 
Anordnungen für die Bauten nicht umgangen werden koͤn— 
nen. Leider hat aber die Bau-Kommiſſion dieſes zu weit 
getrieben, geht zu ſehr in das Kleinliche, verbietet und ge— 
bietet in einem ſolchen Grade, daß mancher, der bauen 
wollte, blos deshalb es wieder aufgegeben hat, um ſo mehr, 
da bisweilen die Urſache des Gebots und Verbots weder aus 
der Baupolizei im allgemeinen, noch aus der Architektur 
erkennbar iſt, Willkuͤhrlichkeit, bisweilen wohl auch Par— 
theilichkeit darinnen vorherrſcht. Die Bauluſt iſt aber un— 
ter allen Leidenſchaften diejenige, die am wohlthaͤtigſten 
wirkt, weil der Familien ſo viele ihren Unterhalt darin 
finden, der Verdienſt ſo ſehr ſich vertheilt, herab bis in die 
niederſten Staͤnde derer, die durch Tagelohn ihren Unter— 
halt gewinnen. Die fruͤheren Bauten, als die Luſt zu 
bauen durch die Baukommiſſion minder gelaͤhmt war, ha— 
ben ſo viele Maurer, Zimmerleute und Handlanger 1 die 
Stadt gezogen, ſie find jetzt unbeſchaͤftigt, und wir laſſen 
es dahin geſtellt feyn, ob nicht viele derer, welche an den 
letzten Exceſſen Antheil genommen haben, zu denen gehoͤrten, 
die jetzt arbeitslos ſind, und es nicht geweſen ſeyn wuͤrden, 
wenn man das Bauen weniger erſchwert haͤtte; und ſo 
fühlen wir uns aufgefordert zu der Bitte, daß das Verfah— 
ren der Baukommiſſion auf mildere Grundſaͤtze, als die bis⸗ 
her von ihr befolgten, verwieſen werde. 

X) Die Aufhebung der Nationalgarde iſt fihon oft als 
Wunſch und Bitte der Buͤrgerſchaft ausgeſprochen worden, 
und das Geſuch wurde immer durch triftige Gruͤnde unterſtuͤtzt, 
blieb aber ſtets unerfuͤllt, wir muͤſſen jetzt es wiederholen. 
Fuͤr den jungen Buͤrger, der ſein geringes Eigenthum oft 
erſchoͤpft hat, wenn er bis zum Meiſterrecht gelangt iſt, iſt 
es eine ſchwere Laſt, wenn er ſich noch zur Nationalgarde 
equipiren muß. Da Dresden nie ohne Garniſon iſt, und in 
den wenigen Wochen, waͤhrend deren die Garniſon minder 
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ſtark iſt, ohne große Beſchwerde die nöthigen Wachen von 
den benachbarten Doͤrfern aus, wo das Militair ſteht, ge— 
geben und beſtritten werden koͤnnen, ſo tritt die Nothwen— 
digkeit einer Buͤrgergarde nur dann ein, wenn entweder 
Krieg die Stadt von Militaͤr entbloͤßt hat, oder Aufruhr 
die allgemeine Sicherheit gefaͤhrdet. Dann iſt aber auch 
die Nationalgarde unzureichend, und in ſolchen außerordent— 
lichen Faͤllen wird jeder rechtliche Inwohner in die Reihen 
der Kommunalgarden treten, wie es in den jetzigen Tagen 
geſchehen iſt, und dieſe allgemeinen freiwilligen Leiſtungen 
werden gewiß die jetzt beſtehende Nationalgarde reichlich 
erſetzen. 

XI)) Oben ſchon haben wir im allgemeinen unſern 
Wunſch daruͤber geaͤußert, daß die Induſtrie moͤge belebt 
werden. Leider koͤnnen wir nicht verbergen, daß Gewerbe 
und Handel mit großen Hinderniſſen zu kaͤmpfen haben, 
und dieſe finden wir zu einem großen Theil in unſerm jetzi⸗ 
gen Abgabeſyſtem, beſonders aber in Beziehung auf die Ge— 
neral-Acciſe. Während unſeren Fabrikaten die Nachbar— 
ſtaaten in deren Vertrieb entgegen treten, und ihn durch 
Verbote und hohe Taxen erſchweren, werden auslaͤndiſche 
Fabrikate ſo niedrig, und auslaͤndiſches Material fuͤr unſere 
Gewerbe ſo hoch beſteuert, daß wir nur muͤhſam in der 
Konkurrenz mit anderen Fabrikanten des Auslandes uns 
erhalten, und eben durch dieſe gewerbſtoͤrende Organiſation 
der Generalacciſe iſt es hauptſaͤchlich geſchehen, daß fo viele- 
unſerer Mitbuͤrger, Kaufleute und Fabrikanten zu Grunde 
gehen mußten, und viele von uns mit gleichem Schickſale 
bedroht ſind. Die Fixation der Acciſe hat dieſes Uebel theils 
an ſich, theils deshalb nicht gehoben, weil die Fixa nur 
auf kurze Zeit bewilligt, und nach Ablauf der Zeit geſtei— 
gert werden. Noch duͤrfen wir nicht unbemerkt laſſen, daß 
die Ausdehnung der raſtlos fortdauernden Auctionen, auf 
alle Materialwaaren, alle Schnittwaaren und Modeerzeug— 
niſſe, wobei nur wenige Spekulanten im Publiko gewinnen, 
allen Handel und alle Gewerbe der Stadt aber niedergehal— 
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ten werden, vielen unter uns zum größten Nachtheil ges 

reicht. Dieſe Ruͤckſichten werden uns entſchuldigen, wenn 

wir unſern Antrag darauf richten, 

; daß der Accistarif unter Zuziehung von Kaufleuten 
und Mitgliedern der Innungen revidirt, den Grund— 
ſaͤtzen eines die Induſtrie erhebenden Abgabenſyſtems 
angepaßt werde, und man die Auktionen nur auf 
Verlaſſenſchaften, Leihhauspfaͤnder und Konkursmaſ— 
ſen beſchraͤnke. 

Mit Freimuͤthigkeit haben wir ehrfurchtsvoll die unter— 
thaͤnigſten Bitten und Wuͤnſche nun dargelegt, in denen 
wir einverſtanden ſind, und, wenn wir, ehrend die Wahr— 
heit, nicht verſchweigen wollen, daß die von uns ausge— 
fprochenen Bitten und Wuͤnſche von allen hieſigen Inwoh— 
nern getheilt werden, ſo koͤnnen wir aber auch die Erledi— 
gung derſelben verhoffen, und ſind vergewiſſert, daß dieſe 
ſehr viel dazu beitragen wird, dem erſchuͤtterten Vertrauen 
zu den ſtaͤdtiſchen Behoͤrden eine Feſtigkeit zu verleihen, wie 
ſie fuͤr Sicherheit und Wohl der Stadt erforderlich iſt, und 
dankend werden wir und unſere Nachkommen es anerken— 
nen, wenn unſern Bitten Erfuͤllung wird. r 

Dresden, den 13ten September 1830. 


B. 


An E. hoͤchſtverordnete Kommiſſion zu Er: 
ledigung der Landes = Gebrechen und Be⸗ 
ſchwerden. 
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E. höchſt verordneten Kommiſſion haben wir bereits vor 
‚einigen Tagen gehorfamft gemeldet, daß wir von der Bür— 
ger- und Einwohnerſchaft der Stadt Dresden, deren Vor— 
ſtädte und der Friedrichſtadt in den jetzt ſo bedrängten Tagen 


und nach fo ſtürmiſchen Ereigniſſen als ihre Vorſprecher er: 
wählt worden ſind, um ihre Klagen anzunehmen und vor 
den Thron Sr. Majeſtät des Königs zu bringen. 

Dieſes auf uns genommene Geſchäft iſt eben fo ſchwierig 
als vielſeitig, weil darin ſo verſchiedenartige, zum Theil 
ſich durchkreuzende und einander widerſtrebende Intereſſen 
abgewogen, weil Umſtände und Verhältniſſe entwickelt, auf— 
geſucht und erforſcht werden müſſen, was uns ſofort und 
in kurzer Zeit zu bewirken nicht möglich iſt; wir bitten 
daher E. höchſtverordnete Kommiſſion die Beſchwerdepunkte 
hieſiger Stadt-Kommun nach und nach vortragen zu dürfen. 
Jetzt wollen wir nur im voraus gehorſamſt bemerken, daß 
nach den uns bereits bekannt gewordenen Anſichten unſere 
Aufmerkſamkeit ſich über folgende Gegenſtände werde zu ver— 
breiten haben: f 


1) Gegenſtaͤnde, welche die hieſige Stadtkommun 
allein angehen. 


a) Die Bitte, daß das dermalen aufgelößte Stadt- Poli⸗ 
zei⸗Collegium in ſeinem beſtandenen Organismus nicht 
widerhergeſtellt, ſondern ein anderes, den jetzigen Zei— 
ten gemäßes, das Bürgerthum und die allgemeine 
Wohlfahrt weniger gefährdendes Inſtitut aufgeſtellt 
werde. 

b) Die Bitte um eine Kommunal- und Stadt-Verfaſ⸗ 
ſung, damit die Bürgerſchaft in dem Stande ſich be— 
finde, ihr eigenes Intereſſe, abgeſchieden von der Vers 
waltung der Juſtiz und Polizei, ſelbſt wahrzunehmen. 

e) Die Bitte um Aufhebung des ſtädtiſchen Mühlen— 
zwanges. 

d) Die Bitte um Aufhebung oder wenigftens Einſchrän— 
kung mehrerer ſtädtiſchen Abgaben, als: Niederlags = 
oder Umlagsgeld, Wachtgeld, Brückengeld, Kontri— 
bution u. ſ. w. 

e) Die Bitte um Schutz der allhieſigen Zünfte und Innun— 
gen in Betreff ihrer Gerechtſame bei Ausübung bür— 


, 


gerlicher Gewerbe von Perſonen, die nicht Bürger 
ſind. i 
1) Die Aufſtellung einer zweckmäßigeren Bau-Kommiſſion. 
g) Die Bitte um Aufhebung der durch die neuen Anbaue 
immer mannigfaltiger werdenden Juris dictions-Con— 
flicte zwiſchen Stadt-Magiſtrat, Amt und Landes 
regierung. ö 

h) Die Bitte um Aufſtellung einer allgemeinen Kommun⸗ 

Waſſer⸗-Adminiſtration für die Altſtadt und Vorſtädte 
Dresdens. | 

1) Die Bitte um Emancipation der hiefigen Stadt von 
dem allgemeinen Immobiliar-Brand-Kaſſen-Inſti⸗ 
tut, und wenn ſolches nicht thunlich, um gänzliche 
Abaͤnderung dieſes Inſtituts. i 

k) Die Bitte um Minderung der auf Brod, Fleiſch, 

Bier, innländiſchen Wein aufliegenden Landes- und 
Stadt- Abgaben. 

1) Die Bitte um Berbeſſerung des Kommunal: Stadt⸗ 
Armen = Wefens. 

m) Die Bitte um Abſchreibung der Kommun = decrementen, 
caduken und moderirten Steuer⸗ Schocke und Qua⸗ 
tember. 

n) Die Bitte um Aufhebung der National-Garde in ihrer 
jetzigen Geſtaltung. 

Zu den 
2) allgemeinen Gegenſtaͤnden 
aber zählen wir: 

a) Die Bitte um eine andere ſtändiſche Verfaſſung zu 
Gunſten aller Staatsbürger ſowohl in Städten als auf 
dem Lande, und wenigſtens dahin, daß die hieſige 
Bürgerſchaft ſich durch zwei ſelbſt gewählte e 
aus ihrer Mitte dabei repräſentirt ſehe. 

b) Die Bitte um Aufhebung des nach im Lande bestehen 
den acciſaliſchen Verhältniſſes und Verlegung der Ac— 
ciſe und dergleichen Abgaben auf die Gränze, der 
gänzlich n Umgeftaltung der beſtehenden Gränz - Zoll: 
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Accis-Geſetze, der gänzlichen Aufhebung des Geleites, 
damit die innländiſche Induſtrie und Thätigkeit Schutz 
und Aufmunterung finde. 

c) Die Bitte um eine Einrichtung, daß der Staatsbür— 
ger durch die große Verſchiedenheit der gangbaren 
Münzſorten nicht mehr leide. f 

d) Die Bitte um ein Regulativ, daß die Ausgaben der 
katholiſchen Kirchen, Schulen, Krankenhäuſer, die 
Beſoldung der ſämmtlichen Geiſtlichkeit u. ſ. w. nicht 
ferner von den evangeliſchen Staatsbürgern übertra— 
gen werden müſſen. 

e) Die Bitte um Abänderung der Rekrutirungs-Geſetze. 

1) Die Bitte um Freiheit der Preſſe, wenn der Gegen— 
ſtand der Schriften die Angelegenheit hieſiger Stadt 
und das Vaterland betrifft. 

g) Die Bitte um gleichmäßige Vertheilung der Abgaben 
auch auf die jetzt exemt gehaltenen Grundſtücke. 
Indem wir nun E. höchſt verordneten Kommiſſion dieſe uns 
von der hieſigen Bürger- und Einwohnerſchaft gleichſam 
in den Mund gelegten Beſchwerden und Anträge hiermit 
gehorſamſt vortragen, fo bemerken wir dabei geziemend, 
daß wir die sub I. a. b. erwähnten E. Höchſtverordneten 
Kommiſſion, mit Berückſichtigung der von uns annoch ein— 
zureichenden Entwürfe, zur gerechten Remedur und Abhülfe 
zuerſt vortragen und dann die oben weiter angezeigten, ſo 
wie die annoch, bei Fortſetzung unſerer Vernehmung mit 
der hieſigen Bürger- und Einwohnerſchaft, ſich ergebenden 
Beſchwerden und Klagen zur gerechten Remedur folgen laſſen 

werden und ſind mit allem Reſpect 


Dresden den 16. September 1830. 


Arnold, Egg, Kuntze, Peyer, Raͤtzſch, 
Serre, Struve. 
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* 


Beantwortung der von den Buͤrgern hieſiger 
Alt⸗ und Neuſtadt eingereichten Petitionen 
d. d. 12. 13. und 16. September 1830. 


9 


Anlan gend 

das Geſuch, daß das zeitherige Stadt-Polizei-Kollegium 

in ſeinem beſtandenen Organismus nicht wieder her— 

geſtellt, ſondern ein anderes, den jetzigen Zeiten gemaͤ— 

ßes, das Buͤrgerthum und die allgemeine Wohlfahrt 
minder gefaͤhrdendes Inſtitut aufgeſtellt werde. 


Sr. Königl. Majeſtät und Sr. Königl. Hoheit genehmigen, 
daß dem Polizei-Inſtitut eine veränderte Einrichtung gege⸗ 
ben werde, wobei namentlich, wie auch inmittelſt ſchon 
geſchehen, eine direkte Mitwirkung einiger von der Bürger— 
ſchaft ſelbſt aus ihrer Mitte Gewählten ſtatt finde. Unter 
gleicher Theilnahme der Bürgerſchaft, ſoll die Wohlfahrts— 
polizei dem Stadtrathe zurückge eben werden. Man wird 
ſich ſofort mit einer Entwerſung eines Regulativs beſchäf— 
tigen, auch dabei auf Vereinfachung und dadurch zu bewir— 
kende Erſparniß Rückſicht nehmen und hat bis dahin die in 
der Beilage enthaltene interimiſtiſche Einrichtung getroffen. 
Die Bitte um eine Kommunal- und Stadt-Ver⸗ 
faſſung. 0 
Sr. Königl. Majeſtät und Sr. Königl. Hoheit haben an— 
geordnet, daß Grundzüge einer neuen Stadtordnung unvor— 
züglich ausgearbeitet und ſodann zwiſchen gewaͤhlten Reprä— 
ſentanten der Bürgerſchaft und dem Stadtrathe vor Königl. 
Kommiſſarien Verhandlungen gepflogen werden follen. 
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Der Stadtrath hat bereits im Allgemeinen erklärt, wie 
er bei dieſen Verhandlungen den fuͤr das gemeine Wohl 
und den Geſchäftsgang förderlichen Wünſchen der Bürger— 
ſchaft ſehr gern und bereitwillig entgegen kommen werde 
und namentlich ſchon jetzt ſich erboten 

a. die jährlichen Rechnungen der Kämmerei, auf Etats 
gegründet, den von der Kommun zu erwählenden Re— 
Präſentanten zur Durchgehung, Prüfung und Anerken- 
nung vorzulegen, 
b. und wegen Theilnahme der Bürgerſchaft an der Wahl 
von Rathsmitgliedern Verhandlungen mit Kommun— 
repräfentanten eintreten zu laſſen, auch ſoll 
. die Ernennung der Viertelsmeiſter, inſofern dieſelben 
nach der abzufaſſenden Stadt-Ordnung neben den Kom— 
mun⸗Repräſentanten annoch nothwendig ſeyn ſollten, der 
freien Wahl der Bürgerſchaft überlaſſen werden. 


Die Bitte um Aufhebung des ſtädtiſchen Mahl— 
zwanges. 
Sr. Königl. Majeſtät und Sr. Königl. Hoheit find geneigt, 
den Mahlzwang ablöſen und deshalb Verhandlungen eintre— 
ten zu laſſen. 
Die Bitte um Aufhebung oder wenigſtens Einſchrän- 
kung mehrerer ſtädtiſchen Abgaben, als Niederlags— 
oder Umgeld, Wachtgeld, Brückengeld, Kontribu— 
tion u. ſ. w. 
Es wird, was das Geſuch um Verminderung einiger ſtädti— 
ſchen Abgaben betrifft, auf Berathung mit den künftig zu 
erwaͤhlenden Kommun-Repräſentanten ankommen, in wiefern 
dieſelben entbehrt, vermindert oder auf andere Weiſe gedeckt 
werden könnten. 

Auch hat die höchſte Behörde namentlich wegen des 
Niederlagsgeldes und des Brückengeldes vorhin Erörterungen 
anbefohlen. 

Bitte um Schutz der hieſigen Zünfte und Innungen 
in Betreff ihrer Gerechtſame bei Ausübung bürger— 
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licher Gewerbe von Perſonen, welche nicht Bür— 
ger ſind. 
Ueber dieſen Punkt ſieht man ſpeciellen Anträgen oder Be— 
ſchwerden entgegen, da der Kommiſſion dergleichen Fälle nicht 
bekannt find. 


Die Aufſtellnng einer zweckmäßigeren Bau-Com⸗ 
miſſion. 
Es wird bei der beabſichtigten Veränderung des Polizei-In⸗ 
ſtituts überhaupt, und der Bau-Polizei eine andere Geſtal— 
tung gegeben und dabei auf Mitwirkung der Bürgerſchaft, 
ſo wie auf weniger Beſchränkung der Bauherren Rückſicht 
genommen werden. . 
Die Bitte um Aufhebung der durch die neuen An— 
baue immer mannichfacher werdenden Jurisdictions— 
Konflicte zwiſchen Amt und Rath. 
Es ſoll wegen der gewünſchten Jurisdiction zwiſchen Stadt— 
rath und Amt eine Ausgleichung getroffen werden. 
Die Bitte um Aufſtellung einer allgemeinen Kom— 
mun = Waffer - Adminiftration für die Altſtadt und 
Vorſtädte Dresdens. 
Wegen einer allgemeinen Kommun-Waſſer-Adminiſtration 
für die Altſtadt und Vorſtädte iſt bereits eine Kommiſſion 
niedergeſetzt worden. 
Bitte um Emancipation der Stadt Dresden von 
dem allgemeinen Immobiliar-Brandcaſſen-Inſtitute, 
oder wenn ſolches nicht thunlich, um gänzliche Ab— 
änderung des Inſtituts. 
In Anſehung der Brandverſicherungs-Anſtalt genießt zwar 
die Stadt Dresden bereits dermalen inſofern eine Vergün— 
ſtigung, als ſie rückſichtlich der Verſicherungs-Summe der 
Häuſer weniger beſchränkt iſt. Es ſind jedoch wegen einer, 
dieſer Anſtalt zu gebenden andern Einrichtung bereits von 
den zuletzt verſammelten Ständen Vorſchläge geſchehen, die 
einer näheren Erörterung unterliegen und wird jedenfalls 
angemeſſener geſtaltet werden. 
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Bitte um Minderung der auf Brod, Fleiſch, Bier 
und innländiſchen Weinen aufliegenden Landes- und 
Stadt⸗ Abgaben. 
Die wegen der Kriegsſchulden beſtehenden ſtädtiſchen Abga— 
ben werden nur noch kurze Zeit erforderlich ſeyn, da die 
Schulden nach dem dermaligen Ertrage der Abgaben mit 
künftigem Jahre getilgt ſeyn werden. Um aber den Ein— 
wohnern ſchon jetzt eine Erleichterung zu verſchaffen, hat die 
Kommiſſion die Meinung des hieſigen Stadtraths vernom— 
men und es darauf für unbedenklich gehalten, bereits En 
Michaelis dieſes Jahres an 
1) die Abgabe von 1 pf. vom Pfunde Fleiſch, 
2) die auf dem innländiſchen Weine liegende Abgabe von 
12 gl. vom Eimer, ſo wie 
3) die Abgabe von den zum Gewerbe dienenden Pferden 
aufhören zu laſſen, wodurch aber allerdings der Termin zu 
gänzlicher Abzahlung um etwas hinausgeſchoben werden wird. 
In Anſehung des Geſuchs um Minderung der Landes- 
abgaben wird auf den ſpätern Punkt im Betreff der allge— 
meinen Landesangelegenheiten verwieſen. 


Bitte um Verbeſſerung des Kommunal- Stadt -Ar⸗ 

menweſens. 
Das Bedürfniß, der Armenverſorgung eine andere Einrichtung 
zu geben, iſt auch ſchon von den Behörden gefühlt und es ſind 
bereits Vorſchläge eingereicht worden, wodurch die Armen— 
verſorgung mehr in die Hände der Kommun gelegt und eine 
Vereinigung der verſchiedenen Wohlthätigkeits-Anſtalten mög— 
lichſt bezweckt werden ſoll. 


Bitte um Abſchreibung der decrementen, caduken 
und moderirten Kommunſteuerſchocke und Qua— 
tember. | 
Wegen ungangbarer, decrementer und caduker Schode iſt 
bereits bei der letzten Verſammlung von den Ständen Vor— 
ſtellung erfolgt, welche dermalen der Erörterung unterliegt. 
Die hierauf zu erwartende Entſchließung wird auch auf die 
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Kommun⸗Schocke jener Gattung Anwendung finden, In⸗ 
mittelſt iſt deren Aufziehung bereits ſiſtirt worden. 

Bitte um Aufhebung der Nationalgarde in ihrer bis— 

herigen Geſtaltung. 
Der angebrachten Bitte wegen Aufhebung der National: 
garde in ihrer jetzigen Geſtalt iſt Man bereits durch den 
Anſchlag vom 15ten September dieſes Jahres entgegen ge— 
kommen. 

Bitte um Repräſentation der Bürgerſchaft auf dem 

Landtage. 
Sr. Königl. Majeſtät und Sr. Königl. Hoheit der Prinz 
Mitregent ſind nicht abgeneigt, dieſen Wünſchen zu entſpre— 
chen, da ſie nicht unbegründet erſcheinen, können jedoch vor 
einer desfalligen Berathung mit den Ständen keine beſtimmte 
Reſolution ertheilen. 

Bitte um Abänderung der Fixation der Acciſe. 
Durch die Fixation der Acciſe hat Man theils eine Vermin— 
derung des Regie-Perſonals, theils eine Befreiung der Abs 
gabepflichtigen von läſtigen Regiemaasregeln und Kontrolen 
beabſichtigt. Indeſſen iſt die Regierung auf die hieraus an— 
dererſeits entſtehenden Nachtheile für die innere Induſtrie 
aufmerkſam gemacht worden und hat diesfalls, wie nach Be— 
finden die Fixation abzuſtellen, Erörterung durch die Lan— 
des-Oekonomie-Manufactur- und Kommerzien = n 
anbefohlen. 

Allgemeine Landes = Angelegenheiten betreffend. 
Was hiernächſt die vorgebrachten und bevorworteten Wün— 
ſche in Anſehung allgemeiner Landesangelegenheiten anlangt, 
ſo müſſen dieſt im Hauptwerke der Berathung und nach Be— 
finden, Uebereinkunft mit den Ständen vorbehalten bleiben 
und liegen auch über die Mehrheit derſelben ſtändiſche An— 
träge bereits vor, welche dermalen bei den Behörden erör— 
tert und bei dem Wiederzuſammentreten der Stände zur 
weitern Berathung gelangen werden. 
N Bitte um Aufhebung des Geleites und Umgeftaltung 
des Abgabeſyſtems überhaupt. 
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Wegen Aufhebung des Geleites iſt bereits den Ständen die 
Bereitwilligkeit erklärt und die Kommiſſion zur Berathung 
mit ſtändiſchen Deputirten niedergeſetzt worden. Was die 
Wünſche wegen der indirekten Abgaben überhaupt anlangt; 
fo ſtehen dieſe mit dem Handelsſyſtem in der engſten Ver- 
bindung und wird Sr. Königl. Majeſtät und Sr. Königl. 
Hoheit Beſtreben unabläſſig darauf gerichtet ſeyn, die aus 
dem zeitherigen Abgabeſyſtem etwa entſtehenden Nachtheile 
für den innern Verkehr zu beſeitigen. 

Bitte rückſichtlich des Aufwandes für den katholi— 

ſchen Kultus. 
Der Antrag, daß der Kultus der katholiſchen Kirche, der 
Aufwand für dergleichen Schulen und Hospitäler lediglich aus 
Königl. Kaſſen beſtritten werde, ſcheint — die Bürgerſchaft 
mag der Kommiſſion, die es aus vorgelegenen Quellen 
weiß, vertrauen — auf übertriebenen Gerüchten zu beruhen. 
Der Aufwand fuͤr dieſe Inſtitute wird zum Theil aus Stif— 
tungen und durch Beiträge von den katholiſchen Konfefjionss 
Berwandten beſtritten, worauf das Abſehen noch im erwei— 
tetern Maaße gerichtet werden wird. Auch werden die Ein— 
wohner der Stadt Dresden nicht vergeſſen, wie die Theil⸗ 
nahme Sr. Königl. Majeſtät an evangeliſchen Anſtalten ſich 
namentlich für die Reſidenz bewährt hat. Uebrigens kann 
man hierbei die Zuſicherung ertheilen, daß es niemals in 
dem Sinne der Regierung gelegen hat, dem Jeſuiten-Orden 
den Eingang in das Land zu geſtatten, noch weit weniger 
ihm eine Stätte einzuräumen. 

Bitte um Abänderung des zeitherigen Recrutirungs— 

ſyſtems. . 
Wegen einer Abänderung des Recrutirungs-Syſtems iſt 
bereits von den Ständen Vorſtellung geſchehen, die derma— 
len der Erörterung der Behörden vorliegt, und deren Re— 
ſultat den Ständen vorgelegt werden wird. 

Antrag auf Geſtattung der Preßfreiheit. 
Das Cenſur⸗Mandat vom Jahre 1812 ertheilt nur die zur 
Vermeidung eines Mißbrauches der Preßfreiheit nothwen— 
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digen Beſchraͤnkungen. Es wird aber durch die evangeli⸗ 
ſchen wirklichen Geheimen Raͤthe Aufſicht gefuͤhrt werden, 
daß die diesfallſigen Vorſchriften nicht uͤber die Gebuͤhr aus— 
gedehnt werden. 

Die Buͤrger und Einwohner Dresdens werden aus 
dieſer Beſcheidung entnehmen, daß die Kommiſſion und der 
hieſige Stadtrath moͤglichſt bemüht geweſen find, ihren Wuͤn— 
ſchen und Antraͤgen zu entſprechen. 

Dresden, den 18ten September 1830. 
Die zur Aufrechthaltung der oͤffentlichen Ruhe Allerhoͤchſt 
verordnete Kommiſſion. 


Johann, Herzog zu Sachſen. 


D. 


Die unterzeichneten Buͤrger und Einwohner von Neuſtadt— 
Dresden, denen heute die Beſchluͤſſe bekannt gemacht wur— 
den, welche die Hohe Kommiſſion in Erwiederung auf die 
Bitten und Wuͤnſche, welche von ihnen und fuͤr ſie unter 
dem 13ten September vorgelegt worden, gefaßt und geſtern 
bereits einigen aus unſerer Mitte bekannt gemacht hat, be— 
eilen ſich, im Drange ihrer Gefuͤhle ſie laut auszuſprechen. 
Die freimuͤthig dargebrachten Bitten und Wuͤnſche haben 
ein geneigtes Gehoͤr gefunden, und dieſes muß uns auffor— 
dern, mit gleicher Freimuͤthigkeit und mit innigſter Ueber— 
zeugung in Ehrfurcht unſere Dankbarkeit dafuͤr auszudruͤk— 
ken. Um das Vertrauen zu begruͤnden, zu erhalten, zu be— 
leben, zu verſtärken, giebt es kein ſicheres Mittel, als Of— 
fenheit, entbunden von allem Ruͤckhalt und Vorbehalt, 
dieſe haben wir in der uns gewordenen Antwort gefunden 
und dankbar anerkannt. Wenn es nicht möglich war, im 
Laufe weniger Tage, faſt moͤchten wir ſagen, nur Stun— 
den, alle unſere Bitten zu erfüllen, fo verbuͤrgt die reali⸗ 


firte Gewaͤhrung einiger fofortige Abhuͤlfe zulaſſenden Punkte 
die Wahrheit der Zuſicherung; daß auch da, wo ſogeich 
nicht abgeholfen werden konnte, bald und baldmoͤglichſt ab: 
geholfen werden wird. Dieſer Zuſicherung vertrauen wir 
mit gleicher Offenheit, in der ſie uns geſchehen, und, wenn 
uns allen der Argwohn immer fremd geblieben iſt, als ob 
ein Fuͤrſt von Saͤchſiſchem Haus, das ſeit Jahrhunderten 
in unſerm Vaterland regierte, etwas anderes als das Wohl 
der Sachſen wollen koͤnne, fo ſagen wir auch nun freimü- 
thig und mit Ueberzeugung, daß uns die feſte wohlbegruͤn— 
dete Gewißheit belebt, daß die dem Thron jetzt zunaͤchſt ge— 
ſtellten Maͤnner einem Mistrauen gegen ſie nicht Raum ge— 
ben, als ob ſie, im Geiſte unſerer Fuͤrſten fuͤr das Wohl 
des Vaterlandes ſtets zu handeln, jemals unterlaſſen koͤnn— 
ten. Vertrauen iſt das feſteſte und innigſte Band, welches 
den Bürger mit feinem Fuͤrſten und feinen Miniſtern ver 
eint, es ift uns geblieben und iſt uns geworden, von ihm 
gehen unſere Hoffnungen aus, daß dem Zeitgeiſt angemeſ— 
ſene Einrichtungen in Staatsverfaſſung und Staatsverwal— 
tung vorherrſchen werden. Wenn wir uns deſſen beſcheiden, 
daß mehrere unſerer Wuͤnſche deshalb eine ſofortige Erledi— 
gung durch deren Gewährung nicht erlangen konnten, weil 
es der Mitwirkung der Landſtaͤnde bedarf, ſo moͤge uns die 
Bitte geftattet ſeyn, daß die von uns empfohlenen ſchon 
vorhandenen landſtaͤndiſchen Antraͤge Beruͤckſichtigung und 
Gewährung finden moͤgen; von ihnen hängt in einem fo 
hohen Grade das Wohl des Staates ab, fuͤr ſie ſpricht ſo 
laut die Stimme des Volkes, die Stimme der Beſſern im 
Volke, daß man es nicht zudringlich finden kann und wird, 
wenn wir noch einmal dieſe Bitte wiederholen, und deren 
Gewaͤhrung feſt vertrauen. Mit regem Pflichtgefuͤhl, man 
kann und wird hierinnen keine Anmaaßung finden, haben 
wir, als die Erhaltung der Ordnung und Sicherheit es ge— 
bot, in eine Kommunalgarde uns geſtellt, und dankend 
werden wir es ſtets verehren, daß unſere Bemuͤhungen von 
der verordneten Hohen Kommiſſion mit Beifall aufgenom— 
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men wurden. Gern werden wir auch ferner, und, fo lange 
die Erhaltung der Sicherheit und Ordnung es gebietet, als 
treue Sachſen und als Ruhe liebende Bürger und Eins 
wohner von Neuftadt-Dresven keine Mühen ſcheuen, um im 
Verband einer Kommunalgarde dem allgemeinen Beſten zu 
nützen; allein, wenn ſchon wir es nicht rathſam finden, daß 
dieſer Verband jetzt aufgelißt werde, fo lange eine Einrich⸗ 
tung nicht getroffen worden iſt, die bürgerthümlich und im 
Beſitz eines gerechten Vertrauens an die Stelle der einmal 
nun, und zwar nicht ohne Grund, verhaßt gewordenen 
Polizei treten wird, jo iſt es doch unſer nicht zu mißbilli— 
gender Wunſch, daß der bisherige Dienſt beſchränkt werde, 
und eine mindere als die bisherige Zahl der täglich Dienſt— 
leiſtenden erfordere. Vertrauensvoll dürfen wir die Gewäh— 
rung auch dieſer Bitte entgegenſchen. 
Neuftadt = Dresden, den 19ten S 1830. 
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E. 


Die im Laufe der vergangenen Wochen an einigen Orten 
des Landes durch einzelne Uebelwollende verübten Exceſſe 
und ſtattgefundenen tumultuariſchen Auftritte haben Uns 
um ſo mehr mit ſchmerzlichem Bedauern erfüllt, als das 
Sächſiſche Volk unter allen Stürmen der Zeit die Liebe zur 
Ordnung und Ruhe ſtets bewährt hatte. Doch auch in die— 
ſer außerordentlichen Zeit hat ſich jener Grundzug des Na— 
tional⸗Charakters nicht verläugnet. Ihm vertrauend haben 
Wir die Beihülfe aller guten Bürger zur Wiederherſtellung 
der geflörten Ordnung in Anſpruch genommen. Der Erfolg 
hat dieſe Maßregel bewährt; Vertrauen hat Vertrauen 
erweckt; für den guten Zweck haben fi alle Gutgeſinnte 
vereinigt, und Wir fühlen uns beglückt, jetzt die öffentliche 
Verſicherung abgeben zu können, daß es der Vereinigung 
von treuem Bürgerſinn mit dem ernſten Wirken der Regie⸗ 
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rung gelungen iſt, die Ruhe des Landes überall herzuſtellen. 
Die von den Gutgeſinnten bei dieſer Gelegenheit vielfach 
ausgeſprochenen Wünſche haben die Ueberzeugung gewährt, 
daß eingreifende Verbeſſerungen in der Verfaſſung und Ver— 
waltung nothwendig ſind. In dieſer Abſicht iſt bereits eine 
neue Geſtaltung der ſtädtiſchen Verwaltung, die Bearbei— 
tung eines Plans für Landes-Verfaſſung und Repräſenta⸗ 
tion und die Erörterung eines zweckmäßigen ee 
angeordnet worden. 

Mit Ernſt, Sorgfalt und Beſonnenheit ſollen dieſe hoch— 
wichtigen Gegenſtände erwogen, ihr Einfluß auf Unſere 
Lande und Unterthanen geprüft, und wenn dieſer wohlthä— 
tig erfunden wird, raſch und kräftig zur Ausführung gebracht 
werden. Um aber dahin zu gelangen, bedarf es einer un— 
geſtörten Aufrechthaltung der geſetzlichen Ordnung. Wir 
ſind daher feſt entſchloſſen, jede Widerſetzlichkeit gegen Be— 
hörden, Mißhandlungen von Beamten, jedes Eingreifen in 
öffentliches Eigenthum, gewaltthätiges Erpreſſen von Ver— 
ſprechungen, und jede Störung der öffentlichen Ruhe und 
Sicherheit nach der vollen Strenge der Geſetze ahnden und 
wo nöthig mit militäriſcher Gewalt unterdrücken zu laſſen. 
Wir können der Erfolg dieſes Berfahrens nicht bezweifeln; 
denn wie Wir dabei keinen andern Zweck haben, als durch 
Vervollkommnung der Landesverwaltung das wahre Beſte 
und Wohlſeyn Unſerer Unterthanen dauernd zu begründen, 
und durch feſte Aufrechthaltung von Geſetz, Ruhe, Sitte 
und Orduung das Königreich Sachſen geachtet, geehrt, 
wohlhabend und kraftvoll nach Innen uud Außen zu machen; 
ſo halten Wir uns auch des gemeinſamen Mitwirkens Aller 
zu ſolchem Zweck im Voraus verſichert. 

Gegeben zu Dresden, den 5. Oktober 1830. 


Anton. Friedrich 1 
Bernhard Auguſt von Lindenau. 
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An E. Koͤnigl. Allerhoͤchſtverordnete Kommiſ⸗ 
ſion zu Leipzig. 


Ew. Excellenz und Wohlgeboren ſind die beklagenswerthen 
Ereigniſſe bekannt, welche vom 2. bis 4. d. M. die öffent⸗ 
liche Ruhe und Sicherheit unſerer Stadt auf eine bei uns 
beiſpielloſe Weiſe geſtört haben. Nur durch kräftiges, all— 
gemeines Zuſammentreten patriotiſch-denkender Männer und 
Jünglinge wurde es möglich, der in der Nacht vom 4. zum 
5. September eingeriſſenen völligen Anarchie zu ſteuern, und 
wenigſtens eine noch größere Verbreitung des Uebels, deſſen 
Gefahr mit jedem Tage geſtiegen war, am 6. September 
zu verhüten. Wir alle haben durch das, was wir in jenen 
bedenklichen Augenblicken thaten und noch thun, unſern 
Sinn für öffentliche Ordnung beurkundet, uns allen iſt 
nichts mehr fremd, als ein Auflehnen gegen beſtehende Ge— 
ſetze, denen wir ſelbſt wieder Autorität zu en bes 
müht geweſen find, 

Wenn daher wir, die unterzeichneten hieſigen Bürger, 
in gegenwärtigen Blättern Ew. ꝛc. einige mit obigen Er— 
eigniſſen vielleicht in einiger Verbindung ſtehende Klagen 
und Beſchwerden vorzutragen uns erlauben, ſo geſchieht es 
mit Rückſicht auf die von Ew. ꝛc. erlaſſene Aufforderung; 
es geſchieht in der innigſten Ueberzeugung, daß unfre Klas 
gen und Beſchwerden gerecht ſind; es geſchieht endlich mit 
der zuverſichtlichſten Hoffnung, daß unſere allerunterthänig— 
ſten Bitten bei Sr. Königl. Majeſtät gnadigſtes Gehör und 
Gewährung finden werden. 

Schon ſeit einer Reihe von Jahren hat der Wohlſtand 
unſerer Stadt ſichtbar gelitten. Die Hauptquelle unſeres 
Wohlbefindens, der Handel, hat ſich, durch ein Zuſammen⸗ 
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treffen von Ereigniſſen verſchiedener Art, theilweiſe von 
Leipzig entfernt; dieß hat unmittelbar und mittelbar auf 
den Bürger und Handwerker weiter fortgewirkt, denn Man— 
gel an Verdienſt hat den Reicheren zu möglichſten Erſparun— 
gen und Einſchränkungen genöthigt, die, ſo heilſam ſie für 
ihn ſelbſt ſind, doppelt nachtheilig auf den Arbeiter und 
Handwerksmann einwirkten, weil jener das herabgeſetzte 
Bedürfniß noch von auswärts billiger zu beziehen ſuchte. 
Unſere Meſſen, die ſonſt manchen den Nothbedarf des gan— 
zen Jahres verdienen ließen, der jetzt dieſes Verdienſtes 
beraubt iſt, haben, durch Mangel an Beſuchenden, Ein— 
kommen und Werth der Grundſtücke herabgeſetzt, und durch 
Ausdehnungen der Rechte auswärtiger Verkäufer, wodurch 
man dieſe vielleicht anzuziehen glaubte, hat man dem hie— 
ſigen Bürger ſeine Nahrungsquelle entzogen. 

Bei dieſem Mangel an Verdienſt für den Banter 
bei dieſem allgemein geſunkenen Wohlſtande des Bürgers, 
ſind nun alle ſeine Abgaben dieſelben geblieben, die er in 
früheren, glücklicheren Zeiten hatte. Unſere faſt unerſchwing— 
lichen Beiträge zur Tilgung der Stadtſchulden werden noch 
nach den Verhältniſſen früherer Jahre beigetrieben, die Ver: 
waltung des Kommunal- Vermögens iſt mit den Vortheilen, 
die fie ſtets Einzelnen gewährte, und mit den Mißbräus 
chen, die nach und nach eingeriſſen ſind, dieſelbe geblieben, 
nur die mit der Verwaltung beſchäftigten und von der Ver— 
waltungsbehörde abhängigen Perſonen brauchen ſich den all— 
gemeinen Einſchränkungen nicht zu fügen, nur ihr Einkom—⸗ 
men iſt das alte geblieben. Ja, es erfährt nicht einmal 
der Bürger, wie es eigentlich mit dieſer Verwaltung ſteht. 
Richtet er dagegen den Blick auf andere Städte unſeres 
Vaterlandes, ſo haben ſie ihre Kriegsſchulden ganz oder 
größtentheils bezahlt; ſieht er auf benachbarte Länder, ſo 
findet er überall reges Leben für zweck- und zeitgemäße 
Verbeſſerungen in der Verwaltung des Kommunal- Vermö— 
gens und überhaupt in den Kommunal = Angelegenheiten, 

Kann es daher wohl auffallen, wenn der hieſige Bürger, 
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der Hülfsquellen zur Verbeſſerung ſeiner Verhältniſſe be⸗ 
raubt, aber immer noch von denſelben Abgaben gedrückt, 
ſich fragt, ob nicht hier dieſelben Verbeſſerungen, wie ander- 
wärts, vorgenommen werden können? Verdient er nicht 
Entſchuldigung, wenn er auf die Urſachen feiner Unzufrie⸗ 
denheit hinweiſt, und ſeine Anſichten über Abſtellung der— 
ſelben ausſpricht? 5 
Geruhen Ew. ꝛc. uns in dieſer doppelten Beziehung 
Gehör zu verſtatten. i b 
Die Haupturſache der allgemeinen Unzufriedenheit, in 
welcher viele Beſchwerden Einzelner wieder ihren Grund 
ſinden, ſcheint in der nicht mehr zeitgemäßen Stellung 
des hieſigen Magiſtrats zu der Bürgerſchaft und in der 
einzig und alle in in ſeiner Hand ſich befindenden Verwal— 
tung und Verwendung des Kommunal- Vermögens zu lie- 
gen. Alle uns umgebende Länder, namentlich Preußen mit 
ſeiner Städte-Ordnung, alle Städte größern Umfangs, 
namentlich Hamburg und Frankfurt a M., gewähren dem 
Bürger ganz andere Rechte, als die hieſige Bürgerſchaft 
bisher genoſſen hat. Ueberall iſt ihm eine Concurrenz bei 
der Wahl derjenigen Perſonen geſtattet, in deren Haͤnde 
er den Schutz ſeiner theuerſten Intereſſen und Güter legt. 
Nur bei uns ergänzt der Magiſtrat ſich ſelbſt, der Ver— 
wandte zieht den Verwandten, der Freund den Freund in 
das Raths- Kollegium, und da jedes neue Mitglied nur 
dem Magiſtrate ſeine Aufnahme verdankt, ſo kann — es 
iſt dieß zu ſehr in der menſchlichen Natur gegründet — bei 
Erfüllung der Obliegenheiten der einzelnen Mitglieder, die 
Rückſicht für das Wohl des Bürgers gar zu leicht wenig— 
ſtens in den Hindergrund treten. Wir beſcheiden uns gern, 
daß der gewöhnliche Bürger nicht berufen iſt, bei der Wahl 
ſolcher Magiſtratsmitglieder zu concurriren, deren Geſchäfte 
Kenntniſſe vorausſetzen, die er nicht beurtheilen kann. Allein 
jeder Bürger unſerer Zeit verſteht es mehr oder minder zu 
prüfen, ob der oder jener Mitbürger zur Führung der Auf— 
ſicht über ein ſtädtiſches Inſtitut, über eine öffentliche Caſſe, 
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über Verwaltung von Landgrundſtücken und Forſten, oder 
zur Leitung öffentlicher Bauten fähig ſei, oder nicht. Nur 
eine ſolche durch allgemeine Wahl anerkannte Befähigung, 
durchaus aber keine weitere Rückſicht, ſollte zur Aufnahme 
in das Magiſtrats- Collegium qualificiren, und da ſich jene 
Kenntniſſe und Fähigkeiten nicht einzig und allein in dem 
Kaufmannsſtande finden, ſo liegt es ſchon in dem durch die 
Natur ſelbſt gegründeten Rechte, daß die Wählbarkeit für 
Aemter, welche die Beſorgung von Geſchäften obiger Art 
zum Zwecke haben, ſich nicht blos auf den Kaufmanns— 
ſtand, ſondern auf die ganze Bürgerſchaft beziehen ſollte. 
Die Einrichtung, nach welcher dieſe Wahl nur aus Mit— 
gliedern der Kaufmannſchaft erfolgt, verdanken wir einer 
längſt entſchwundenen Zeit, einer Zeit, wo zwiſchen dem 
Kaufmannsſtande und den übrigen Ständen der Bürger— 
ſchaft ein ganz anderes Verhältniß ſtatt fand, als jetzt. 
Was nun namentlich die Verwaltung des Kommunal- 
Vermögens mit Einſchluß des ſtädtiſchen Schulden-Weſens 
anlangt, ſo liegt der Grund der Unzufriedenheit des Bür— 
gerſtandes theils in ſeiner Ausſchließung von der Theilnahme 
an der Verwaltung, theils in dem Mangel an Deffent- 
lichkeit, theils in einzelnen dabei eingeriſſenen 9 Miß bräuchen. 
Es wird jetzt nicht zum erſten Male über die Ausſchlie— 
ßung des Bürgers von der Verwaltung des Kommunal— 
Vermögens geklagt. Schon vor Jahren hat unſere väter— 
liche Regierung uns das Inſtitut der Kommun = Repräjens 
tanten verliehen. Aber es finden ſich weder in der Art und 
Weiſe, wie die Wahl dieſer Männer erfolgt, noch in dem 
ihnen vorgezeichneten Wirkungskreiſe eine Gewähr für Ver— 
tretung der Rechte der Bürger. Die Wahl geht gar 
nicht direct von dem Bürgerſtande aus, denn nicht die Bür— 
gerſchaft ſelbſt wählt die Wahlmänner. So lange unſere 
Kommun-⸗Repräſentanten nicht vollſtändig von uns ſelbſt 
gewählt werden, können ſie nicht das ſeyn, was ſie ſeyn 
ſollen. Sie bleiben, wenn wir nicht auch die Wahlmänner 
ernennen, nur uns von anderwärts zugeordnete Werthei— 
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diger, find aber nicht Vertreter unſerer Rechte. Nur 
durch eigene Wahl kann ſich das Vertrauen ausſprechen, 
und nur das allgemein ausgeſprochene Vertrauen iſt wie— 
der für den Bürger die ſicherſte Garantie, der Ge— 
wählte werde, mit Aufopferung aller ſonſtigen Intereſſen, 
dieſes Vertrauen rechtfertigen. a 

Der Wirkungskreis unſrer Kommun-Repräſentanten aber 
iſt, nach den eigenen Beſtimmungen des dießfallſigen Regu— 
lativs nur ein berathender, nirgends können ſie ſelbſt han— 
delnd eingreifen. Daher konnte manches Gute von ihnen 
wohl zur Sprache gebracht werden, aber es trat, da die 
Ausführung nur vom Magiſtrate abhing, nie oder nur ſelten 
in das Leben. Dieß widerſtreitet nun aber geradezu dem 
Begriffe einer Vertretung. Hat die Bürgerſchaft einmal 
Rechte rückſichtlich des Kommunal-Bermögens, fo müffen 
auch die Vertreter handelnd dieſe Rechte in Obacht neh— 
men können. Können ſie dieß ſchon vermöge des ihnen ge— 
ſetzlich vorgezeichneten Wirkungskreiſes nicht, ſo werden auch 
obige Rechte den Bürgern ganz abgeſprochen, und die Thä— 
tigkeit unſerer Vertreter verliert ſich in leere ſchriftliche Dis— 
cuſſionen. | | 

Die Bürgerſchaft findet ferner einen Grund ihrer Be— 
ſchwerden in dem Mangel an Oeffentlichkeit rückſichtlich der 
Verwaltung. Welche Gründe kann es geben, eine gute 
Sache, die für jedes Mitglied des hieſigen Bürgerftandes 
das höchſte Intereſſe hat, geheim zu halten? Man hat 
wohl hin und wieder einen und den andern ſich auf das 
Ausland und auf unſere Meſſen beziehenden Grund ange— 
führt; man hat auch wohl behauptet, es ſei für Kriegs- 
zeiten eine weiſe Maasregel, unſere Hülfsquellen geheim 
zu halten. Allein ſollte wohl der fremde unſere Meſſen be— 
ſuchende Kaufmann das, was er zu Tilgung unſerer Kriegs- 
ſchulden beiträgt, und was er ſonſt an Abgaben entrichtet, 
weniger leicht geben, wenn er unſere Einnahmen und Aus- 
gaben kennt? Er entrichtet das, was er giebt, nicht mit 
der mindeſten Rückſicht auf uns, ſondern, weil die Ent- 
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richtung Bedingung ſeines Gewinnes iſt. So lange ihm 
dieſer bleibt, wird er unſere Meſſen beſuchen, und das, 
was er zu zahlen hat, zahlen, er mag Kenntniß von unſern 
Einnahmen haben, oder nicht. Das Ausland wird in Be— 
ziehung auf Beſchränkungen unſeres Handels eben ſo wenig 
Rückſicht auf unſere größern oder geringern Hülfsquellen 
nehmen, denn welche Politik follte wohl bei ihren Einrich⸗ 
tungen Vortheile oder Nachtheile des Auslandes in Betracht 
ziehen? Das Geheimhalten unſerer Hülfsquellen für Kriegs- 
zeiten endlich anlangend, ſo könnte man vielleicht aus der 
bisherigen Erfahrung gerade den entgegengeſetzten Schluß 
machen. Man könnte annehmen, gerade das Verheimlichen 
unſeres Stadthaushaltes habe nur eine noch größere Idee 
von unſern Hülfsquellen erzeugt, und uns die unerſchwing— 
lichen Kriegslaſten aufgebürdet, von denen noch jetzt unſere 
27 Millionen Stadtſchulden herrühren, denn andere Städte 
Sachſens haben ja ihre Kriegsſchulden ganz oder zum Theil 
bezahlt. — N 

Alle für das Geheimhalten unſeres Stadthaushaltes an— 
geführten Gründe dürften nur ſcheinbar ſeyn, und wenn es 
ja dergleichen giebt, ſo werden ſie von den Vortheilen, die 
aus der Oeffentlichkeit entſtehen, weit aufgewogen. Iſt 
in den Rechnungen alles ſo, wie es ſeyn ſoll, ſo wird durch 
Veröffentlichung derſelben nur das allgemeine Vertrauen zu 
der Verwaltungsbehörde befeſtigt, und unſere Stadtſchul— 
denſcheine erlangen einen noch größern Kredit, als ſie ſchon 
haben. Es wird aber auch durch öffentliche Rechnungs-Ab— 
legung die Verwaltung ſelbſt öffentlicher Beurtheilung unter— 
worfen, und dieſe iſt die beſte Controlle für die Verwal— 
tung ſelbſt. Es wird jedem Bürger Gelegenheit gegeben, 
ſich mit ſeines Gleichen über Einzelnheiten der Verwaltung 
zu beſprechen, und das, was erheblich ſcheint, durch die 
Repräſentanten an die Verwaltungsbehörde zu bringen. Es 
kann ſo nur Mißtrauen beſeitigt, Unzufriedenheit unter— 
drückt, und Gemeinſinn geweckt und erhalten werden. 

Wir müſſen nnn leider zu einzelnen bei der Verwaltung 
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der Kommunal- Angelegenheiten eingeriſſenen Mißbräuchen 
und Beſchwerden übergehen. 


Die erſte derſelben finden wir in der Verwaltung und 
Ordnung unſeres Stadtſchuldenweſens, zuſammengeſtellt mit 
denjenigen Ausgaben, welche ſeit Einführung des Stadt— 
ſchulden⸗Tilgungsplanes für andere Zwecke gemacht worden 
ſind. So lange der Bürger noch von den kaum erſchwing— 
lichen directen Beiträgen zu Tilgung der Kriegsſchulden 
gedrückt iſt, hätten wohl ſolche koſtſpielige Bauten, wie ſie 
in den letzten Decennien vorgekommen ſind, entweder ganz 
unterbleiben, oder doch weniger koſtſpielig ausgeführt, und 
wenn die Stadtkaſſen die dazu erforderlichen Summen her— 
gaben, letztere ganz oder theilweiſe zu Tilgung der Stadt— 
ſchulden verwendet werden ſollen. Da uns die Rechnungen 
nicht vorliegen, fo können wir hier nicht auf alle Einzeln⸗ 
heiten eingehen, berufen uns aber auf das neue Waage— 
gebäude, das neue Reitſtallgebäude, das neue Forſthaus bei 
Lindenau, das Halleſche Thor, den Ausbau der Bürger— 
ſchule und das Stockhaus. Alle dieſe Bauten, die hundert 
Tauſende gekoſtet haben, ſind in einem kurzen Zeitraume 
hintereinander ausgeführt worden, zu Zeiten, wo gerade die 
Stadtſchulden beim abnehmenden Wohlſtande des Bürgers 
drückender zu werden anfingen. Welcher von ältern Bewoh- 
nern Leipzigs erinnert ſich wohl einer Zeit, wo bei einer 
weit geringern Schuldenlaſt, eine ſolche Menge bedeutender 
öffentlicher Bauten ſo unmittelbar auf einander gefolgt wä— 
ren? Unſere Kommun⸗Repräſentanten, die bisher, in Folge 
des beſtehenden Regulativs, nur dann von neuen Bauen 
etwas erfuhren, wenn dieſelben die Summe von 10,000 
Thalern erreichten, haben häufig Vorſtellung gethan, aber 
vergebens; ja man hat ſogar größere Baue vorgenommen, 
und die Koften, damit fie obige Summe nicht in einem Jahre 
überſtiegen, auf mehrere Jahresrechnungen vertheilt, und 
ſo die Beſtimmung des Regulutivs willkührlich ausgelegt. 
Welche Erleichterung hätte der Bürger gehabt, wenn, ſtatt 
ſolche koſtbare, nur Einzelnen Nutzen bringende Baue aus⸗ 
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zuführen, die dazu vorräthigen Summen zur theilweiſen Til⸗ 
gung unſerer Stadtſchulden verwendet worden wären? Man 
iſt aber in der neueſten Zeit mit andern Ausgaben aus den 
Stadtkaſſen ſogar ſo weit gegangen, daß nicht einmal der 
ſchon in einer Aufforderung vom 29. Juli 1808 für den 
Stadtſchulden-Tilgungs-Fond zugeſicherte jährliche Beitrag 
von 24,000 Thalern aus den Stadtkaſſen hat bezahlt wer— 
den können, und einzelne von uns wollen behaupten, daß 
dieß ſchon in frühern Zeiten öfter der Fall geweſen ſei. Es 
iſt gewiß unter dieſen Umſtänden ein ſehr wohl begründetes 
Verlangen, wenn die Bürgerſchaft eine öffentliche Vorlegung 
und genaue Reviſion aller dießfallſigen Rechnungen ſeit Erz 
richtung des ganzen Schulden-Tilgungsplanes fordert? Sol— 
len denn noch unſere entfernteſten Nachkommen von den 
Folgen der neueſten Krieges-Jahre gedrückt werden? Haben 
ſich denn diejenigen Magiſtrats-Mitglieder, die nach 1806 
den Schulden - Tilgungsplan entwarfen, ſo ſehr ver— 
rechnet? — 

Einen andern Grund zur Beſchwerde findet die Bürger— 
ſchaft in der ſogenannten Fix-Acciſe. Von dieſer fließt eine 
beſtimmte Summe in Königl. Kaſſen, der bei weitem größte 
Betrag aber iſt dem Tilgungs-Fond der Leipziger Stadt— 
ſchulden überwieſen. Deßhalb wird die Abſchätzung und 
die Anlegung der einzelnen Individuen hauptſächlich von De- 
putirten des Magiſtrats beſorgt. Allein in dieſer Abſchätzung 
und Anlegung herrſcht große Willkühr, und es exiſtiren eine 
Menge Individuen, die ſchon Jahre lang ihren eignen Haus— 
ſtand und Familie haben, ohne daß ſie zur Mitleidenheit 
gezogen worden ſind. Durch eine genauere Kontrolle dieſer 
Abgabe und durch gleichmäßigere Abſchätzung hätte ſchon 
längſt dem Schuldentilgungs-Fond ein weit größerer Ertrag 
zugewendet werden können. 

Eben ſo beſchweren ſich, rückſichtlich der directen Bei— 
träge der Bürger zu dem Stadtſchulden-Tilgungs-Fond, die 
Grundſtücksbeſitzer über den Maasſtab, nach welchem von 
den nichtanſäſſigen Kontribuenten die Beiträge eingezogen 
werden. Letztere richten ſich nach der Höhe des Miethzin— 
ſes, den der nicht anſäſſige Einwohner für ſein Logis bezahlt, 
und der Hausbeſitzer, der ſeinen Beitrag vom Werthe ſeines 
Grundſtücks entrichtet, klagt wohl nicht ohne Grund dar— 
über, daß ſo eine doppelte Laſt auf ihm ruhe, denn er 
behauptet, daß ſeine Miethleute, die von dem Miethzins— 
Quantum zu errichtende Abgabe ſtets bei Eingehung des 
Miethcontractes mit in Anſchlag bringen, und um fo viel 
weniger Miethe zahlen wollen, als ſie Beitrag an den 
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Schulden⸗Tilgungs⸗Fond entrichten. Dieſe Anſicht iſt bei 
kleinern Logis nicht fo unwichtig, als fie für den erſten An= 
blick erſcheint, denn der gemeine Mann kennt den Zufam= 
menhang nicht, und ſteht in der Meinung, er zahle dieſe 
Abgabe für den Hausbeſitzer. Eine Abänderung des Maas— 
ſtabes, nach welchem nicht angeſeſſene Einwohner ihre direc— 
ten Beiträge zur Tilgung der Stadtſchulden zu entrichten 
haben, wird daher von den Hausbeſitzern eben ſo dringend 
gewünſcht, als überhaupt eine Reviſion und Aenderung der 
Principien nothwendig erſcheint, nach welchen die directen 
Beiträge der ganzen Einwohnerſchaft zu dem Schulden = Zil- 
gungs⸗Fonds zu entrichten find, wobei auf Herabſetzung die— 
ſer Beiträge möglichſte Rückſicht zu nehmen wäre. f 

Ferner finden die hieſigen Bürger in Beziehung auf die 
Abgaben überhaupt eine Beſchwerde-Urſache in der ungleich— 
mäßigen Vertheilung derſelben zwiſchen Stadt und Vorſtadt, 
ſo wie zwiſchen eigentlichen Bürgern und wohlhabenden 
Schutzverwandten, oder ſolchen Einwohnern, die ſonſt ein 
einträgliches Gewerbe treiben, ohne Bürger zu ſeyn. Das 
ſogenannte Wachgeld z. B. iſt blos von den Bürgern der 
innern Stadt, nicht aber von Hausbeſitzern in den Vorſtäd⸗ 
ten, oder von den in letztern wohnenden Bürgern bezahlt 
worden, obſchon jetzt zwiſchen Stadt und Vorſtadt faſt gar 
kein Unterſchied mehr iſt, und die bisher für das Wachgeld 
erhaltenen Stadtſoldaten für die Vorſtädte eben fo gut vor⸗ 
handen waren, als ſür die innere Stadt. 

Was die Regie der ſtädtiſchen Abgaben anlangt, ſo iſt 
dieſelbe viel zu ſehr in einzelne Zweige geſpalten, und 
könnte ſehr vereinfacht werden. Eine einzige Einnahmebe— 
hörde für alle Abgaben der Bürger, die jetzt mancher an 
6 bis 7 verſchiedene Einnahmen zu verſchiedenen Zeiten be— 
zahlt, würde, durch Erſparung einer Menge Beamter, die 
bei nicht voller durch unnöthiges Rechnungsweſen herbeige— 
führter Arbeit, theuer bezahlt werden, und kaum hinläng⸗ 
lich beſchäftigt ſind, eine ſehr bedeutende Summe jährlicher 
Regie ⸗Koſten in Wegfall bringen, und den Contribuenten 
vieler Weitläufigkeiten überheben. Hierdurch aber würde 
dem Tilgungs-Fonds unſerer Stadtſchulden ein bedeutendes 
Kapital zufließen können. 

Namentlich iſt aber auch eine zweckmäßigere nicht mit 
bisherigen Mißbräuchen verbundene Benutzung der Kommu— 
nalgrundſtücke dringendes Bedürfniß. Mehrere von uns be— 
haupten, daß einzelne Grundſtücke der Kommun gerade nur 
die Verwaltungskoſten decken. Dieſe ſollten doch wohl ver— 
äußert und der Erlös zu Tilgung von Stadtſchulden ver— 
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wendet werden. Eine Menge ſehr bedeutender Kommunal⸗ 
Güter, namentlich in und bei der Stadt, befinden ſich in 
den Händen einer einzelnen Perſon pachtweiſe. Dieſer Pach— 
ter iſt rückſichtlich der einzelnen ihm überlaſſenen Grund— 
ſtücke zugleich Oeconom, Getreidehändler, Müller, Bäcker 
und Holzhändler. Abgeſehen davon, daß wenigſtens fünf 
verſchiedene Perſonen von dieſen Grundſtücken ihr reichliches 
Auskommen haben würden, und, weil ſie den einzelnen 
Pachtungen mehr Sorgfalt widmen könnten, auch im Stande 
wären, größere Pacht-Quanta zu bezahlen, würden auch 
durch Trennung obiger Pachtungen eine Menge Ungebühr— 
niſſe und Umgehungen geſetzlicher Dispoſitionen abgeſtellt 
werden, die für ganze Klaſſen hieſiger Bürger die drückend— 
ſten Folgen haben. Wir können hier nicht in einzelne Détails 
dieſer Ungebührniſſe eingehen, werden aber dieſelben erfor— 
derlichen Falls jeder Zeit vorlegen und beweiſen. Jene 
Verbindung ſo vieler Pachtungen in einer Perſon könnte 
nicht vorkommen, wenn das Verpachten wirklich an den 
Meiſtbietenden erfolgte. 

Ganz ohne alle Revenue für die Kommun-Kaſſen find 
die bei den Kommun-Grundſtücken und Rittergütern be— 
findlichen Jagden; ja, es verlautet ſogar, daß die Jagden 
Geldzuſchüſſe nöthig haben. Der Ertrag der Reviere geht 
einzig und allein den einzelnen Magiſtrats- Mitgliedern zu 
Gute, denn es beſteht leider die Einrichtung, daß gar kein 
Verkauf von Wildpret vorkömmt, ſondern daß daſſelbe nur 
an die Mitglieder und Beamten des Rathes vertheilt wird. 
So ſind denn freilich ſogar Faͤlle vorgekommen, wo die 
Foͤrſter ſo bedeutende Quantitaͤten Wildpret eingeliefert ha— 
ben, daß eine Konſumtion deſſelben unmoͤglich geweſen iſt. 
Aber auch hier iſt ein Verkauf nicht eingetreten. Giebt es 
nun ſchon wegen der Forſtnutzung Gründe, die ein Ver— 
pachten der Jagden nicht zweckmaͤßig erſcheinen laſſen, ſo 
gehören doch einzelne Jagden zu den Kommun-Ritterguͤ— 
tern, bei welchen ſich gar keine Forſtnutzungen befinden, 
und dieſe ſind jeden Falls, wenn ſich im Betreff der uͤbri— 
gen Reviere obige Gruͤnde als ausreichend bewaͤhren, zu 
verpachten, auch im Betreff der Wildnutzungen der uͤbrigen 
Jagden Einrichtungen zu treffen, wodurch die Revenuen 
der Stadt = Kaſſe zufließen. 

Mit der Verwaltung und Benutzung der Kommunale 
Grundſtuͤcke ſteht noch eine beſondere Beſchwerde in Betreff 
des hieſigen Johannis- Hospitals in Verbindung. Ueber 
die Einkuͤnfte dieſer zur Stadt gehoͤrigen milden Stiftung 
ift niemals unſern Kommun-Repraͤſentanten eine Berech— 
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nung vorgelegt worden, eben fo wenig, als über die Vers 
waltung des Vermoͤgens anderer milden Stiftungen, mit 
Einſchluß der Kirchen. Ueber die Verbindlichkeit des Ma— 
giſtrates, zu den das Vermoͤgen der Kirchen betreffenden 
Rechnungen wenigſtens die kirchliche Behoͤrde zuzuziehen, 
ſoll ſogar ſchon ein Menſchenalter dauernder Prozeß anhaͤn— 
gig ſeyn. Und doch ſind es gerade einzelne Revenuen des 
Johannis- Hospitals, die den Bürger auf das Empfindlich— 
ſte druͤcken. Es exiſtirt wohl keine Stadt in Deutichland, 
wo die Beerdigung eines Verſtorbenen mit ſo uͤbertriebenen 
Koſten verbunden waͤre, als in Leipzig. Eine nur einiger— 
maaßen anſtaͤndige Leichenbeſtattung kann unter 150 bis 
200 Thalern gar nicht vor ſich gehen. Ein ſehr großer 
Theil der dießfallſigen Ausgaben aber iſt Einnahme des 
Sohannis = Hospitals. Ihm muß nicht nur die Befugniß 
zur Beerdigung ſelbſt, ſondern auch die Konceffion für be— 
ſondere Gattungen von Saͤrgen bezahlt werden; und wol— 
len die Angehoͤrigen dem Verſtorbenen noch ein beſonderes 
Denkmal ſetzen, das Grab durch ein Gelaͤnder einſchließen, 
durch einen Blumenſtock, oder ſonſt, ſchmuͤcken, ſo muͤſſen 
fie dieſe Erlaubniß, obſchon das Grab ſelbſt bereits bezahlt 
iſt, noch mit ſchwerem Gelde erkaufen; alle dieſe Koncef- 
ſionskoſten fließen nebſt einer Menge anderer durch die emi— 
nenteſten Uebertheuerungen, namentlich durch den Verkauf 
von Lehm, Kies und Sand aus der einzigen bei Leipzig bes 
findlichen, dem Johannis- Hospitale gehörigen, Sandgrube 
gewonnenen Einnahmen in die Kaffe des Johannis-Hospi— 
tals, ohne daß jemand erfaͤhrt, wozu dieſe Kaſſe eigentlich 
verwendet wird. Nur fo viel iſt bekannt, daß das Johan— 
nis = Hospital ſehr bedeutende, hypothekariſche Kapitalien 
ausgeliehen hat, und deren alle Jahre ausleihet. Man 
haͤuft alſo hier Maſſen von Geld zuſammen, waͤhrend man 
den Bürger, der ohnedieß unter der Laſt ſeiner Abgaben 
ſeufzt, diejenigen Dinge auf das Theuerſte bezahlen laͤßt, 
die billig jedem umſonſt gewaͤhrt werden ſollten. 

Endlich bezieht ſich noch eine beſondere Beſchwerde der 
Buͤrgerſchaft auf die große Zahl der Magiſtratsbeamten, 
auf die Ungleichmaͤßigkeit in Beſoldung derſelben, und auf 
einen ſchon ſeit langer Zeit eingeriſſenen Mißbrauch bei Bez 
ſetzung derjenigen Subalternen-Stellen, die keine gelehrte 
Bildung erfordern. Die Buͤrgerſchaft iſt der Meinung, daß, 
bei Vereinfachung der Verwaltung und des Rechnungswe— 
ſens, und bei gehoͤriger Kontrolle der Beamten, die Zahl 
der letztern beſchraͤnkt, und hierdurch, auch wenn ihnen die 
zu einem ſtandesmaͤßigen Leben erforderlichen, theilweiſe ſo— 
gar zu erhoͤhenden, fixen Gehalte ausgeſetzt würden, noch 
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eine nicht unbedeutende Summe für die Kommunal- Ver: 
waltung jaͤhrlich gewonnen werden koͤnnte. Gar ſehr aber 
beklagen die Buͤrger, daß bisher die Subalternen-Stellen 
der obigen Art faſt nie durch Buͤrger, obſchon dieſe derglei— 
chen Poſten haͤtten verſehen koͤnnen, ſondern immer nur 
durch Individuen beſetzt worden ſind, welche nicht zur Buͤr— 
gerſchaft gehören, wohl aber einem oder dem andern Mit: 
gliede des Magiſtrates aus irgend einem Grunde nahe ge— 
ſtanden haben. 

Die bisher angefuͤhrten Umſtaͤnde enthalten wohl die 
Haupturſachen, die eine ſo allgemeine Unzufriedenheit her- 
beigefuͤhrt haben, und die dem Einzelnen eben ſo druͤckend, 
als dem Ganzen unheilbringend geweſen ſind. Sie ſind lei— 
der zu wichtig, als daß wir es nicht wagen ſollten, Ew. 
zc. noch in wenigen Zeilen unſere ſubmiſſeſten Anſichten 
uͤber die moͤgliche Abſtellung ehrerbietigſt vorzulegen. 

Nach unferm Dafuͤrhalten duͤrfte kuͤnftighin: 


4 I. 
ruͤckſichtlich des bisherigen Wirkungskreiſes unſeres Ma⸗ 
giſtrates eine gaͤnzliche Trennung der Juſtizpflege von der 
Verwaltung und von denjenigen Theilen der polizeilichen 
Aufſicht, die bisher noch beim Magiſtrate geblieben waren, 
anzuordnen ſeyn, dergeſtalt, daß die Juſtizpflege in allen 
ihren Theilen, wie bisher, von dem Magiſtrate beſorgt und 
verwaltet wuͤrde. Dagegen duͤrfte 
II. 
die Verwaltung und Leitung aller Communal-Verhaͤlt— 
niſſe, ſo wie diejenige polizeiliche Aufſicht, die bis jetzt noch 
beim Magiſtrate war, gemeinſchaftlich von dem Magiſtrate 
und der Buͤrgerſchaft, und zwar in Betreff der letzteren, 
durch eine beſtimmte Anzahl aus ihrer Mitte erwaͤhlter 
Stadtverordneter, oder Kommun-Repraͤſentanten, zu be— 
ſorgen und zu uͤbernehmen ſeyn. Dieſe Verwaltung und 
Leitung wuͤrde ſo einzurichten ſeyn, daß 


1. 
die einzelnen Zweige derſelben einzelnen Deputationen 
des Magiſtrates und der Stadtverordneten oder Kommun— 
Repraͤſentanten uͤbergeben wuͤrden. 
2. 
daß dieſe Deputationen aus einem oder einigen Mitglie— 
dern des Magiſtrates, der groͤßere Theil aber aus Kom— 
munrepraͤſentanten beſtuͤnde, und in ihnen zwar das oder 
ein Mitglied des Magiſtrates den Vorfitz fuͤhrte, jedes Mitglied 
der Deputation aber eine gleiche Stimme, jedoch bei gleicher 
Anzahl der Stimmen der Vorſitzende die Entſcheidung haͤtte; 
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» 3. N 

daß eine jede dieſer Deputationen in Beziehung auf Re— 
chenſchaft und Rechnungs-Ablegung wieder der ganzen Kom— 
mun⸗Repraͤſentantſchaft verantwortlich wäre, welche dieſe 
Rechnungen noͤthigen Falls durch einen aus ihrer Mitte ge— 
wählten Ausſchuß, unter Vorſitz eines Magiſtrats-Mit— 
gliedes, zu unterſuchen und zu pruͤfen berechtigt waͤre. 


Vor dieſe einzelnen Deputationen wuͤrde, mit Aufhe— 
bung des ohnedieß ſehr ſchwankenden Unterſchiedes zwiſchen 
Kaͤmmerei⸗ und Kommunal- Vermögen, namentlich die Ver— 
waltung aller zur Stadt gehoͤrigen Grundſtuͤcke und Rit— 
terguͤter, mit Einſchluß der milden Stiftungen, aller For— 
ſten uud Jagden, die Leitung und Aufſicht über die fonftigen 
ſtaͤdtiſchen Einnahmen, insbeſondere aber auch die Regulirung 
des Stadtſchuldenweſens, ſo wie des Armenweſens, gehoͤren. 


5. 

Die zu dem Ende aus der Mitte der Buͤrgerſchaft und 
zwar nach — von den angefeffenen und nach e von den 
nichtangeſeſſenen Einwohnern, durch vorher von der gan— 
zen Buͤrgerſchaft ernannte Wahlmaͤnner, zu erwaͤhlenden 
Kommun⸗-Repraͤſentanten aber, deren Zahl nicht unter 60 
und nicht uͤber 100 betragen duͤrfte, wuͤrden ihrer Stellung 
nach berechtigt ſeyn, die Buͤrgerſchaft in allen Angelegen— 
heiten zu vertreten, und letztere fuͤr ſie zu beſorgen, ſtatt 
der Buͤrgerſchaft verbindliche Erklärungen abzugeben, die ftäd- 
tiſchen Abgaben und Leiſtungen unter die Einwohner zu verthei— 
len, neue Gehalte und ſonſtige Abgaben, ſo wie Verpfaͤndung 
und Veraͤußerung ſtaͤdtiſcher Grundſtuͤcke zu verwilligen. 


Alle Rechnungen über Kommunal = Angelegenheiten wuͤr⸗ 
den kuͤnftig mit dem Schluſſe eines jeden Rechnungsjahres 
öffentlich durch den Druck bekannt gemacht werden, mit 
dieſer Bekanntmachung aber eine weitere Verantwortliche 
keit der Repraͤſentanten gegen die Buͤrger, denen es ſtets 
frei ſtehen muͤßte, ihre Anſichten uͤber die Verwaltung durch 
die Repraͤſentanten den Deputationen mitzutheilen, aufhoͤren. 


wir 

Die Zuordnung von Magiſtrats- Mitgliedern zu den 
Deputationen wuͤrde permanent, die der einzelnen Kom— 
mun⸗Repraͤſentanten aber nur temporär und wechſelnd 
ſeyn, die durch den Ted oder ſonſt erledigte Stelle eines 
ſolchen zugeordneten Magiſtrats- Mitgliedes aber würde der— 
geſtalt wieder beſetzt werden, daß die ganze Kommun-Re⸗ 
praͤſentantſchaft drei Kandidaten dem Magiſtrate in Vor— 
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ſchlag braͤchte, und dieſer dann eins aus dieſen drei Indivi⸗ 
duen waͤhlte, welchem, nach vorhergegangener Pruͤfung, 
die vakante Stelle vom Magiſtrate ertheilt wuͤrde. 


Um eine ſichere Ueberſicht für ſucceſſive Abzahlung der 
Stadtſchulden zu haben, wuͤrde fuͤr jedes Jahr ein Budget 
vom Magiſtrate und den Repraͤſentanten gemeinfchaftlich 
auszuarbeiten ſeyn. 


9. 
UẽUeber entſtehende Differenzen zwiſchen dem Magiſtrate 
und den Repraͤſentanten wuͤrde Einer hohen Landesregie— 
rung die Entſcheidung zuſtehen. 

In vorſtehenden Punkten liegen die Grundzüge einer 
Staͤdte⸗Ordnung, wie fie jetzt namentlich im Königreiche 
Sachſen dringendes Beduͤrfniß geworden iſt. Es iſt eine 
ſolche nicht nur Wunſch jedes einzelnen Mitgliedes der hie⸗ 
ſigen Kommun, ſondern dieſen Wunſch theilen auch die 
uͤbrigen Staͤdte unſeres Vaterlandes. Sie wuͤrde alle jetzt 
ausgeſprochenen Klagen zuruͤckweiſen, ſie wuͤrde das gegen— 
ſeitige Vertrauen zwiſchen Behoͤrden und Einwohnern — 
die Grundbedingung alles buͤrgerlichen Wohlbefindens — 
wieder hervorrufen, von Neuem befeſtigen und erhalten, 
ſie wuͤrde Gemeinſinn unter alle Individuen des ſtaͤdtiſchen 
Verbandes bringen, weil auch der Geringſte fuͤhlen wuͤrde, 
daß er zum Ganzen gehoͤrt, und ſie wuͤrde ſo noch bis auf die 
ſpaͤteſten Nachkommen die ſegensreichſten Folgen verbreiten. 

Die Hoffnung der hieſigen Buͤrgerſchaft, auf Gewaͤh— 
rung ihrer allerunterthaͤnigſten Bitten iſt ſeit dem geſtrigen 
Tage, durch die von der allerhoͤchſtverordneten Kommiſſion 
zur Aufrechthaltung der oͤffentlichen Ruhe im Koͤnigreich 
Sachſen unterm 13. d. M. erlaſſene Bekanntmachung, zur 
feſten Ueberzeugung geworden, daß die ausgeſprochenen 
Wuͤnſche werden gewaͤhrt werden, und unſer unterthaͤnig 
gehorſamſter Antrag geht daher dahin: 

daß Ew. ıc. eine allein aus der Buͤrgerſchaft her— 
vorgehende Wahl einer Anzahl von wenigſtens 60 
Kommun = Repräfentanten, welche bei Ausarbeitung 
einer neuen Staͤdte-Ordnung, durch beſondere Ab— 
geordnete, für die hieſige Kommun konkurxiren 
wuͤrden, ſchleunigſt anzuordnen gnaͤdig und hoch— 
geneigt geruhen moͤgen. 

Die wir in groͤßter Verehrung beharren 

Ew. ꝛc. ꝛc. 
Leipzig, den 17. September 1830. 


Die Buͤrgerſchaft zu Leipzig. 
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